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Februar 2017

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Digitalisierung übersetzt unsere reale Welt in 
eine Datenwelt. Wie wichtige industrielle Revolu-
tionen zuvor (Wasser- und Dampfkraft, elektrische 
Energie und Fließbänder) wird dies auch unsere re-
ale Welt verändern. Die globale Vernetzung von Pro-
zessen, Menschen und Märkten eröffnet ungeheure 
Chancen für die Menschheit als Ganzes. Auch die Fi-
nanztechnologie profitiert von der neuen Schnel-
ligkeit und Universalität von Daten. Natürlich gibt 
es hierbei auch Risiken. Ob sich die Veränderungen 
letztlich zum besseren oder schlechteren auswirken, 
liegt aber allein an uns. Daher wollen wir die deut-
sche G20-Präsidentschaft dazu nutzen, eine kluge 
globale Ordnungspolitik auch mit Blick auf diese 
neuen Entwicklungen zu gestalten. Im Rahmen der 
G20-Fachkonferenz zur Digitalisierung der Finanz-
märkte gab es hierzu einen intensiven Austausch 
mit Vertretern aus internationaler Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft.

Im Januar hat der Vorsitzende der „Hochrangi-
gen Arbeitsgruppe Eigenmittel“ der EU, Mario 
Monti, den Abschlussbericht zur Überprüfung des 

Eigenmittelsystems vorgestellt. Damit finden die 
mehr als zweijährigen Arbeiten der Gruppe ihren 
Abschluss. Sie hatte von Rat, Europäischem Parla-
ment und Europäischer Kommission den Auftrag 
erhalten zu untersuchen, wie das aktuelle Finan-
zierungssystem des EU-Haushalts, das sogenannte 
Eigenmittelsystem, reformiert werden könne. Im 
Ergebnis würdigt die Arbeitsgruppe die Funktions-
weise des bestehenden Systems und spricht sich ins-
besondere gegen eine Schuldenfinanzierung des 
EU-Haushalts aus. Bei der Struktur der Eigenmittel-
arten schlägt die Gruppe die Einführung neuer steu-
erbasierter Eigenmittel vor, es gibt aber auch kriti-
sche Stimmen dazu, nicht zuletzt aus Deutschland.

Nach den vorläufigen Kassenergebnissen 2016 weist 
die Gesamtheit der Bundesländer einen Finanzie-
rungsüberschuss in Höhe von 8,8  Mrd. € aus und 
schließt damit bedeutend besser ab als im Vorjahr 
(2,8 Mrd. €). Ausschlaggebend für das Rekordergeb-
nis sind der hohe Anstieg der Einnahmen der Länder 
insgesamt, darunter der Steuern um 8,5 %, und die 
Entlastung der Länder durch den Bund bei der Be-
wältigung der Flüchtlingslage. Diese beläuft sich bei 
Berücksichtigung der Kommunen auf rund 9 Mrd. €. 
Angesichts des hohen Finanzierungsüberschusses 
sind die Länder aufgefordert, ihrer verfassungsrecht-
lich verankerten Verantwortung für die Finanz
ausstattung ihrer Kommunen gerecht zu werden 
und die Kommunen an der erheblich verbesserten 
Finanzausstattung teilhaben zu lassen.	  

Dr. Thomas Steffen  
Staatssekretär im Bundesministerium  
der Finanzen
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Digitalisierung gestalten: 
Chance und Herausforderung 
(auch) für die G20

Das Thema Digitalisierung zählt zu den finanzpo-
litischen Schwerpunkten der deutschen G20-Prä-
sidentschaft. Digitalisierung im Finanzsektor fin-
det bereits seit vielen Jahren statt, fortentwickelte 
Nutzungsmöglichkeiten des Internets und neue di-
gitale Technologien führen aber zu immer schnel-
ler wachsenden Anwendungsmöglichkeiten. Welt-
weit ergeben sich hieraus enorme Chancen für das 
Finanzsystem, die Realwirtschaft und die Gesell-
schaft. Die G20 kann und soll die Entwicklung hin 
zu einer immer stärker vernetzten Welt verantwor-
tungsvoll mitgestalten, da nur so die Potenziale der 
Digitalisierung voll genutzt und ihre Risiken be-
grenzt werden können. Ziel der zu diesem Thema 
von der Deutschen Bundesbank und dem BMF ver-
anstalteten G20-Konferenz im Schloss Biebrich in 
Wiesbaden war es, die zahlreichen Facetten des 
Themas einschließlich ihrer Wechselwirkungen 
miteinander besser zu verstehen und die Arbeiten 

●● Die Digitalisierung im Finanzsektor führt zu schnell wachsenden, breiten Anwendungsmöglich-
keiten, die mit großen Chancen für das Finanzsystem, die Realwirtschaft und die Gesellschaft 
verbunden sind, aber auch mit möglichen Risiken.

●● Eine im Rahmen der G20-Präsidentschaft Deutschlands von der Deutschen Bundesbank und 
dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) veranstaltete Konferenz hat die zahlreichen Facet-
ten des Themas beleuchtet.

●● Bildung auf breiter Basis wird eine entscheidende Rolle dabei zukommen, die aus digitalen In-
novationen resultierenden Chancen zu nutzen sowie die mit ihnen verbundenen Risiken einzu-
schätzen und zu kontrollieren. Nicht zuletzt deshalb gehört auch eine Verbesserung der finanzi-
ellen Bildung (Financial Literacy) zu den Schwerpunkten der deutschen G20-Präsidentschaft.

Chancen nutzen, Herausforderungen angehen: 
G20-Konferenz zur Digitalisierung im 
Finanzsektor

unter deutscher G20-Präsidentschaft durch Exper-
tenwissen zu untermauern.

Der Titel der Konferenz „Digitising finance, finan-
cial inclusion and financial literacy“ skizziert bereits 
die Reichweite des Themas. Bundesbankpräsident 
Dr.  Jens Weidmann verwies in seinen einleitenden 
Bemerkungen auf den Zusammenhang der einzel-
nen Themenschwerpunkte und auf die Verantwor-
tung von Politik, Regulierungs- und Aufsichtsbe-
hörden, geeignete Rahmenbedingungen für digitale 
Technologien im Finanzsektor und digitale Finanz-
dienstleister zu setzen. Die Eröffnungsrede hielt Ihre 
Majestät Königin Máxima der Niederlande, Sonder-
beauftragte des UN-Generalsekretärs für finanzielle 
Inklusion und Entwicklung und Ehrenvorsitzende 
der Globalen Partnerschaft für finanzielle Inklu-
sion (Global Partnership for Financial Inclusion). 
Sodann tauschten sich über 250 Gäste aus dem In- 
und Ausland zu Chancen und Herausforderungen 
der Digitalisierung in Wirtschaft und Gesellschaft 
aus, unter ihnen der australische Finanzminister, 
der Honorable Scott Morrison, der stellvertretende 
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Chancen nutzen, Herausforderungen angehen: G20-Konferenz zur Digitalisierung im Finanzsektor

Entwicklungen im Zuge der Digitalisierung des Fi-
nanzsektors gesehen.

FinTech	  
Ein abschließendes Verständnis des Begriffs 
„FinTech“ hat sich bislang nicht herausgebil-
det. Er setzt sich aus den Worten „Financial 
Service“ und „Technology“ zusammen. Unter 
FinTechs werden weithin junge, innovative 
Unternehmen verstanden, die ihre Dienst-
leistungen im Finanzbereich auf Basis tech-
nologischer Neuerungen anbieten. FinTechs 
treten teils in Konkurrenz zu hergebrachten 
Finanzdienstleistern, kooperieren teils mit 
ihnen und komplettieren deren Produktpa-
lette.

Auf der Konferenz wurde teilweise die Auffassung 
vertreten, dass die Digitalisierung das Potenzial 
habe, den Finanzdienstleistungssektor und des-
sen Infrastruktur zu „revolutionieren“. So schrie-
ben etwa viele Teilnehmer der Workshops insbe-
sondere der sogenannten Distributed-Ledger- oder 
Blockchain-Technologie große potenzielle Auswir-
kungen auf die internationale Finanzmarkt-Infra-
struktur zu. 

Distributed-Ledger und Blockchain	  
Unter Distributed-Ledger ist ein öffentli-
ches, dezentral geführtes Kontobuch zu ver-
stehen. Es ist die technologische Grundlage 
virtueller Währungen und dient dazu, im di-
gitalen Zahlungs- und Geschäftsverkehr 
Transaktionen von Nutzer zu Nutzer aufzu-
zeichnen, ohne dass es einer zentralen Stelle 
bedarf, die jede einzelne Transaktion legiti-
miert. Blockchain ist der Distributed-Ledger, 
welcher der virtuellen Währung Bitcoins zu-
grunde liegt.

In der Tat scheint sich die Distributed-Ledger-Tech-
nik, die als Technologie bekannt wurde, auf der die 

Premierminister Singapurs, Tharman Shanmugarat-
nam, der Gouverneur der Bank of England, Dr. Mark 
Carney, der Präsident der Schweizerischen National-
bank, Prof. Thomas Jordan, und der Bundesminister 
des Inneren, Dr. Thomas de Maizière. Bundesfinanz-
minister Dr.  Wolfgang Schäuble nahm gemeinsam 
mit Prof. Hasso Plattner, Vorsitzender des Aufsichts-
rats und Gründer der SAP AG, an einer moderierten 
Diskussion teil. Auch das Fachpublikum beteiligte 
sich interaktiv über Tablets an diesem intensiven 
Austausch, der am 26. Januar 2017 durch acht Work-
shops und Dialoge mit Industrie und Wissenschaft 
ergänzt wurde.

Finanzinnovation durch  
„FinTech“: Was ist hier neu?

Enorme Fortschritte im Bereich der Informations- 
und Kommunikationstechnologie eröffnen neue 
Möglichkeiten der Entwicklung und Verbreitung 
von Finanzdienstleistungen.

Digitale Finanzdienstleistungen und insbeson-
dere die sogenannte FinTech-Branche verzeichnen 
seit einigen Jahren ein sehr schnelles Wachstum, 
zu dem sowohl angebots- als auch nachfragesei-
tige Kräfte beitragen. Auf der Angebotsseite spielt 
der technologische Fortschritt eine wichtige Rolle, 
ebenso wie die Bemühungen, die Kosten für Fi-
nanzdienstleistungen zu senken. Verstärkt wer-
den diese Faktoren durch wachsende Verfügbarkeit 
von Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie-Infrastruktur, die Bereitstellung neuartiger Zu-
gangspunkte zu Finanzdienstleistungen wie Mobil-
telefone und die wachsende Anzahl an Personen, die 
sehr früh digitale Nutzungserfahrung erworben ha-
ben oder gar gänzlich in der digitalisierten Welt auf-
gewachsen sind: die sogenannten Digital Natives.

Die Nachfrageseite wird immer mehr geprägt von 
Kunden, die ununterbrochen online sind und zu-
nehmend erwarten, dass sie ihre Bankgeschäfte 
mit minimalem Aufwand jederzeit und überall er-
ledigen können. Diese Kunden, ihre Erwartungen 
und ihr Verhalten wurden auch von vielen Konfe-
renzteilnehmern als wesentlicher Treiber für die 
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virtuelle Währung Bitcoin basiert, als ein Instru-
ment mit einem großen Nutzungsspektrum zu 
entpuppen, mit deren Möglichkeiten sich aktuell 
viele Marktteilnehmer und auch Aufsichtsbehör-
den und Zentralbanken in (noch) experimentellen 
Forschungsprojekten befassen.

Virtuelle Währungen	 
sind kryptografische, also verschlüsselte Er-
satzwährungen, mit denen im Internet in-
zwischen Waren, Dienstleistungen und 
IT-Anwendungen bezahlt werden können.

Technologie als Chance für 
das Finanzsystem und die 
Realwirtschaft

Mit der Digitalisierung des Finanzsektors eröffnet 
sich ein breites Spektrum an Möglichkeiten. Bereits 
aus wirtschaftlicher Sicht birgt die Digitalisierung 
der Finanzmärkte ein hohes Nutzenpotenzial. Digi-
tale Finanzdienstleistungen können zu deutlichen 
Effizienzsteigerungen führen. Zudem kann die 

Digitalisierung den Wettbewerb innerhalb des Fi-
nanzsystems erhöhen. So bietet die Digitalisierung 
auch Neulingen die Chance, sich gegen etablierte 
Akteure zu behaupten, indem sie sich ihre techno-
logische Expertise konsequent zu Nutze machen. 
Schließlich kann Technologie den Zugang zu Fi-
nanzdienstleistungen sowohl für Privatkunden als 
auch für Unternehmen der Realwirtschaft zum Teil 
erheblich erleichtern  – beispielsweise kann heute 
bereits ein Mobiltelefon als Zugangskanal zu Fi-
nanzdienstleistungen ausreichen.

Datenbasierte Technologien können auch die 
Transparenz des Finanzsystems erhöhen und auf 
diese Weise Informationsasymmetrien verringern. 
So wird es z. B. durch Big-Data-Analysen möglich, 
Ausfallrisiken auch ohne das Bestehen einer lang-
jährigen Beziehung zwischen Geschäftsbank und 
Kunden besser einzuschätzen.

Mit Hilfe von Online-Plattformen für Schwarmfi-
nanzierung (Crowdfunding, siehe Übersicht 1) oder 
Kreditvergabe zwischen Nichtbanken (Peer-to-
Peer Lending) lassen sich so möglicherweise Inves-
titionsvorhaben realisieren, die den traditionellen 
Banken zu riskant oder zu klein wären. 

Crowdfunding	

auch Schwarmfinanzierung genannt, ist eine Finanzierungsform, die in der Regel über Internet-
plattformen erfolgt und im Wesentlichen in vier Marktsegmente untergliedert wird:

●● Spendenbasiertes Crowdfunding: Das Publikum spendet in einem bestimmten Zeitraum für ein 
konkretes Projekt Geld, ohne hierfür eine Gegenleistung zu erhalten.	

●● Gegenleistungsbasiertes Crowdfunding: Die Geldgeber erhalten eine symbolische, nicht-mo-
netäre Gegenleistung, wie beispielsweise die Nennung ihres Namens im Abspann eines mitfi-
nanzierten Films oder persönliche Gegenstände des Künstlers.

●● Crowdinvesting (Equity Based Crowdfunding): Der Geldgeber erhält eine Beteiligung an 
zukünftigen Gewinnen des finanzierten Projekts oder, wenn das Investment mit Wertpapier-
anlagen verbunden ist, Anteile oder Schuldinstrumente.

●● Crowdlending (Kreditbasiertes/Lending Based Crowdfunding): Die Geldgeber erhalten das 
Versprechen, dass ihnen der Betrag mit oder ohne Zinsen zurückgezahlt wird.

Die ersten beiden Marktsegmente werden oft auch unter dem Begriff „Crowdsponsoring“ zusam-
mengenommen.

Übersicht 1
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Chancen nutzen, Herausforderungen angehen: G20-Konferenz zur Digitalisierung im Finanzsektor

Auch in dem im Rahmen der Konferenz durchge-
führten Industrie-Dialog zu „Crowdfunding and 
peer-to-peer lending – Potential benefits and risks“ 
wurden Beispiele für eine Erhöhung der Anzahl 
von Projekten genannt, für die auf diese Weise eine 
Finanzierung erreicht wurde beziehungsweise wer-
den könnte. Um den größtmöglichen Nutzen aus 
digitalen Innovationen zu ziehen, müssen einer-
seits ihre Chancen aktiv wahrgenommen und an-
derseits die damit einhergehenden Risiken einge-
dämmt werden.

Verbesserter Zugang zu 
Finanzdienstleistungen 
(Financial Inclusion)

Innovative Technologien und Finanzierungsfor-
men können den Zugang zu Zahlungsdiensten (z. B. 
mobile Zahlungen), Krediten (z.  B. Peer-to-Peer-
Kredite) oder Eigenkapital (z.  B. Crowdinvesting) 
insbesondere auch für Verbraucher und kleine 
und mittlere Unternehmen erleichtern. Gerade 
in Entwicklungs- und Schwellenländern eröffnen 
sie zudem Möglichkeiten, Bevölkerungsgruppen 
einzubinden, die bisher vom Finanzsystem ausge-
schlossen waren; dies gilt z. B. für Zahlungen und 
Überweisungen über das Smartphone. Auch wenn 
die Verfügbarkeit von Smartphones oder ein In-
ternetzugang zu Hause immer noch nicht überall 
gegeben ist (Abbildung 1), so verbreiten sich diese 
Technologien mittlerweile sehr schnell. Damit tra-
gen sie gerade in Gegenden, die mit Blick auf tra-
ditionelle Finanzdienstleister unterversorgt sind, 
dazu bei, die Bevölkerung auf breiter Basis an der 
Entwicklung teilhaben zu lassen.

In ihrer Eröffnungsrede zur Konferenz betonte Kö-
nigin  Máxima der Niederlande insbesondere die 
Bedeutung des Zugangs zu Finanzdienstleistungen 
für kleine und mittlere Unternehmen, die welt-
weit 90 % aller Unternehmen ausmachen und 50 % 

aller Arbeitsplätze bereitstellen. Bundesfinanzmi-
nister Dr. Wolfgang Schäuble hob im Gespräch mit 
Prof. Hasso Plattner hervor, dass die große Chance 
der Digitalisierung vor allem darin bestehe, Men-
schen in Afrika Zugang zu Finanzdienstleistungen 
und damit auch zu neuen wirtschaftlichen Ent-
wicklungsmöglichkeiten zu eröffnen. Digitalisie-
rung könne dazu beitragen, die Entwicklung und 
den Zusammenhalt der Gesellschaft zu stärken. Es 
gehe hierbei nicht nur um technologische Bildung, 
sondern auch um die generelle Fähigkeit unserer 
Gesellschaften, sich mit neuen, fremd erscheinen-
den und komplexen Zusammenhängen konstruk-
tiv auseinanderzusetzen. Auch hierfür stehe die in-
ternationale Zusammenarbeit im Rahmen der G20. 
Prof.  Hasso Plattner betonte, dass Entwicklungs-
länder durch die Digitalisierung die Chance haben, 
Entwicklungsstufen zu überspringen.

Der Workshop „Digitising finance and financial in-
clusion – opening up of opportunities and cushion-
ing of hazards“ setzte an den „High Level Principles 
of Digital Financial Inclusion“ an, die unter chine-
sischer G20-Präsidentschaft verabschiedet wur-
den. Hier wurde festgestellt, dass digitale Technolo-
gien in den kommenden Jahren entscheidend zur 
Verbesserung des Zugangs zu Finanzdienstleistun-
gen beitragen könnten. Allerdings könnte eine un-
kontrollierte Ausweitung des Zugangs zu Finanz-
dienstleistungen, insbesondere zu Krediten, auch 
eine destabilisierende Wirkung entfalten. Diese 
Gefahr sei insbesondere dann gegeben, wenn Auf-
sicht, Regulierung und Verbraucher mit der Iden-
tifizierung und Bewältigung der mit Entwicklung 
neuer Finanzdienstleistungen ebenfalls verbunde-
nen finanziellen Risiken nicht Schritt hielten. Un-
ter Berücksichtigung dieser Aspekte diskutierten 
die Teilnehmer erfolgreiche Beispiele für den digi-
talen Zugang zu Finanzdienstleistungen. Ebenfalls 
erörtert wurden Möglichkeiten der Einrichtung ei-
nes Peer-to-Peer Austauschs mithilfe innovativer 
digitaler Medientechnologien.
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Finanzielle Bildung (Financial 
Literacy) als Schlüsselfaktor 
für Inklusion

Der Workshop „Digitising finance and financial li-
teracy – growing importance in a digital landscape 
and a low interest rate environment“ befasste sich 
mit den Herausforderungen der Digitalisierung 
von Finanzdienstleistungen für Verbraucher und 
Anleger. Zusätzliche Qualifikationen und Kompe-
tenzen sind erforderlich, um diese Dienstleistun-
gen effektiv und verantwortungsvoll nutzen zu 
können. Die Digitalisierung bietet dabei Möglich-
keiten für die Entwicklung neuer Instrumente zur 
Verbesserung des finanzspezifischen Wissens. Vor 
diesem Hintergrund ist es wichtig, adäquate Daten 
zur Verfügung zu haben, mit denen die Wirksam-
keit und Auswirkungen sogenannter Financial-Lit-
eracy-Programme beurteilt werden können. Eine 
solche Datenbasis wird durch die Ergebnisse der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD)/International Network 
on Financial Education (INFE)-Umfrage zu finan-
zieller Allgemeinbildung bei Erwachsenen zur Ver-
fügung gestellt. Der standardisierte Fragebogen 
dieser Umfrage wurde bereits in über 50 Ländern 

Verfügbarkeit von Mobiltelefon oder Internet im Jahr 2015
in % der Bevölkerung älter als 15 Jahre

Quelle:  Weltbank G20 Financial Inclusion Indicators

97,4-100
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24,4-77,4

keine Daten

Abbildung 1

eingesetzt. Durch die Umfrage stehen vergleichbare 
Daten zu den drei Komponenten der finanziellen 
Allgemeinbildung zur Verfügung, nämlich Wissen, 
Einstellung und Verhalten. Während der deutschen 
G20-Präsidentschaft wird die OECD in Absprache 
mit der Deutschen Bundesbank auf Grundlage die-
ses Fragebogens einen Bericht über die finanzielle 
Allgemeinbildung in den G20-Ländern erstellen 
und veröffentlichen. Auch für Deutschland wur-
den hier Daten erhoben.

Die Stichprobe der Umfrage umfasst mindestens 
1.000 Erwachsene pro Land, deren Alter zwischen 
18 Jahren und 79 Jahren liegt. Die 30 Fragen bezie-
hen sich auf das Verhalten, die Einstellung und das 
Wissen im Bereich Finanzen, die Auswahl und Ver-
wendung von Finanzprodukten, die langfristige Fi-
nanzplanung (einschließlich Altersvorsorge), die 
finanzielle Situation und sozio-ökonomische In-
formationen. Üblicherweise wird diese Umfrage 
mittels eines Telefoninterviews oder als persönli-
che Befragung durchgeführt, gegebenenfalls auch 
als Internetbefragung. Die jeweils national erhobe-
nen Daten erlauben durch die Standardisierung der 
Fragen und der genauen Methoden- und Vorge-
hensbeschreibung des Toolkits eine vergleichende 
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Chancen nutzen, Herausforderungen angehen: G20-Konferenz zur Digitalisierung im Finanzsektor

Studie über den Stand der finanziellen Bildung in 
den teilnehmenden G20-Ländern.

Finanzielle Bildung war auch ein Schwerpunkt 
der Rede des stellvertretenden Premierministers 
und Ministers für die Koordinierung der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik von Singapur, Tharman 
Shanmugaratnam. Singapur ist nicht nur in inter-
nationalen Vergleichen zur schulischen Bildung 
ganz vorne, sondern gilt auch im Hinblick auf fi-
nanzielle Bildung weltweit als eines der fortschritt-
lichsten Länder: Hier ist finanzielle Bildung sogar 
in Grundschulen Teil des Lehrplans.

Risiken digitaler Innovation – 
Herausforderung für Nutzer 
und Aufseher

Den Chancen der Digitalisierung stehen auch Risi-
ken gegenüber, die es nach einhelliger Ansicht ad-
äquat zu adressieren gilt. Diese Thematik wurde 
insbesondere im Workshop „Digital finance  – regu-
latory challenges“ angesprochen, in dem Aufseher, 
Zentralbanker, FinTech-Vertreter und Akademiker 
die regulatorische Behandlung von Risiken digita-
ler Finanzinnovationen diskutierten.

Trotz der heterogenen Natur von FinTechs ergaben 
sich zwischen den Vertretern der Stabilitäts-, Wett-
bewerbs- und Verbraucherschutzperspektiven im 
Workshop übergreifende Diskussionspunkte. Einig-
keit schien z. B. so weit zu bestehen, als regulatori-
sche Ansätze die Entwicklung und Chancen der di-
gitalen Technologien zwar nicht behindern dürfen, 
aber auch die damit einhergehenden Risiken nicht 
unbeherrschbar wachsen lassen sollten. Welche 
Konsequenzen aus diesem prinzipiellen Zielkon-
flikt darüber hinaus gezogen werden sollten, wurde 
jedoch unterschiedlich beurteilt. Während manche 
Teilnehmer „regulatorische Sandkästen“ für nütz-
lich hielten, um z.  B. bei Finanzinnovationen die 
Wirkung neuer Regulierungen zu testen, befürwor-
teten dies andere nur teilweise (z. B. nur für auto-
matisierte Anlageberatung) oder sprachen sich ganz 

dagegen aus. Ein wachsames Monitoring sowie ein 
permanenter Austausch über neuere Entwicklun-
gen wurden jedoch allgemein als Grundpfeiler regu-
latorischer Ausrichtung angesehen. Zudem gingen 
alle Sprecher von der Notwendigkeit eines Prozes-
ses aus, bei dem es darauf ankomme, angesichts der 
heterogenen Entwicklung der Märkte und der regu-
latorischen Ansätze voneinander zu lernen.

Zur Frage nach der Notwendigkeit aktiver staatli-
cher Einflussnahme auf technische Neuerungen 
sprachen sich deutsche Vertreter für eine insgesamt 
neutrale Rolle des Staates in Bezug auf technologi-
sche Entwicklungen aus. Regulierung und Aufsicht 
orientiere sich in Deutschland an dem Grundsatz 
„gleiches Geschäft, gleiche Risiken, gleiche Regeln“. 
Es gebe bislang insoweit keinen Bedarf, die deut-
sche Regulierung kurzfristig zu ändern. Man prüfe 
aber derzeit, inwieweit FinTechs zyklische „Ab-
schwünge“ verkraften oder ob durch zu starke Ver-
bundenheit von FinTechs Risiken entstehen könn-
ten. Von akademischer Seite wurde teilweise eine 
aktivere Rolle staatlicher Stellen im Hinblick auf die 
Weiterentwicklung der Technologien befürwortet. 
Die Kooperation von Aufsehern und Unternehmen 
bei der Entwicklung neuer Technologien, vor allem 
wenn es um die Erschaffung von Infrastruktur bei 
Zahlungssystemen gehe, sei nichts Neues.

Im Fokus der weiteren Betrachtung standen mög-
liche Fehlanreize, Parallelen zu früheren Produk-
ten mit Gefährdungspotenzial und die Gefahr auf-
sichtsrechtlicher Ungleichbehandlung:

Als Beispiel wesentlicher Fehlanreize bei internet-
basierten Kreditplattformen wurde die Kreditver-
gabe „per Auktion“ (Peer-to-Peer Lending) genannt. 
Überböten sich Anleger für die Möglichkeit, einem 
Kreditnehmer Geld zu geben, könne dies dazu füh-
ren, dass immer derjenige gewinne, der die Ausfallri-
siken besonders optimistisch einschätze („Winner’s 
Curse“) und deswegen die geringsten Zinsen ver-
lange. Allerdings böten manche Peer-to-Peer-Lend-
ing-Unternehmen den Kunden genau deswegen 
auch eine Einschätzung bezüglich der Ausfallrisiken 
an und rieten zur Diversifikation.
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Hinsichtlich zukünftiger Anforderungen an die Auf-
sicht herrschte Einigkeit darüber, dass die Aufse-
her zukünftig auch beziehungsweise noch mehr 
Expertise in IT und Programmierung brauchen wer-
den, um beispielsweise die Risiken eines RoboAdvi-
sors einschätzen zu können. Gewarnt wurde jedoch 
vor zu hohen Erwartungen, da die Möglichkeiten 
zur Beeinflussung von Algorithmen sehr vielfäl-
tig und damit auch für Aufseher selbst mit erhebli-
cher IT-Expertise schwer zu entdecken seien.Risiken 
systemischer Größenordnung von FinTechs würden 
derzeit von einer Expertenarbeitsgruppe des inter-
nationalen Finanzstabilitätsrats, Financial Stability 
Board (FSB), geprüft. Bei Universalbanken könnten 
potenzielle Gefährdungsaspekte der Finanzstabilität 
u. a. in folgender Hinsicht bestehen:

●● im Bereich der Zahlungsdienste durch Digital 
Wallets, eMoney und grenzüberschreitende 
Zahlungen neue Risikokonzentrationen,

●● im Bereich der Kundenbeziehung (Einlagenge-
schäft) durch Aggregatoren, Vergleichsportale 
und RoboAdvices höhere Volatilitäts- und Li-
quiditätsrisiken,

●● im Privatkundengeschäft und Commercial 
Banking durch Peer-to-Peer Lending stärkere 
Prozyklizität,

●● im Firmenkundengeschäft bei der durch Hoch-
frequenzhandel und den Einsatz von Algo-
rithmen gestörte Marktfunktion,

●● sowie bei der Abwicklung („Clearing and Set-
tlement“) durch „Distributed-Ledger“-Risiken 
bei Infrastrukturanbietern, operationelle sowie 
Cyberrisiken (vergleiche Abbildung 2).

eMoney	  
ist eine neben dem Zentralbankgeld und 
dem Buchgeld der Banken dritte, relativ 
neue Erscheinungsform des Geldes.

Ein weiteres mögliches Risiko wurde aufgrund der 
Ähnlichkeiten mancher Crowdfunding-Geschäfts-
modelle mit Strukturen der Verbriefung von Im-
mobilienkrediten, sogenannten Asset Backed Se-
curities (ABS), gesehen: Während bei ABS von der 
emittierenden Bank ein Selbstbehalt eines Teils der 
Risiken verlangt würde, sei das bei Crowdfunding 
derzeit (noch) nicht der Fall. Einige Teilnehmer 
hielten es für möglich, dass sich dadurch schnell 
Risiken aufbauen können. Auch generell habe das 
Tempo des Aufbaus von Risiken insbesondere auf 
den asiatischen Märkten erheblich zugenommen. 
Der Übergang von „too small to matter“ zu „too big 
to fail“ könne inzwischen in wenigen Monaten er-
folgen, wie man am rasanten Aufstieg asiatischer 
FinTechs sehen könne.

Ein Risiko aufgrund aufsichtsrechtlicher Ungleich-
behandlung sahen die Diskussionsteilnehmer bei di-
gitalen Anlageberatern, den sogenannten RoboAd-
visors, die anders als konventionelle Anlageberater 
vielfach keinen Zulassungsregeln unterlägen, auch 
wenn sie durchaus auch für RoboAdvisors sinnvoll 
sein könnten. 

RoboAdvice 	 
betrifft digitale Kundenberatung, während 
Auto-Trading-Plattformen den entsprechen-
den Handelsservice anbieten. Bei einem Ro-
boAdvice beantworten Kunden einen inter-
netbasierten Fragenkatalog, in dem sie dem 
Anbieter Auskunft über ihre persönlichen 
Umstände, ihre Anlageziele sowie anlagerele-
vante Kenntnisse und Handelserfahrungen 
geben. Basierend darauf erstellt ein Algorith-
mus einen Anlagevorschlag, ein Musterport-
folio oder eine Anlageempfehlung. Der Grad 
der Standardisierung kann dabei zwischen 
verschiedenen Plattformen variieren. Teils 
kann der Anlagevorschlag auch auf den Platt-
formen selbst nach einer Registrierung und 
Eröffnung eines Wertpapierdepots umgesetzt 
werden.
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FinTech-Innovationen müssten daher in Bezug 
auf Zuverlässigkeit, Widerstandsfähigkeit, Daten-
schutz und Skalierung höchsten Ansprüchen ge-
nügen.

Teilweise wurde daraus die Notwendigkeit einer 
Anpassung regulatorischer Ansätze gefolgert: „Re-
gulatorische Sandkästen“ könnten in einem reellen 
Umfeld sowohl Tests von Innovationen und Ge-
schäftsmodellen ermöglichen als auch die Durch-
führung von Zulassungsverfahren unter Vermei-
dung von Hemmnissen. Systemischen Risiken 
durch FinTechs sei durch regulatorische Parame-
ter, dynamische Anpassung von Aufsichtsanforde-
rungen, klare Insolvenzregimes und diszipliniertes 
Risikomanagement zu begegnen.

Zahlungsdienste

Kundenbeziehungen

Privat- und Geschäftskunden

Großkunden, Märkte

Infrastruktur für Zahlungen, Clearing 
und Geschäftsabwicklungen

Neue Risikokonzentrationen, Risiko 
von Einzelausfällen

Elektronische Brieftasche,
eMoney, internationale Zahlungen

Hohe Volatilität von Einlagen, 
Liquiditätsrisiken

Aggregatoren, Vergleichsportale, 
RoboAdvisors, Identitätsnachweis

Risiken zukünftiger 
Geschäftsmodelle, Prozyklizität

Direkte Kreditvergabe, „big data“ 
Analysen, Forderungen

Kritische Infrastruktur, 
OpRisk und Cyberrisiko

Distributed-Ledger

Übertriebene Volatilität in 
Vermögenspreisen, Marktversagen

Hochfrequenzhandel,
Algorithmen

U
ni

ve
rs
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ba
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en

Finanzdienstleistungen und Gefährdungspotenzial durch FinTechs

Quelle: Bank of England, Bundesministerium der Finanzen

Abbildung 2

Cybersicherheit im 
Finanzsektor

Auch über Cyberrisiken wurde auf der Konferenz 
gesprochen. Mit voranschreitender Digitalisierung 
von Finanzdienstleistungen sind auch Bedrohun-
gen durch immer professionellere digitale Angriffe 
auf Institute und Systeme des Finanzsektors in den 
vergangenen Jahren stark gestiegen. Auch Bun-
desinnenminister Dr.  Thomas de  Maizière wies 
deshalb darauf hin, dass die Verwundbarkeit von 
IT-Systemen aufgrund immer intelligenter wer-
dender Angriffsformen und Schadsoftware stetig 
wächst und er rief dazu auf, mehr in IT-Sicherheit 
zu investieren.

Der Finanzsektor zeichnet sich durch die inter-
nationale Vernetzung seiner Märkte und Institute 
aus. Größere Cyberangriffe auf ein einzelnes Insti-
tut können daher Auswirkungen auf andere – auch 
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ausländische  – Institute haben, sodass Cyberan-
griffe auf den Finanzsektor durchaus mit Risiken 
für das globale Finanzsystem einhergehen kön-
nen. Um die Widerstandsfähigkeit des Finanzsek-
tors zu stärken, ist es deshalb notwendig, dass alle 
G20-Staaten ihre Anstrengungen in diesem Bereich 
erhöhen. Der Gouverneur der Bank of England, 
Dr. Mark Carney, begrüßte deshalb den Vorstoß der 
deutschen G20-Präsidentschaft, den FSB mit einer 
Bestandsaufnahme von in G20-Staaten bereits gel-
tenden Aufsichtsregularien für die Cybersicherheit 
im Finanzsektor zu beauftragen, um hieraus mittel-
fristig Handlungsempfehlungen zu entwickeln.

Abgerundet wurde die Behandlung des Themas 
durch einen wissenschaftlichen Dialog. Auch hier 
wurde festgestellt, dass der Finanzsektor für Cy-
berkriminelle ein besonders attraktives Angriffs-
ziel ist. Zunehmend werde sogenannte Ransom-
ware eingesetzt. Damit werden Schadprogramme 
bezeichnet, die den Zugriff auf Daten und Systeme 
einschränken oder verhindern und diese nur gegen 
Zahlung eines Lösegeldes wieder freigeben. Zuneh-
mend werde auch gedroht, dass bei Nichtzahlung 
sensible Kundendaten im Internet veröffentlicht 
würden. Aber nicht nur diese immer höher entwi-
ckelten Angriffe auf etablierte Finanzinstitute stell-
ten den Finanzsektor vor neue Herausforderungen. 
Auch Akteure mit neuartigen Geschäftsmodellen, 
wie z. B. FinTechs, würden häufiger als Angriffsziel 
identifiziert, insbesondere weil für diese weitaus 
geringere Regulierungsanforderungen hinsichtlich 
der Sicherheit bestünden. Positiv sei hervorzuhe-
ben, dass sich die internationale Zusammenarbeit 
im Bereich der Cybersicherheit in den vergangenen 
Jahren verbessert habe.

Schlussfolgerungen und 
Ausblick

Das Thema Digitalisierung soll im Rahmen der 
deutschen G20-Präsidentschaft weiter diskutiert 
werden. Dabei werden in verschiedenen Arbeits-
strängen des FSB insbesondere Analysen zu den 
potenziellen Wirkungen von FinTechs und digita-
len Technologien im Finanzsektor durchgeführt. 
Eine Bestandsaufnahme bereits vorhandener Re-
gulierungsansätze wird zudem helfen, etwaige glo-
bale regulatorische Fragestellungen für ein stabiles 
Finanzsystem im Bereich FinTech zu identifizieren.

Ein wichtiges Ziel der deutschen Präsidentschaft ist 
auch die Förderung wirksamer Verfahren zur Stär-
kung der finanziellen Allgemeinbildung, insbeson-
dere durch den Aufbau eines über die G20-Länder 
hinweg vergleichbaren Datensets zur Bewertung 
der Wirksamkeit von Förderprogrammen. Ebenso 
wichtig ist der Austausch zwischen G20- und Nicht-
G20-Ländern zur digitalen finanziellen Inklusion.

Ein zusätzlicher Schwerpunkt der Digitalisierungs-
debatte wird auf der Nutzung der hiermit verbun-
denen Möglichkeiten zur Verbesserung der Finan-
zierung kleiner und mittlerer Unternehmen liegen 
(z.  B. im Rahmen des Workshops „Helping SMEs 
Go Global – Moving Forward in SME Finance“ am 
23.  und 24.  Februar  2017 in Frankfurt am Main). 
Weiterhin möchte das BMF die Chancen der Digi-
talisierung für die internationale Zusammenarbeit 
für Schüler durch einen gemeinsam mit der Ham-
burger Joachim Herz Stiftung entwickelten „Global 
Classroom“ nutzen (weitere Informationen hierzu 
finden Sie unter www.global-classroom.de).

http://www.global-classroom.de
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Ursachengerechte Therapie des  
Staaten-Banken-Nexus

●● Bei den sogenannten Sovereign Bond-Backed Securities (SBBS) sollen europäische Staatsanlei-
hen gebündelt, verbrieft und in Junior- und Senior-Bonds tranchiert werden. Es ist keine explizi-
te (vertragliche) gemeinsame Emission oder Haftung vorgesehen.

●● Der Wissenschaftliche Beirat kritisiert bei diesem Vorschlag, dass in der aktuellen Diskussion die 
Abschaffung der Privilegien von Staatsschulden nicht im Vordergrund steht.

●● Der Beirat warnt zudem vor der Einführung von Eurobonds durch die Hintertür.

●● Der Beirat spricht sich dagegen aus, die SBBS in der Finanzmarktregulierung zu privilegieren, 
um bisher nicht vorhandene Nachfrage zu fördern. Erstes Ziel müsse die Abschaffung bestehen-
der Privilegien sein, nicht die Schaffung neuer Privilegien.

Der Wissenschaftliche Beirat1 beim Bundesminis-
terium der Finanzen (BMF) hat am 23. Januar 2017 
an den Bundesminister der Finanzen, Dr. Wolfgang 
Schäuble, einen Brief zum Staaten-Banken-Nexus 
und dem Vorschlag zur Einführung von SBBS (oder 
auch European Safe Bonds) geschrieben: 

Seit Beginn der krisenhaften Entwicklungen im 
Euroraum im Jahr 2010 wurde von vielen Seiten auf 
den sogenannten Staaten-Banken-Nexus hinge-
wiesen, der als Kernproblem bei der Überwindung 
der Krise und der Stabilisierung des Euroraums an-
gesehen wird. Es besteht eine enge Verflechtung 
von Staaten und Banken, die einen möglichen Teu-
felskreis befeuert:

1.	 Wenn Banken in Probleme gerieten, dann 
mussten Staaten diese Banken allzu häufig retten, 
gerade wenn Banken als systemrelevant betrachtet 
wurden. Verluste im Bankenbereich wurden damit 
sozialisiert, also vom privaten auf den öffentlichen 

1  Der Brief des Wissenschaftlichen Beirats ist als Beitrag zum 
allgemeinen Diskurs zu verstehen und gibt nicht notwendiger-
weise die Meinung des BMF wieder.

Bereich übertragen. In der Folge stiegen die Aus-
fallrisiken der Staatsschulden.

2.	 Wenn andersherum Staaten, z. B. durch eine 
ausufernde staatliche Verschuldung und/oder die 
Notwendigkeit großer Rettungspakete für Banken, 
Finanzierungsengpässe aufwiesen, dann gerieten 
diejenigen Banken in Probleme, die zuvor größere 
Bestände an Anleihen dieser Staaten erworben 
hatten.

Im Zuge der Krise haben Experten und die Politik 
der Frage große Aufmerksamkeit gewidmet, wie die-
ser Nexus durchbrochen werden kann. Die Schaf-
fung der gemeinsamen Bankenaufsicht und -ab-
wicklung durch den Single Supervisory Mechanism, 
die Bank Recovery and Resolution Directive (BRRD) 
und den Single Resolution Mechanism soll beispiels-
weise dazu beitragen, dass der Staat besser vor Ban-
kenrisiken geschützt wird. Weniger sichtbar sind die 
regulatorischen Fortschritte hingegen bei der Frage, 
wie die Anfälligkeit von Banken gegenüber Staats-
schuldenkrisen verringert werden kann. Im Kern 
müssten die Banken dazu veranlasst werden, ihre 
Investitionsrisiken zu senken und ihre Fähigkeit zur 
Absorption eventueller Verluste zu erhöhen.
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Der Wissenschaftliche Beirat beim BMF hat bereits 
im Jahr 2014 darauf hingewiesen, dass für die An-
fälligkeit der Banken gegenüber Staatsschuldenkri-
sen großenteils die Politik selbst verantwortlich ist, 
und u. a. drei Änderungen in der Regulierung vor-
geschlagen: 

1.	 Höhere Eigenkapitalanforderungen generell,

2.	 die regulatorische Verhinderung von „Klum-
penrisiken“ in den Bankbilanzen, die aus dem 
einseitigen Investment in Staatsschuldtitel des 
eigenen Landes resultieren (Home Bias), und vor 
allem 

3.	 die Beseitigung der regulatorischen Privilegie-
rung von Staatsschuldtiteln als Anlageform, insbe-
sondere die Abschaffung der Befreiung dieser Kre-
ditvergabe von Kapitalunterlegungsvorschriften2.

Home Bias	   
bezeichnet das Phänomen, dass Anleger 
eine deutlich stärkere Präferenz für 
heimische Anlagen aufweisen als es die 
Vorteile der internationalen Portfolio-
Allokation nahelegen.

Eine Veränderung der Bankenregulierung, die die-
sen drei Punkten Rechnung trägt, würde Banken 
veranlassen, ihr Portfolio an Staatsschuldtiteln 
generell zu reduzieren, den bestehenden starken 
Home Bias zu verringern und so den Diversifika-
tionsgrad zu erhöhen. Zugleich würden Banken 
durch größere Eigenkapitalausstattung weniger 
anfällig sein gegenüber möglichen Anlageverlus-
ten im Fall von Schuldenkrisen einzelner Staaten. 
Es kann bei dieser Problemlösung dem privaten Fi-
nanzsektor überlassen bleiben, ob die gewünschte 
Portfoliodiversifikation durch entsprechende In-
vestitionen der Einzelbanken erfolgt oder ob 

2  Der Staat als privilegierter Schuldner – Ansatzpunkte 
für eine Neuordnung der öffentlichen Verschuldung in 
der Europäischen Währungsunion, Stellungnahme des 
Wissenschaftlichen Beirats beim BMF, 02/2014.

Investmenthäuser den Banken bei dieser Portfolio
diversifikation durch die Schaffung entsprechen-
der Derivate (Bündelung und Tranchierung von 
Anleihen) behilflich sind.

In der aktuellen Diskussion steht die Abschaffung 
der regulatorischen Privilegierung von Staats-
schuldtiteln nicht im Vordergrund. Zur Stabilisie-
rung des Euroraums wird stattdessen derzeit dis-
kutiert, sogenannte SBBS einzuführen3. Dabei wird 
das Ziel verfolgt, über die Verbriefung von Staatsan-
leihen und die Tranchierung in Senior und Junior 
Bonds eine Anlageklasse zu schaffen, die es Banken 
in Form der Senior Bonds erlaubt, ein sicheres und 
gleichzeitig diversifiziertes Portfolio von Staatsan-
leihen zu halten. Außerdem soll verhindert werden, 
dass es im Krisenfall zu einer Kapitalflucht von fi-
nanziell schwächeren in finanziell solidere Staa-
ten kommt. Dadurch soll eine bessere Resilienz er-
reicht und die Notwendigkeit für Bankenrettungen 
verringert werden. Davon würden alle Staaten im 
Euroraum profitieren – auch Deutschland mit sei-
ner exportorientierten Wirtschaft. Der Vorschlag 
sieht – im Gegensatz zu Eurobonds – keine expli-
zite gemeinsame Haftung der Mitgliedstaaten für 
ihre Staatsschulden vor, da die Anleihen nach wie 
vor von den einzelnen Staaten emittiert werden.

Die Einführung von SBBS als Reformmaßnahme 
für den Euroraum vorzuschlagen, ist insofern 
überraschend, als es bereits heute jederzeit mög-
lich wäre, derartige Produkte anzubieten. Wenn 
es tatsächlich eine Nachfrage nach einer in die-
sem Sinne sicheren Anlageklasse gäbe, dann sollte 
der im Vorschlag beschriebene Mechanismus des 
Kaufs der Staatsanleihen und der Emission der bei-
den Tranchen bereits heute von einer privaten In-
stitution angeboten werden können. Ein Grund 
dafür, dass es aus privater Initiative nicht zur Be-
reitstellung solcher SBBS gekommen ist, könnte in 
der regulatorischen Privilegierung der Staatsanlei-
hen liegen. SBBS sind derzeit für Banken weniger 

3  Dieses Konzept geht zurück auf einen Reformvorschlag von 
Brunnermeier, M.; Langfield, S.; Pagano, M.; Reis, R.; Van 
Nieuwerburgh, S.; Vayanos, D. (2016). ESBies: Safety in the 
tranches, Working Paper 21 (September 2016), European 
Systemic Risk Board Board.
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attraktiv: Staatsschuldtitel selbst erfordern keine 
Kapitalunterlegung und unterliegen keinen Groß-
kreditgrenzen. Tranchen verbriefter Wertpapiere 
unterliegen hingegen beiden Restriktionen. Die-
ser Nachteil mag erklären, weshalb die Bündelung 
und das Tranchieren von Staatsanleihen bislang 
keine Rolle auf den privaten Kapitalmärkten spielt. 
Die oben genannten Vorschläge des Beirats beseiti-
gen diese Diskriminierung verbriefter Wertpapiere, 
aber nicht durch eine Erweiterung der Privilegie-
rung auch für solche Derivate, sondern ursachen-
gerecht durch die Abschaffung der Privilegierung 
für das Halten von Staatsschuldtiteln selbst.

Der genannte regulatorische Zusammenhang er-
klärt aber nicht vollständig, warum solche Finanz-
produkte sich bislang am Markt nicht entwickelt 
haben. Denn nicht-regulierte Akteure am Kapi-
talmarkt, insbesondere private Anleger, unterlie-
gen keinen Anlagerestriktionen und könnten SBBS 
nachfragen. Aktuell gibt es eine solche Nachfrage 
aber offenbar nicht. Das unterstreicht, wie wichtig 
es ist, die Privilegierung der Staatsanleihen abzu-
bauen. Wenn das gelingt, wird sich am Markt zeigen, 
ob es eine hinreichende Nachfrage nach SBBS gibt. 
Entscheidend ist hierfür, ob derartige Produkte sich 
bei neutraler Kapitalmarktregulierung – also risiko-
gerechter Regulierung ohne unbegründete Privile-
gierung oder Diskriminierung von Staatsanleihen 
oder verbrieften Anlageprodukten wie SBBS  – am 
Markt und ohne weitere staatliche Eingriffe durch-
setzen. Hingegen ist davor zu warnen, die Finanz-
marktregulierung gar mit dem Ziel zu reformieren, 
das Halten von SBBS attraktiver zu machen, bei-
spielsweise indem die vorhandenen Privilegien für 
Staatsanleihen auf SBBS ausgeweitet werden.

Hinzu kommen weitere Probleme, die gegen re-
gulatorische Reformen zur Etablierung von SBBS 
sprechen. Die bisherigen Regeln und Institutionen 

im Euroraum sind vor allem in Krisensituationen – 
also genau dann, wenn Regeln und Institutionen 
sich bewähren müssen – unter starken politischen 
Druck geraten. Man denke an die verbreitete Miss
achtung der Stabilitätskriterien für Staatsschulden 
und das großzügige Vorgehen der Europäischen 
Kommission bei festgestellten Defizitverfehlun-
gen wie auch die Frage der strikten Anwendung der 
BRRD. Hierbei handelt es sich um Beispiele für eine 
mangelnde Glaubwürdigkeit von Regeln, die ihre 
Einhaltung unterminiert. Bei SBBS ist eine ähnli-
che Entwicklung zu befürchten, sie könnten zum 
Einfallstor für eine umfassende und demokratisch 
nicht legitimierte Vergemeinschaftung von Staats-
schulden werden. Die Erfahrung der Verletzung 
bestehender Regeln und Gesetze auf europäischer 
Ebene ist bei der Bewertung auch dieses Vorschlags 
zu beachten.

Das Instrument der SBBS ist besonders anfällig 
für politische Einflussnahme. Es ist zwar prinzipi-
ell privatwirtschaftlich konstruiert, aber bei einem 
deutlichen Renditeanstieg von Anleihen einzelner 
Staaten, der politisch als nicht mehr akzeptabel er-
scheint, würde schnell der Ruf nach staatlicher In-
tervention in die Preisbildung entstehen. Mit dem 
Verweis auf vermeintliches Marktversagen wäre 
damit stets ein wohlfeiles Argument gegeben, um 
alles Notwendige dafür zu tun, dass auch finanziell 
weniger solide Staaten ihre Anleihen zu günstigen 
Konditionen absetzen können. Zudem kann sich 
bei einer staatlichen oder privaten, aber auf Be-
treiben der europäischen Politik errichteten, Ver-
briefungsinstitution die Erwartung bilden, dass im 
Zweifel Zahlungsausfälle aus Reputationsgründen 
vermieden und somit die Anleger entschädigt wer-
den – auf Kosten der Gemeinschaft der beteiligten 
Mitgliedstaaten. Das Ergebnis einer solchen Inter-
vention wäre die Einführung von Eurobonds durch 
die Hintertür.
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Neben diese grundsätzlichen Risiken, die aus der 
unzureichenden Verlässlichkeit europäischer Ver-
abredungen resultieren, treten gravierende Pro
bleme, die sich aus der praktischen Umsetzung er-
geben. 

1.	 Es entstehen erhebliche Transaktionskosten 
unterschiedlicher Art, die umso größer ausfallen, 
je mehr Staaten sich an den SBBS beteiligen. 

2.	 Es entstehen Counterparty Risks durch die 
Institution, die die Staatsschuldentitel aufkauft, 
transformiert und in Gestalt von Zertifikaten 
weiterverkauft.

3.	 Es entsteht durch die Komplexität der vertrag
lichen Beziehungen ein erhebliches Maß von 
Intransparenz und rechtlicher Unsicherheit.

Die genannten Punkte werfen erhebliche Zwei-
fel auf, ob die Einführung von SBBS einen Schritt 
in die richtige Richtung darstellt. Jedenfalls sind 
neue Risiken und offene Fragen zu erkennen. Dazu 
gehört vor allem die Gefahr, dass in diesem Re-
formprozess die regulatorische Privilegierung der 
Staatsverschuldung noch ausgedehnt wird, statt 
sie abzubauen, wie es zur Verhinderung künftiger 
Krisen dringend notwendig wäre. Der Beirat emp-
fiehlt aus diesen Gründen eine ursachengerechte 
Herangehensweise und eine Auflösung des Staa-
ten-Banken-Nexus durch das oben beschriebene 
Maßnahmenbündel, in dessen Mittelpunkt Anreize 
zu einer Portfoliodiversifikation der Banken in Ver-
bindung mit einer verbesserten Kapitalausstattung 
stehen. Auf diese Maßnahmen sollte sich die Wirt-
schaftspolitik in Europa konzentrieren.
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Anlass für die Einrichtung der 
Hochrangigen Arbeitsgruppe

Die Hochrangige Arbeitsgruppe Eigenmittel unter 
dem Vorsitz des früheren italienischen Premier-
ministers und ehemaligen EU-Kommissars Mario 
Monti wurde vom Europäischen Parlament (EP), 
dem Rat und der EU-Kommission eingesetzt. Die 
übrigen neun Mitglieder wurden paritätisch von 
den drei EU-Institutionen benannt. Einer der drei 
vom Rat ernannten Mitglieder ist Prof.  Clemens 
Fuest, Präsident des ifo Instituts.

Die Einrichtung der Hochrangigen Arbeitsgruppe 
war Teil eines Kompromisses über den Mehrjähri-
gen Finanzrahmen (MFR) 2014 bis 2020. 

Mehrjähriger Finanzrahmen 	  
Mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen le-
gen die Mitgliedstaaten und das Europäische 
Parlament für einen mindestens fünfjährigen 
Zeitraum jährliche Ausgabenobergrenzen für 
die einzelnen Politikbereiche fest. Derzeit 
läuft der Mehrjährige Finanzrahmen über ei-
ne Periode von sieben Jahren.

Laut Einsetzungsbeschluss sollte die Gruppe eine 
Überprüfung des EU-Finanzierungssystems durch-
führen und sich dabei an den Zielen der Einfachheit, 
Transparenz, Gerechtigkeit und demokratischer 
Rechenschaftspflicht orientieren. Bis zum Ende des 
Jahres  2016 sollte die Überprüfung abgeschlossen 

●● Die Hochrangige Arbeitsgruppe für Eigenmittel unter dem Vorsitz von Mario Monti hat in 
Brüssel ihren Abschlussbericht zur Überprüfung des Finanzierungssystems der Europäischen 
Union (EU) vorgelegt.

●● Die Arbeitsgruppe würdigt in ihrem Bericht die Vorteile des bestehenden Eigenmittelsystems, 
fordert jedoch Reformen zur Finanzierung des EU-Budgets, die neben der Einnahmenseite des 
EU-Haushalts auch die Ausgabenseite einbeziehen.

●● Schwerpunkt der Reformvorschläge sind Optionen für die Einführung steuerbasierter Eigen-
mittel, die durch ihre Ausgestaltung die politischen Ziele der EU-Politiken unterstützen sollen 
und an Tätigkeitsbereiche der EU anknüpfen, wie den gemeinsamen Binnenmarkt (z. B. Körper-
schaftsteuer) und den Bereich Energie/Umwelt (z. B. Stromsteuer).

●● Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) begrüßt, dass die Monti-Gruppe die Vorteile des 
bestehenden Eigenmittelsystems anerkennt. Die von ihr vorgeschlagene Einführung neuer 
steuerbasierter Eigenmittelarten kann jedoch neue Verteilungsprobleme zwischen den Mitglied-
staaten schaffen. Das gegenwärtige Eigenmittelsystem könnte aus Sicht des BMF jedoch durch 
die Abschaffung der Mehrwertsteuereigenmittel und eine Vereinfachung des Rabattsystems 
weiter verbessert werden.

Hochrangige Arbeitsgruppe für Eigenmittel 
(„Monti-Gruppe“)
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sein und Möglichkeiten zur Reform vorgeschlagen 
werden. Die Kommission wird ausgehend von den 
Ergebnissen dieser Arbeiten beurteilen, ob neue Ei-
genmittel-Initiativen angezeigt sind. Im Wesent-
lichen geht es bei den Reformdiskussionen um 
die seit Jahren vorgebrachte Forderung nach Ein-
führung einer EU-Steuer zur Finanzierung des 
EU-Haushalts. Das derzeitige Finanzierungssystem 
besteht aus drei Eigenmittelquellen: 

1.	 Die Traditionellen Eigenmittel (Zölle und 
Agrarabgaben), die die Mitgliedstaaten von den 
Wirtschaftsbeteiligten erheben und von denen 
sie 20 % für ihre Erhebung einbehalten dürfen.

2.	 Die Mehrwertsteuereigenmittel (MwSt-Eigen-
mittel), die durch Anwendung eines bestimmten 
Abrufsatzes auf eine MwSt-Bemessungsgrundlage 
errechnet werden, die für jeden Mitgliedstaat nach 
EU-weiten einheitlichen Regeln bestimmt wird. 

3.	 Die BNE-Eigenmittel, deren Höhe proportional 
zum Bruttonationaleinkommen (BNE) jedes Lan-
des ist. Mit den BNE-Eigenmitteln wird die Lücke 
zwischen dem Aufkommen der anderen Eigenmit-
tel und dem Gesamtvolumen des EU-Haushalts 
geschlossen. Die BNE-Eigenmittel stellen mit 75 % 
die wichtigste Finanzierungsquelle der EU dar.

Bruttonationaleinkommen	  
ist die Summe der innerhalb eines Jahres von 
allen Bewohnern eines Staates (Inländern) 
erwirtschafteten Einkommen, unabhängig, 
ob diese im Inland oder Ausland erzielt 
wurden.

Abschlussbericht

Die Arbeitsgruppe kommt in ihrem Abschluss
bericht zu dem Ergebnis, dass der EU-Haushalt so-
wohl auf der Ausgabenseite als auch auf der Ein-
nahmenseite reformiert werden müsse, um die 
aktuellen Herausforderungen in der EU bewältigen 

zu können. Die vergangenen Krisen hätten ge-
zeigt, auf welchen Politikfeldern ein Handeln der 
EU wichtig und notwendig sei, wie z.  B. innere 
und äußere Sicherheit, der Kampf gegen den Kli-
mawandel und Schaffung von Investitionen, die 
Arbeitsplätze und Wachstum fördern. Diese Her-
ausforderungen erfordern nach Sicht der Arbeits-
gruppe eine Reform der Finanzierungsseite, damit 
mit den eingesetzten Finanzmitteln den neuen He-
rausforderungen wirksam begegnet werden könne. 
Das bestehende Finanzierungssystem habe sich zu 
einem System entwickelt, das durch das Denken 
in nationalen Nettobeitragssalden der Mitglied-
staaten bei den Verhandlungen über die Europäi-
schen Haushaltsausgaben bestimmt werde. Die an 
die Mitgliedstaaten gehenden Zahlungen aus dem 
EU-Haushalt würden in den Vordergrund gerückt, 
die Vorteile der EU wie z. B. der Binnenmarkt, der 
Klimaschutz oder die äußere Sicherheit träten in 
den Hintergrund. Ein reformiertes Finanzierungs-
system durch die Einführung neuer Eigenmittel-
quellen könne dazu beitragen, nicht nur neue Ein-
nahmen für die Ausgaben zu generieren, sondern 
könne durch die Entfaltung von Lenkungswirkung 
auch dazu beitragen, die vordringlichen Ziele der 
EU besser zu erreichen.

Für die Ausgabenseite schlägt die Arbeitsgruppe 
vor, diese stärker auf den europäischen Mehrwert 
auszurichten. Finanziert werden sollen in erster Li-
nie Aufgaben, die nicht auf nationaler Ebene ge-
löst werden können und für die ein Handeln auf 
EU-Ebene erforderlich sei, wie z.  B. die Sicherung 
der Außengrenzen, Flüchtlingspolitik oder Klima-
schutz.

Ein wichtiges Ziel der Reform ist eine Erhöhung 
des Anteils der Einnahmen, die durch steuerba-
sierte Eigenmittel finanziert werden. Bei diesen 
Eigenmitteln handele es sich nicht um eine origi-
näre EU-Steuer mit einer Rechtsetzungskompe-
tenz und Ertragshoheit auf EU-Ebene. Vielmehr 
gehe es um einzuführende oder bestehende Steu-
ern in den Mitgliedstaaten, die ganz oder teilweise 
als Finanzierungsquelle in das existierende Eigen-
mittelsystem einbezogen werden sollen. Hierzu 
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bedürfe es eines einstimmigen Beschlusses der 
Mitgliedstaaten. Da die Einnahmen neuer steuer-
basierter Eigenmittelquellen nicht ausreichen wür-
den, die Ausgaben zu  100 % zu finanzieren, sollen 
die BNE-Eigenmittel nach Auffassung der Arbeits-
gruppe mit ihrer Auffüllfunktion erhalten bleiben.

Während ihrer Tätigkeit hat die Arbeitsgruppe ver-
schiedene potenzielle neue Eigenmittelquellen 
untersucht. Ihre Vorschläge umfassen die Mehr-
wertsteuer, die Körperschaftsteuer, verschie-
dene Optionen für eine Energiesteuer und die Fi-
nanztransaktionsteuer. Diese Eigenmittelquellen 
sollen nicht nur zur Finanzierung des EU-Haus-
halts dienen, sondern sollen durch ihre Ausgestal-
tung auch dazu beitragen, die Ziele der europäi-
schen Politiken zu unterstützen und damit einen 
stärkeren europäischen Mehrwert generieren. Auf-
grund der Unterschiede hinsichtlich Verteilungs-
wirkung und Steueraufkommen gibt die Arbeits-
gruppe keine Empfehlung für eine dieser Steuern.

Die Nettosaldendiskussion wird von der Arbeits-
gruppe kritisiert. Diese Diskussion sei zu eng, um 
Kosten und Nutzen der EU-Tätigkeit zu messen. 
Dieser Ansatz berücksichtige nicht die realen Kos-
ten und Vorteile für die Mitgliedstaaten. Er basiere 
lediglich auf den Zahlungsströmen aus den natio-
nalen Haushalten. Die Vorteile der Ausgaben und 
die damit verbundenen Investitionsleistungen aus 
dem privaten Sektor würden nicht mitberücksich-
tigt. Es sollten daher Indikatoren entwickelt wer-
den, die den europäischen Mehrwert der EU-Aus-
gaben umfassender als bisher abbilden.

Die Arbeitsgruppe legt dar, dass mit der Einführung 
neuer Eigenmittelquellen das Haushaltsvolumen 
nicht ansteige. Neue Eigenmittel würden lediglich 
einen Teil der BNE-Eigenmittel ersetzen, sodass der 
Anteil der BNE-Eigenmittel an der Finanzierung 
der EU-Ausgaben zurückgehen würde. Die Mit-
gliedstaaten würden auch weiterhin einstimmig 
darüber entscheiden, ob Teile des Aufkommens 
einzelner Steuern zur Finanzierung des EU-Haus-
halts beitragen sollen.

Gewürdigt werden in dem Bericht auch die Vorteile 
des bestehenden Systems, nämlich ein stets ausge-
glichener Haushalt. Dieser Ausgleich wird über die 
Auffüllfunktion der BNE-Eigenmittel erreicht. Mit 
den BNE-Eigenmitteln wird die Lücke zwischen 
den anderen Eigenmitteln (Zölle und MwSt-Eigen-
mittel) und dem Gesamtvolumen des EU-Haus-
halts geschlossen. Eine Verschuldungsmöglichkeit 
gibt es nicht und sie sei auch nicht erforderlich.

Schlussfolgerungen aus dem 
Abschlussbericht

Die im Abschlussbericht gesetzten Schwerpunkte 
der Arbeitsgruppe zeigen deutlich, dass es der 
Hochrangigen Arbeitsgruppe für Eigenmittel vor-
rangig um die Einführung einer EU-Steuer geht. 
Die Arbeitsgruppe gesteht selber ein, dass sie die 
Reform der Ausgabenseite nur deshalb themati-
siert, um in einem Gesamtpaket bei der Einnah-
menseite Zugeständnisse der Mitgliedstaaten zu 
erreichen. Im Rahmen des bestehenden Eigen-
mittelsystems können die Vorschläge der Arbeits-
gruppe aber keinen zusätzlichen Finanzierungs-
spielraum eröffnen. Aus Sicht des BMF dürfte das 
vehemente Eintreten von EU-Kommission und EP 
für die Einführung einer EU-Steuer daher eher po-
litisch motiviert sein und auf Ausweitung und Stär-
kung ihrer Kompetenzen auf europäischer Ebene 
abzielen.

Die Arbeitsgruppe weist darauf hin, dass mit dem 
angekündigten Austritt des Vereinigten Königreichs 
auch der „Britenrabatt“ entfallen würde. Dies eröffne 
für die nächste Finanzierungsperiode die Chance, 
das Rabattsystem zu überprüfen und die gegenwär-
tigen statistisch basierten MwSt-Eigenmittel, an die 
bisher der „Britenrabatt“ geknüpft war, durch refor-
mierte MwSt-Eigenmittel zu ersetzen.

Prof.  Clemens Fuest  – auf deutsche Initiative von 
der Ratsseite nominiert und einziger wissenschaft-
licher Experte der Gruppe  – teilt die Mehrheits-
meinung der Arbeitsgruppe nicht und sieht in 



26

Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2017Hochrangige Arbeitsgruppe für Eigenmittel („Monti-Gruppe“)

der Einführung neuer steuerbasierter Eigenmit-
tel keine Vorteile, sondern nur Nachteile. Er spricht 
sich im Abschlussbericht für die Abschaffung der 
MwSt-Eigenmittel aus. Diese sollten durch BNE-Ei-
genmittel ersetzt werden. Zudem fordert er eine 
Vereinfachung des Rabattsystems. Die Bundesre-
gierung hat sich in ihrer Stellungnahme zur Re-
vision des MFR ebenfalls für eine Vereinfachung 
des bestehenden Eigenmittelsystems ausgespro-
chen und eine Abschaffung der MwSt-Eigenmittel 
gefordert. Auf der Einnahmenseite sieht die Bun-
desregierung keinen Bedarf für die Einführung 
steuerbasierter Eigenmittel. Das gegenwärtige Ei-
genmittelsystem gewährleistet eine faire Lasten-
teilung über die BNE-Eigenmittel, die sich an der 
Wirtschaftskraft orientieren. Neue steuerbasierte 
Eigenmittel würden dieses Gleichgewicht gefähr-
den, da sie die Lastenverteilung zwischen den Mit-
gliedstaaten ändern würden.

Aus Sicht des BMF ist an dem Bericht positiv her-
vorzuheben, dass zum ersten Mal in der Diskussion 
über die Reform der Einnahmenseite auch die Aus-
gabenseite in die Reformüberlegungen einbezogen 
und die Vorteile des gegenwärtigen Eigenmittel-
systems gewürdigt wurden. Der europäische Haus-
halt bedarf einer besseren Prioritätensetzung auf der 
Ausgabenseite. Dies sieht auch die Monti-Gruppe so.

Der Abschlussbericht kann zur Reform der Finan-
zierungsseite des EU-Haushalts allerdings keine 
neuen Erkenntnisse liefern. Wie auch in ande-
ren vorliegenden Studien und Vorschlägen der 
EU-Kommission und des EP wird nicht darge-
legt, was an der gegenwärtigen Finanzierung des 
EU-Haushalts nicht funktioniert und wo Reform-
bedarf besteht, der nur durch die Einführung von 
neuen steuerbasierten Eigenmitteln gelöst werden 
kann.

Eine Steuerfinanzierung des EU-Haushalts würde 
aus Sicht des BMF nicht dazu führen, dass die EU 

bei der Finanzierung des EU-Haushalts von den 
Mitgliedstaaten unabhängiger werden würde. Die 
Zuständigkeit für die Gestaltung des Eigenmittel-
systems liegt beim Rat. Und daran will auch die Ar-
beitsgruppe nichts ändern. Die fiskalische Souve-
ränität der Mitgliedstaaten soll bei Reformen des 
Eigenmittelsystems gewahrt bleiben. Eine vollstän-
dige Umstellung auf die Finanzierung durch eigene 
Steuern, die nicht mehr der Zustimmung aller Mit-
gliedstaaten bedürfen, ist auf der Grundlage der be-
stehenden Verträge nicht möglich und wäre nur 
durch eine Vertragsänderung zu erreichen.

Die Argumentation, dass die Bewältigung neuer 
Krisen wie Klimaschutz, Migration oder die Siche-
rung der Außengrenzen die Erschließung neuer 
Eigenmittelquellen erforderlich macht, mag ein-
leuchtend klingen, ist aber im Eigenmittelsystem 
der EU nicht richtig, da beim EU-Haushalt kein Fi-
nanzierungsdefizit entstehen kann. Die Mitglied-
staaten haben sich über den Eigenmittelbeschluss 
verpflichtet, alle beschlossenen Ausgaben des 
EU-Haushalts zu finanzieren. Durch die Einfüh-
rung neuer Eigenmittelquellen würde der Finan-
zierungsspielraum nicht erhöht, es würde sich le-
diglich die Eigenmittelstruktur ändern.

Auch die von der Arbeitsgruppe beklagte Nettosal-
dendiskussion kann keine Einführung neuer steu-
erbasierter Eigenmittel rechtfertigen. Die Hoffnung, 
durch die Einführung neuer steuerbasierter Eigen-
mittel die Verteilungskämpfe zu überwinden, kann 
sich nicht erfüllen. Unabhängig von der Art der Fi-
nanzierung des EU-Haushalts bleibt der Anreiz der 
Mitgliedstaaten bestehen, möglichst hohe Rück-
flüsse zu erstreiten. Diese Sichtweise lässt sich nur 
überwinden, wenn mehr Ausgaben getätigt werden, 
die einen europäischen Mehrwert haben. Eine Re-
form der Ausgabenseite in diesem Sinne ist wün-
schenswert und sollte vorangetrieben werden. Eine 
solche Reform kann aber unabhängig von einer Re-
form der Einnahmenseite durchgeführt werden.
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Ausblick auf den nächsten 
Mehrjährigen Finanzrahmen

Der Vorsitzende der Hochrangigen Arbeitsgruppe 
Eigenmittel hat am 27. Januar 2017 den Abschluss-
bericht im ECOFIN-Rat vorgestellt. In der sich an-
schließenden Diskussion wurde von etlichen Mit-
gliedstaaten das bestehende Eigenmittelsystem 
gelobt, aber auch Raum für Vereinfachungen gese-
hen. Nach Ansicht vieler Mitgliedstaaten wird Re-
formbedarf auf der Ausgabenseite gesehen. Der 
Vorschlag, über die Einführung zusätzlicher Ein-
nahmequellen EU-Sachpolitiken zu unterstützen, 
fand sowohl Befürworter wie auch Kritiker.

Der Bericht der Hochrangigen Arbeitsgruppe für 
Eigenmittel hat keine unmittelbare Rechtswirkung. 
Es ist davon auszugehen, dass die EU-Kommission 

in ihren Vorschlägen für einen neuen Eigenmittel-
beschluss im Rahmen des MFR post 2020 die Emp-
fehlungen der Hochrangigen Arbeitsgruppe be-
rücksichtigen wird. Die Vorschläge werden für 
Ende  2017 erwartet. Der neue EU-Haushaltskom-
missar Günther Oettinger hat sich in ersten An-
kündigungen für „eine gewisse Aufstockung“ des 
gemeinsamen Budgets der EU ausgesprochen, 
dies sei durch die Flüchtlingskrise und andere ge-
samteuropäische Herausforderungen gerechtfer-
tigt. Auch Deutschland fordert eine bessere finanzi-
elle Ausstattung prioritärer Bereiche. Dies soll aber 
möglichst durch Umschichtungen erreicht werden. 
Bundesfinanzminister Dr.  Wolfgang Schäuble hat 
wiederholt gefordert, dass der EU-Haushalt die Her-
ausforderungen der Gegenwart widerspiegeln muss, 
statt die politischen Prioritäten der Vergangenheit 
zu finanzieren.
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Die wichtigsten steuerlichen Änderungen zum 
1. Januar 2017

●● Zu Jahresbeginn gibt es regelmäßig Rechtsänderungen im steuerlichen Bereich, die sich auf 
Bürger und Unternehmen in unterschiedlicher Weise auswirken.

●● Hervorzuheben sind die beschlossenen Änderungen bei der Lohn- und Einkommensteuer, 
mit denen die Steuerzahler – vor allem Familien – in zwei Schritten jeweils zum 1. Januar 2017 
und 2018 in Höhe von insgesamt rund 6,3 Mrd. € jährlich entlastet werden.

Steuerfreibeträge

Im Jahr  2017 wird es folgende steuerliche Entlas-
tungen geben, von denen insbesondere auch Fami-
lien profitieren:

●● Anhebung des Grundfreibetrags von bisher 
8.652 € um 168 € auf 8.820 €

●● Anhebung des Kinderfreibetrags von bisher 
4.608 € um 108 € auf 4.716 €

●● Anhebung des monatlichen Kindergelds um 
2 €; für das erste und zweite Kind von bisher 
190 € auf 192 €, für das dritte Kind von 196 € 
auf 198 €, für das vierte und jedes weitere Kind 
von 221 € auf 223 €

●● Anhebung des Unterhaltshöchstbetrags (§ 33a 
Einkommensteuergesetz) entsprechend der 
Anhebung des Grundfreibetrags von bisher 
8.652 € um 168 € auf 8.820 €

●● Ausgleich der „kalten Progression“ durch Ver-
schiebung der übrigen Tarifeckwerte um 
die geschätzte Inflationsrate des Jahres 2016 
(0,73 %) nach rechts

Kalte Progression 
bezeichnet den Anstieg des durchschnitt-
lichen Steuersatzes der Einkommensteuer, 
der allein auf die den Preisanstieg (Inflation) 
ausgleichenden Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen zurückzuführen ist.

Steuererklärung

Ab 2017 wird die Abgabe der Steuererklärung ver-
einfacht1. Die generellen Belegvorlagepflichten 
werden weitgehend durch Vorhaltepflichten er-
setzt. So ist es z. B. grundsätzlich nicht mehr erfor-
derlich, Zuwendungsbestätigungen beim Finanz
amt einzureichen, um Spenden steuerlich geltend 
zu machen. Vielmehr genügt es, die Belege bis zum 
Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe der Steuer-
festsetzung aufzubewahren und nur vorzulegen, 
wenn das Finanzamt es verlangt.

1  Weitere Informationen zur Modernisierung des 
Besteuerungsverfahrens unter: http://www.
bundesfinanzministerium.de/Content/DE/
Monatsberichte/2016/08/Inhalte/Kapitel-3-Analysen/3-4-
Modernisierung-des-Besteuerungsverfahrens.html
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Die wichtigsten steuerlichen Änderungen zum 1. Januar 2017

Verbraucherinformation

Jeder Anbieter von Altersvorsorge- und Basis-
rentenverträgen muss Neukunden ab dem 1.  Ja-
nuar  2017 vor Vertragsabschluss ein individuelles 
Produktinformationsblatt2 aushändigen, das über 
die Höhe der Kosten sowie die mit dem Produkt 
verbundenen Chancen und Risiken informiert. Zur 
Verbesserung der Markttransparenz im Hinblick 
auf die Kosten ist auf dem Produktinformations-
blatt u. a. die einheitliche Kostenkennziffer „Effek-
tivkosten“ anzugeben. Um die Chancen und Risi-
ken eines Altersvorsorgeprodukts einschätzen zu 
können, ist zudem die Angabe einer Chancen-Risi-
ko-Klasse von 1 bis 5 verbindlich.

Produktinformationsblätter 
sind auf die persönlichen Kundendaten zu-
geschnitten und enthalten alle relevanten 
Informationen des Produkts, insbesondere 
zu Leistungen, Kosten, Chancen und Risiken.

Internationaler 
Informationsaustausch

Durch die geschickte Ausnutzung unterschiedli-
cher Steuersysteme konnten Großkonzerne ihre 
Steuerlast auf ein Minimum senken. Die Um-
setzung eines internationalen Informationsaus-
tauschs von länderbezogenen Steuer- und Unter-
nehmensdaten („Country-by-Country-Reporting“) 
ist nun ein wichtiger Schritt im Kampf gegen un-
fairen Steuerwettbewerb und aggressive Steuerpla-
nung internationaler Konzerne. Der Informations-
austausch gibt den Steuerbehörden ein Instrument 
zur Hand, um die angemessene Besteuerung bei 
Auslandssachverhalten zu gewährleisten. Die län-
derbezogenen Berichte werden nur den Steuerbe-
hörden übermittelt und nicht veröffentlicht. Die 
Verpflichtung zur Erstellung betrifft Unternehmen, 

2  Weitere Informationen zu diesem Thema unter: http://
bundesfinanzministerium.de/Produktinformationsblatt

deren Konzernabschluss mindestens ein auslän-
disches Unternehmen oder eine ausländische Be-
triebsstätte umfasst und deren im Konzernab-
schluss ausgewiesene, konsolidierte Umsatzerlöse 
mindestens 750 Mio. € im vorangegangenen Wirt-
schaftsjahr betragen haben.

Unternehmensfinanzierung

Die geltende Vorschrift zum Verlustabzug bei Kör-
perschaften (§  8c Körperschaftsteuergesetz) regelt, 
dass nicht genutzte Verluste ganz oder teilweise 
wegfallen, wenn an einer Körperschaft Anteile in be-
stimmter Höhe erworben werden. Die Verluste fal-
len nicht weg, soweit die Körperschaft über stille Re-
serven verfügt (sogenannte Stille-Reserven-Klausel) 
oder die Voraussetzungen der sogenannten Kon-
zernklausel erfüllt sind. Darüber hinaus wird neu 
geregelt, dass Körperschaften nicht genutzte Ver-
luste trotz eines qualifizierten Anteilseignerwechsels 
auf Antrag weiterhin nutzen können, wenn der Ge-
schäftsbetrieb der Körperschaft nach dem Anteils-
eignerwechsel erhalten bleibt und eine anderweitige 
Verlustnutzung ausgeschlossen ist. Die Neuregelung 
trägt der Situation von Unternehmen Rechnung, 
bei denen für die Unternehmensfinanzierung häu-
fig die Neuaufnahme oder der Wechsel von Anteils-
eignern notwendig wird und bei denen dann – ohne 
die Neuregelung  – nicht genutzte Verluste wegfal-
len würden. Sie soll steuerliche Hemmnisse bei der 
Kapitalausstattung dieser Unternehmen beseitigen. 
Die Neuregelung findet rückwirkend ab dem 1.  Ja-
nuar 2016 Anwendung.

Elektronische Aufzeichnungs
systeme (z. B. elektronische 
Registrierkassen)

Zum 31.  Dezember  2016 ist die Nichtbeanstan-
dungsfrist des Schreibens des Bundesministeri-
ums der Finanzen vom 26. November 2010 (BStBl I 
S.  1342) zur Aufbewahrung digitaler Unterlagen 
bei Bargeschäften ausgelaufen. Unterlagen im 
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Sinne des §  147 Absatz  1 Abgabenordnung (AO), 
die mittels elektronischer Registrierkassen, Waa-
gen mit Registrierkassenfunktion, Taxametern und 
Wegstreckenzähler erstellt worden sind, müssen ab 
dem 1.  Januar  2017 für die Dauer der Aufbewah-
rungsfrist jederzeit verfügbar, unverzüglich les-
bar und maschinell auswertbar aufbewahrt werden 
(§ 147 Absatz 2 AO).

Darüber hinaus ist durch das Gesetz zum Schutz 
vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeich-
nungen vom 22.  Dezember  2016 (BGBl.  I S.  3152) 
§ 146 Absatz 1 AO hinsichtlich der Einzelaufzeich-
nungspflicht klarstellend ergänzt worden. Hier-
nach sind die Buchungen und die sonst erforder-
lichen Aufzeichnungen einzeln, vollständig, richtig, 

zeitgerecht und geordnet vorzunehmen. Kassen
einnahmen und Kassenausgaben sind täglich fest-
zuhalten. Eine Ausnahme von der Einzelaufzeich-
nungspflicht wegen Unzumutbarkeit besteht nur 
bei Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht 
bekannten Personen gegen Barzahlungen, sofern 
kein elektronisches Aufzeichnungssystem verwen-
det wird. Diese Ausnahme ist an die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs (BFH) angelehnt.3 Die 
Änderung des § 146 Absatz 1 AO ist am Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes in Kraft getreten.

3  Vergleiche BFH-Urteil vom 12. Mai 1966, IV 472/60, BStBl III 
S. 317.

http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/A/001_Abgabenordnung.html?view=renderHelp
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●● Das Haushaltsgesetz 2017 wurde am 23. Dezember 2016 im Bundesgesetzblatt verkündet.

●● Mit dem Bundeshaushalt 2017 wurde zum dritten Mal in Folge ein Haushalt ohne neue 
Schulden beschlossen. Die „schwarze Null“ wird dank der mit dem Haushaltsabschluss 2015 
gebildeten Asylrücklage eingehalten. Der Haushaltsausgleich ohne Neuverschuldung ist also 
keine Selbstverständlichkeit.

●● Bei der Haushaltsaufstellung für das Jahr 2017 hält der Bund die Vorgaben der Schuldenbremse 
mit ausreichendem Abstand ein.

Ausgangslage

Die deutsche Wirtschaft befindet sich auf einem so-
liden Wachstumskurs. Risiken bestehen insbeson-
dere im außenwirtschaftlichen Umfeld. Das preis-
bereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist nach den 
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes vom 
Februar im Jahr 2016 um real 1,9 % gegenüber dem 
Vorjahr gestiegen und damit leicht stärker als in der 
Herbstprojektion der Bundesregierung erwartet. Im 
Jahr 2015 lag das Wachstum noch bei 1,7 %.

Positive Impulse kamen im Jahr 2016 insbesondere 
von der Inlandsnachfrage. Der anhaltende Beschäf-
tigungsaufbau und steigende Einkommen begüns-
tigten den privaten Konsum sowie Investitionen in 
den privaten Wohnungsbau. Hinzu kamen positive 
Impulse vom erneuten Ölpreisrückgang, der zu Kos-
tenentlastungen bei den Unternehmen und zusätzli-
chen Kaufkraftsteigerungen bei den privaten Haus-
halten geführt hat. Auch der gestiegene staatliche 
Konsum (Flüchtlingsausgaben, öffentlicher Woh-
nungsbau) trug zum Wachstum bei. Während die 
Bauinvestitionen höher ausfielen als erwartet, ver-
liefen die Ausrüstungsinvestitionen eher schwach.

Auch für das Jahr  2017 wird angesichts der guten 
Verfassung der deutschen Wirtschaft ein solides 
Wachstum erwartet. Stützende Faktoren in einem 
Umfeld niedriger Zinsen und Wechselkurse sowie 
moderater, wenn auch steigender Ölpreise, sind 
der kontinuierliche Beschäftigungsaufbau und 
Einkommenssteigerungen, die den privaten Kon-
sum und private Wohnungsbauinvestitionen be-
günstigen, sowie wachsende öffentliche Ausgaben 
für Konsum und Investitionen. Die Risiken, insbe-
sondere aus dem außenwirtschaftlichen Umfeld, 
bleiben beachtlich. In der Jahresprojektion für das 
Jahr 2017 rechnet die Bundesregierung mit einem 
Anstieg des realen BIP von  1,4 % gegenüber dem 
Vorjahr.

Gesamtübersicht

Das Haushaltsgesetz  2017 wurde am 25.  Novem-
ber  2016 vom Deutschen Bundestag beschlossen 
und am 23.  Dezember  2016 im Bundesgesetzblatt 
verkündet (BGBl. I 2016 S. 3016). Tabelle 1 zeigt we-
sentliche Positionen des Bundeshaushalts 2017.
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Ausgaben und Einnahmen

Die Ausgaben des Bundes für das Haushalts-
jahr  2017 sind mit 329,1  Mrd. € geplant. Sie über-
steigen damit die Soll-Ausgaben des Jahres  2016 
um 12,2 Mrd. € beziehungsweise 3,8 %. Die Steuer
einnahmen und Verwaltungseinnahmen (sonstige 
Einnahmen) sind mit 322,1  Mrd. € veranschlagt 
und liegen damit um 11,5 Mrd. € über den Erwar-
tungen des Jahres 2016. Dabei wird mit einem An-
stieg der Steuereinnahmen um 12,9  Mrd. € ge-
rechnet, während die sonstigen Einnahmen um 
1,4 Mrd. € gegenüber dem Soll von 2016 leicht zu-
rückgehen.

Finanzierungsdefizit

Aus der Differenz von Einnahmen und Ausgaben 
ergibt sich für das Haushaltsjahr 2017 ein Finanzie-
rungsdefizit von 7,0 Mrd. €. Die Finanzierung dieses 
Defizits erfolgt über die Münzeinnahmen aus Um-
laufmünzen und eine Entnahme aus der Rücklage 
zur Finanzierung von Belastungen im Zusammen-
hang mit der Aufnahme und Unterbringung von 
Asylbewerbern und Flüchtlingen. Damit wurde ein 

Haushaltsgesetz beschlossen, das zum dritten Mal 
in Folge einen Bundeshaushalt ohne Neuverschul-
dung beinhaltet.

Entwicklung wesentlicher finanz- und wirt-
schaftspolitischer Kennziffern

Die nachfolgenden Kennziffern zeigen wichtige 
Beziehungen der Einnahmen und Ausgaben des 
Bundeshaushalts  2017 untereinander und zu ex-
ternen Faktoren.

●● Ausgabenquote zum nominalen BIP: Die Aus-
gabenquote ergibt sich aus den Bundesaus-
gaben in Relation zur Wirtschaftsleistung in 
Deutschland (BIP 2017: 3.221,8 Mrd. €1). Die 
Quote steigt im aktuellen Haushalt 2017 gegen-
über dem Soll 2016 marginal um 0,1 Prozent-
punkte auf 10,2 %.

●● Zinsausgabenquote: Die Zinsausgabenquote 
bezeichnet den Anteil der Zinsausgaben an 

1  Gemäß der Jahresprojektion der Bundesregierung vom 
Januar 2017.

Gesamtübersicht zum Bundeshaushalt

Ermittlung des Finanzierungssaldos

Soll 20161 Soll 2017 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. € in %

1. Ausgaben zusammen 316.900 329.100 +12.200 +3,8

2. Einnahmen zusammen 310.515 322.051 +11.536 +3,7

Steuereinnahmen 288.083 301.029 +12.947 +4,5

sonstige Einnahmen2 22.432 21.021 -1.411 -6,3 

Einnahmen - Ausgaben = Finanzierungssaldo -6.385 -7.049 -664 X

Deckung/Verwendung des Finanzierungssaldos

Nettokreditaufnahme 0 0 X X

Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen) 285 315 +30 +10,5

Saldo der Rücklagenbewegungen3 6.100 6.734 X X

nachrichtlich:

investive Ausgaben 
(Baumaßnahmen, Beschaffungen über 5.000 € je 
Beschaffungsfall, Darlehen, Inanspruchnahme aus 
Gewährleistungen, Beteiligungserwerb, etc.)

34.984 36.071 +1.087 +3,1

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Einschließlich des vom Bundestag am 16. Februar 2017 beschlossenen Nachtragshaushaltsgesetzes 2016.
2  Ohne Münzeinnahmen.
3  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 1
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Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts im Jahr 2017

den Gesamtausgaben des Bundeshaushalts. Im 
Jahr 2017 wird diese Quote mit voraussicht-
lich 5,6 % um 0,8 Prozentpunkte niedriger sein 
als für das Jahr 2016 geplant (Soll 2016: 6,4 %).

●● Zins-Steuer-Quote: Die Zins-Steuer-Quote zeigt 
den Anteil der Steuereinnahmen der für Zins
ausgaben aufzuwenden ist. Dieser Anteil liegt im 
Bundeshaushalt 2017 bei 6,1 %. Damit wird vo-
raussichtlich ein um 0,9 Prozentpunkte gerin-
gerer Anteil der Steuereinnahmen für Zinsen 
verausgabt als noch im Soll 2016 (7,0 %) veran-
schlagt.

●● Steuerfinanzierungsquote: Die Steuerfinanzie-
rungsquote weist den Anteil der durch Steuer
einnahmen gedeckten Bundesausgaben aus. 
Dieser Anteil soll für den Bundeshaushalt in 
diesem Jahr 91,5 % betragen. Damit würde sich 
der Anteil der durch die laufenden Steuerein-
nahmen gedeckten Ausgaben gegenüber dem 
Soll 2016 um 0,6 Prozentpunkte erhöhen.

Einhaltung der grundgesetz
lichen Regel zur Begrenzung 
der Neuverschuldung 
(Schuldenbremse) 

Der Bundeshaushalt muss gemäß Artikel 115 Grund-
gesetz (GG) ohne Einnahmen aus Krediten ausgegli-
chen werden. Mit der Einhaltung der Obergrenze 
für die Kreditaufnahme von  0,35 % des nomina-
len BIP wird diesem Grundsatz entsprochen. Dabei 
wird die maximal zulässige strukturelle Nettokredit-
aufnahme (NKA) in Höhe von 0,35 % des nominalen 
BIP für 2017 – zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstel-
lung2  – bereinigt um den Saldo der finanziellen 
Transaktionen und eine Konjunkturkomponente.3

2  Herbstprojektion der Bundesregierung vom 7. Oktober 2016.

3  Siehe auch das Kompendium zur Schuldenbremse unter: 
http://www.bundesfinanzministerium.de/Content/
DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/
Schuldenbremse/kompendium-zur-schuldenbremse.html

Ermittlung der 
Konjunkturkomponente

Die Konjunkturkomponente im Rahmen der 
Schuldenbremse wird mithilfe eines Konjunktur-
bereinigungsverfahrens berechnet. Die Konjunk-
turbereinigung gewährleistet, dass die Finanzpo-
litik durch das Wirkenlassen der automatischen 
Stabilisatoren4 sowohl in wirtschaftlich guten als 
auch in wirtschaftlich ungünstigeren Zeiten an-
gemessen ist. In wirtschaftlich guten Zeiten sind 
die Verschuldungsspielräume geringer, in wirt-
schaftlich ungünstigeren Zeiten größer als in ei-
ner wirtschaftlichen Normallage. Die Konjunk-
turkomponente wird berechnet als Produkt aus 
Produktionslücke und Budgetsemielastizität.

Produktionslücke	  
kennzeichnet die Abweichung der wirt-
schaftlichen Aktivität (BIP) von der konjunk-
turellen Normallage (Produktionspotenzi-
al). Damit geben die Produktionslücken das 
Ausmaß der gesamtwirtschaftlichen Unter- 
beziehungsweise Überauslastung wieder. 
 
Budgetsemielastizität 	  
gibt an, wie die Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes auf eine Veränderung der ge-
samtwirtschaftlichen Aktivität reagieren. Sie 
ermittelt also die Auswirkungen der kon-
junkturellen Schwankungen auf den Bun-
deshaushalt.

Für das Haushaltsjahr 2017 berechnet sich die Kon-
junkturkomponente wie folgt: Bei der Haushalts-
aufstellung wurde für das Jahr 2017 eine negative no-
minale Produktionslücke von 9,5  Mrd. € projiziert. 

4  Weil sich die Steuereinnahmen in konjunkturell schlechten 
Zeiten (im Vergleich zur Entwicklung in einer konjunkturellen 
Normallage) ungünstiger entwickeln und die Staatsausgaben – 
vor allem wegen steigender Transferzahlungen durch die 
Sozialversicherungen – zunehmen, geht von den öffentlichen 
Haushalten eine automatische Stabilisierungswirkung 
auf den Wirtschaftsprozess aus. Der gegengesetzte 
Stabilisierungseffekt tritt in konjunkturell guten Zeiten auf.
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Durch Multiplikation des Wertes der Produktions-
lücke mit der Budgetsemielastizität des Bundes von 
rund 0,205 ergibt sich eine Konjunkturkomponente 
von rund -1,9 Mrd. €. Die Verschuldungsspielräume 
des Bundes sind also um rund 1,9 Mrd. € höher als 
bei einer konjunkturellen Normallage.

Berechnung der zulässigen 
Nettokreditaufnahme

Die im Artikel  115  GG festgelegte Obergrenze der 
Kreditaufnahme von 0,35 % des BIP beläuft sich im 
Jahr 2017 auf 10,6 Mrd. € (Position 3 in Tabelle 2). 
Bereinigt um den Saldo der finanziellen Transak-
tionen (-0,7  Mrd. €, Position  4) und um die Kon-
junkturkomponente (-1,9  Mrd. €, Position  5) wäre 
im Jahr  2017 eine NKA von maximal 13,2  Mrd. € 
(Position  7) möglich. Diese nach der Rechen-
regel zur Schuldenbremse ermittelte zulässige 

Neuverschuldung stellt jedoch keinen politischen 
Zielwert dar, sondern eine maximale Obergrenze, 
die  2017 nicht ausgeschöpft wird: Der Bundes-
haushalt ist auch ohne Neuverschuldung ausge-
glichen. Die Finanzierungssalden des Aufbauhilfe-
fonds, des Kommunalinvestitionsförderungsfonds 
und des Energie- und Klimafonds weisen insge-
samt ein Defizit in Höhe von 3,2  Mrd. € aus. Ins-
gesamt beträgt damit die für die Schuldenbremse 
relevante NKA 3,2 Mrd. € (Position 8). Die struktu-
relle NKA, die sich aus der Position 8 zuzüglich der 
finanziellen Transaktionen und der Konjunktur-
komponente ergibt, beträgt 0,6 Mrd. €. In Prozent 
des BIP ist der Haushalt damit strukturell ausgegli-
chen (Position 9). Der Bund hält bei der Haushalts-
aufstellung des Jahres 2017 die Vorgaben der Schul-
denregel mit Abstand ein.

Die Berechnung der im Haushaltsjahr 2017 zulässi-
gen Nettokreditaufnahme ist in Tabelle 2 dargestellt.

1. Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in % des BIP) 0,35

2. Nominales Bruttoinlandsprodukt der Haushaltsaufstellung des vorangegangenen Jahres (in Mrd. €) 3.032,8

3. Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (in Mrd. €) 
    (Zeile 1. x Zeile 2.)

10,6

4. Saldo der finanziellen Transaktionen (in Mrd. €) -0,7

5. Konjunkturkomponente (in Mrd. €) -1,9

6. Abbauverpflichtung aus dem Kontrollkonto -

7. Nach der Schuldenregel maximal zulässige Nettokreditaufnahme (in Mrd. €) 13,2

8. Nettokreditaufnahme (in Mrd. €)¹ 3,2

8.a Nettokreditaufnahme des Bundes (in Mrd. €) 0,0

8.b Finanzierungssalden der Sondervermögen (in Mrd. €)² -3,2

9. Strukturelle Nettokreditaufnahme (in Mrd. €) 0,6

    in % des BIP 0

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Einnahmen und Ausgaben unterliegen im Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen und beeinflussen somit die eingesetzten 

Kassenmittel ungleichmäßig. Ebenso unterliegt der Kapitalmarktsaldo starken Schwankungen. 
2  Mittelabfluss des Aufbauhilfe- und des Kommunalinvestitionsförderungsfonds sowie des Energie- und Klimafonds basiert auf  

vorsichtigen Schätzungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Komponenten zur Berechnung der zulässigen Nettokreditaufnahme im Haushaltsjahr 2017  
(Stand: Haushaltsaufstellung im Herbst 2016)

Tabelle 2
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Wichtige politische 
Entscheidungen mit Wirkung 
auf den Bundeshaushalt 2017

Innere Sicherheit und Verteidigung

Im Bereich der inneren Sicherheit werden die Si-
cherheitsbehörden personell und finanziell in die 
Lage versetzt, das hohe Sicherheitsniveau in unse-
rem Land auch künftig aufrecht zu erhalten. Dies 
gilt insbesondere mit Blick auf die Bereiche Terro-
rismus, Grenzschutz, Organisierte Kriminalität und 
IT-Sicherheit.

In den Haushaltsaufstellungsverfahren der 
Jahre 2016 und 2017 wurden mehrere Sicherheits-
pakete aufgelegt. Mit den Sicherheitspaketen wur-
den zusätzlich 8.773,5 Planstellen und Stellen sowie 
für den Zeitraum 2016 bis 2020 ergänzende Finanz-
mittel in Höhe von rund 2,4 Mrd. € vereinbart, die 
wesentlich der Bundespolizei, dem Bundeskrimi-
nalamt und dem Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik zugutekommen. Diese tra-
gen erheblich dazu bei, dass der Etat des Bundes-
ministerium des Innern von rund 5,85  Mrd. € im 
Jahr 2013 (Soll) auf rund 8,98 Mrd. € im Jahr 2017 
steigt (53,4 %).

Angesichts der vielfältigen und sich wandelnden 
Aufgaben der Bundeswehr sowohl im Rahmen 
internationaler Einsätze als auch bei der Bünd-
nis- und Landesverteidigung wird der Verteidi-
gungshaushalt im Jahr  2017 um rund 2,7  Mrd. € 
gegenüber dem Vorjahr auf rund 37 Mrd. € aufge-
stockt. Damit wird dem gestiegenen Bedarf sowohl 
im verteidigungsinvestiven Bereich (Entwicklung 
und Beschaffung) als auch im Zusammenhang mit 
der eingeleiteten Trendwende beim Personal Rech-
nung getragen.

Sozialpolitik

Die Bundesagentur für Arbeit (BA) ist weiterhin fi-
nanziell stabil aufgestellt. Aufgrund der guten Wirt-
schafts- und Beschäftigungsentwicklung hat die BA 

auch im Jahr  2016 einen Überschuss erzielen und 
die Ende  2015 vorhandene allgemeine Rücklage 
von 6,5 Mrd. € auf rund 9,8 Mrd. € weiter aufbauen 
können. Im Bereich der Arbeitslosenversicherung 
beträgt der Beitragssatz unverändert 3,0 %.

Auch die übrigen Sozialversicherungen konnten 
in den vergangenen Jahren weiterhin eine positive 
Einnahmeentwicklung verzeichnen. Trotz der zu 
Beginn des Jahres  2015 erfolgten Beitragssatzsen-
kung und den Leistungsausweitungen durch das 
Rentenversicherungs-Leistungsverbesserungsgesetz 
geht die Bundesregierung in ihrem Rentenversiche-
rungsbericht  2016 davon aus, dass die Nachhaltig-
keitsrücklage der allgemeinen Rentenversicherung 
zum Jahresende  2016 mit rund 32  Mrd. € auf ho-
hen Niveau bleibt. Dies entspricht rund 1,6 Monats-
ausgaben. Der Beitragssatz für die allgemeine Ren-
tenversicherung wird auch im Jahr  2017 weiterhin 
bei 18,7 % liegen, sodass hieraus keine Rückwirkung 
auf die Bundeszuschüsse resultiert.

Mit dem GKV-Modernisierungsgesetz wurde im 
Jahr  2004 ein steuerfinanzierter Bundeszuschuss 
zur pauschalen Abgeltung gesamtgesellschaftlicher 
Aufgaben in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) eingeführt. Insbesondere während der 
Finanz- und Wirtschaftskrise bewilligte der Gesetz-
geber zugunsten der GKV und zur Stabilisierung 
des Beitragssatzes mit dem Konjunkturpaket  II 
(2009), dem Sozialversicherungs-Stabilisierungs-
gesetz (2010) und dem Haushaltsbegleitgesetz 2011 
für den Zeitraum  2009 bis  2015 zusätzliche Bun-
desmittel in Höhe von rund 35 Mrd. €. Der Bundes-
zuschuss zum Gesundheitsfonds wurde nach der 
vorübergehenden Absenkung in den Jahren  2013 
bis  2015, die der Konsolidierung des Bundeshalts 
dienten, im Jahr  2016 wieder auf 14  Mrd. € an-
gehoben. Ab dem Jahr  2017 wird der Bundeszu-
schuss auf jährlich 14,5  Mrd. € festgeschrieben. 
Zusätzlich werden den Einnahmen des Gesund-
heitsfonds 2017 einmalig 1,5 Mrd. € aus der Liqui-
ditätsreserve zugeführt, um die GKV bei den In-
vestitionen in den Aufbau einer modernen und 
innovativen Versorgung (Telematikinfrastruktur) 
sowie bei der gesundheitlichen Versorgung von 
Asylberechtigten zu unterstützen.
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Die positive Entwicklung bei der Beschäftigungs-
zahl sozialversicherter Arbeitnehmer in Zusam-
menspiel mit dem kontinuierlichen Zufluss zu-
sätzlicher Mittel aus dem Bundeshaushalt trug 
maßgeblich zu den hohen Reserven des Gesund-
heitsfonds und der GKV bei, welche zum Ende des 
Jahres 2016 bei circa 9 Mrd. € beziehungsweise circa 
16  Mrd. € lagen. Der durchschnittliche GKV-Zu-
satzbeitragssatz wird auch im Jahr  2017 bei  1,1 % 
liegen und bleibt somit gegenüber dem Vorjahr sta-
bil.

Entlastung der Länder und 
Kommunen

Der Bund entlastet Länder und Kommunen wei-
ter auf vielfältige Weise. Mit dem Jahr  2015 trat 
etwa eine kommunale Sonderentlastung für die 
Jahre 2015 bis 2017 in Höhe von jährlich 1 Mrd. € 
in Kraft, welche jeweils hälftig über den Gemein-
deanteil an der Umsatzsteuer und die Bundesbetei-
ligung an den Kosten der Unterkunft und Heizung 
von Beziehern von SGB-II-Leistungen realisiert 
wird. Außerdem werden nach dem Kommunalin-
vestitionsförderungsgesetz in den Jahren  2015 bis 
zunächst 2018 – und inzwischen bis zum Jahr 2020 
verlängert  – Finanzhilfen in Höhe von 3,5  Mrd. € 
zur Förderung von Investitionen finanzschwacher 
Kommunen gewährt. Zur Förderung der Sanie-
rung, des Umbaus und der Erweiterung der Schul
infrastruktur finanzschwacher Kommunen wird 
der Bund das Mittelvolumen des Kommunalinves-
titionsförderungsfonds zeitlich befristet bis zum 
Jahr 2020 um nochmals 3,5 Mrd. € erhöht. Mit dem 
vom Bundestag am 16. Februar 2017 beschlossenen 
Nachtragshaushaltgesetz 2016 (NHH 2016) wird die 
haushaltsmäßige Voraussetzung dafür geschaffen. 
Bereits beschlossen wurde zudem eine weitere Ent-
lastung der Kommunen im Jahr 2017 in Höhe von 
1,5  Mrd. € (1  Mrd. € über den Gemeindeanteil an 
der Umsatzsteuer und 500 Mio. € über die Bundes-
beteiligung an den Kosten der Unterkunft und Hei-
zung).

Seit dem Jahr  2015 werden die Länder außerdem 
dadurch entlastet, dass der Bund die Kosten für das 

BAföG, von denen er zuvor  65 % getragen hatte, 
vollständig übernimmt. Auf Grundlage der Daten, 
die zum Zeitpunkt der politischen Einigung zur 
Verfügung standen, beträgt der Entlastungseffekt 
für die Länder 1,17 Mrd. € pro Jahr.

Bei der Aufnahme und Unterbringung von Asylbe-
werbern hat der Bund die Länder im Jahr 2015 über 
eine Erhöhung des Länderanteils an der Umsatz-
steuer um pauschal 2 Mrd. € entlastet. Im Jahr 2016 
haben Bund und Länder mit dem Gesetz zur Be-
teiligung des Bundes an den Kosten der Integra
tion und zur weiteren Entlastung von Ländern und 
Kommunen ein weiteres umfangreiches Maßnah-
menpaket beschlossen. Für die Jahre 2016 bis 2018 
erstattet der Bund die Kosten für Leistungen der 
Unterkunft und Heizung nach SGB  II für aner-
kannte Asyl- und Schutzberechtigte vollständig. 
Die Kommunen wurden hiermit im Jahr 2016 um 
400 Mio. € sowie voraussichtlich für das Jahr 2017 
um 900 Mio. € und für das Jahr 2018 um 1,3 Mrd. € 
entlastet. Mit dem Gesetz wurden zudem weitere 
Entlastungen der Länder für einen Teil der Kos-
ten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in den 
Jahren 2016 und 2017 umgesetzt. Für das Jahr 2016 
erhalten die Länder zusätzlich zur bereits erfolg-
ten Abschlagszahlung von 3 Mrd. € Mittel in Höhe 
von rund 2,6 Mrd. € und für das Jahr 2017 eine Ab-
schlagszahlung in Höhe von  1,2  Mrd. €. Zudem 
erhalten die Länder in den Jahren  2016 bis  2018 
jährlich eine Integrationspauschale in Höhe von 
2  Mrd. € über die Umsatzsteuer. Daneben werden 
den Ländern mit dem Gesetz zur Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Integration, die für die 
soziale Wohnraumförderung im Integrationskon-
zept in Aussicht gestellten Mittel in Höhe von je-
weils 500  Mio. € für die Jahre  2017 und  2018 als 
Entflechtungsmittel gewährt. Dies stellt eine wei-
tere Erhöhung der Entflechtungsmittel für die so-
ziale Wohnraumförderung dar, da diese bereits 
mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz für 
die Jahre 2016 bis 2019 um jeweils 500 Mio. € auf-
gestockt wurden. Das Gesetz zur Beteiligung des 
Bundes an den Kosten der Integration regelt zu-
dem den Transferweg für die bereits im Koalitions-
vertrag zugesagte jährliche 5-Milliarden-Euro-Ent-
lastung der Kommunen ab dem Jahr 2018.
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Darüber hinaus erhalten die Länder weitere Ent-
lastungen. Als Entlastungspauschale für unbeglei-
tete minderjährige Flüchtlinge erhalten die Länder 
350 Mio. € pro Jahr über ihren Umsatzsteueranteil. 
Zur Verbesserung der Kinderbetreuung erhalten 
die Länder aus dem Wegfall des Betreuungsgelds 
über ihren Umsatzsteueranteil insgesamt rund 
2,0 Mrd. € in den Jahren 2016 bis 2018. Hiervon ent-
fallen 774 Mio. € auf das Jahr 2017. Für den Ausbau 
der Betreuung für Kinder zwischen drei und sechs 
Jahren zahlt der Bund in den Jahren 2017 bis 2020 
insgesamt 1,1 Mrd. € (2017: 226 Mio. €).

Weiterhin wurden Liegenschaften der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben (BImA) ab dem 1. Ja-
nuar 2015 mietzinsfrei und unbürokratisch zur Un-
terbringung von Asylbegehrenden und Flüchtlingen 
zur Verfügung gestellt. Überdies erstattet die BImA 
den Ländern und Kommunen gegen Nachweis die 
für diese Liegenschaften entstandenen Herrich-
tungskosten. Der Bund hat auch für die gesundheit-
liche Versorgung der Flüchtlinge umfassende Hilfen 
geleistet, u.  a. wurden Empfehlungen für eine ge-
sundheitliche Erstaufnahmeuntersuchung und ein 
Konzept zur frühzeitigen Impfung bei Asylsuchen-
den nach Ankunft in Deutschland entwickelt.

Weitere Maßnahmen im Zusam
menhang mit der Flüchtlingslage

Die Aufgabe, Flüchtlingen zu helfen und die Ur-
sachen für Flucht und Vertreibung zu bekämpfen, 
hört nicht an den deutschen Grenzen auf. Hierzu 
bedarf es vielmehr einer Ergänzung der nationalen 
Politikansätze insbesondere um entwicklungs- und 
außenpolitische Anstrengungen. Es gilt, akute und 
strukturelle Fluchtursachen zu bekämpfen und so 
zur Verbesserung der Lebenssituation von Men-
schen beizutragen und ihnen dadurch zu Bleibe-
perspektiven in ihren Heimatländern zu verhel-
fen. Humanitäre Hilfsmaßnahmen tragen hierzu 
ebenso bei wie die Unterstützung internationaler 
Maßnahmen zur Krisenprävention, Friedenserhal-
tung und Konfliktbewältigung. Für die genannten 
Aufgaben sowie u. a. für Beiträge mit Flüchtlings-
bezug an internationale Einsätze vor Ort, an die 

Vereinten Nationen, für die europäische Entwick-
lungszusammenarbeit und an andere internatio-
nale Einrichtungen und die Entwicklungsbanken 
sowie für Beiträge zum Stabilitätspakt Afghanis-
tan werden im Jahr 2017 insgesamt voraussichtlich 
rund 7,2  Mrd. € zur Verfügung gestellt insbeson-
dere aus den Einzelplänen des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung und des Auswärtigen Amtes. 

Steuerpolitik

Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der 
EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren 
Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und 
-verlagerungen

Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Änderun-
gen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren 
Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -ver-
lagerungen sollen in erster Linie Änderungen der 
EU-Amtshilferichtlinie und damit zugleich als 
Mindeststandards qualifizierte Empfehlungen des 
gemeinsamen Projekts von der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
und der G20 gegen Gewinnkürzung und Gewinn-
verlagerung  – bekannt als BEPS-Projekt  – umge-
setzt werden. Diese zielen darauf ab, Informations-
defizite der Steuerverwaltungen abzubauen und 
die Transparenz zu stärken. So enthält das Gesetz 
Regelungen zum automatischen Informationsaus-
tausch über sogenannte Tax Rulings sowie zur Er-
stellung länderbezogener Berichte für multinatio-
nal tätige Unternehmen und deren automatischen 
Austausch (sogenanntes Country-by-Country-Re-
porting). Daneben umfasst das Gesetz Änderungen 
weiterer steuerlicher Regelungen, um diese an die 
aktuellen Entwicklungen anzupassen und deut-
sche Besteuerungsrechte bei grenzüberschreiten-
den Sachverhalten besser wahrnehmen zu können.

Darüber hinaus werden mit dem Gesetz der Kin-
derfreibetrag, das Kindergeld sowie der Unterhalts-
höchstbetrag für die Jahre 2017 und 2018 angeho-
ben und der Kinderzuschlag zum 1.  Januar  2017 
erhöht. Außerdem wird der Grundfreibetrag 
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angehoben und zum Ausgleich der „kalten Progres-
sion“ werden die übrigen Tarifeckwerte in den Jah-
ren 2017 und 2018 um die geschätzte Inflationsrate 
der Jahre  2016 beziehungsweise  2017 nach rechts 
verschoben. Die steuerlichen Entlastungen tragen 
zur weiteren Stärkung von Binnenkonjunktur und 
Arbeitsanreizen bei.

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Entlastung insbesondere der 
mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie 
(Zweites Bürokratieentlastungsgesetz)

Mit dem Zweiten Bürokratieentlastungsgesetz sol-
len insbesondere kleine Betriebe mit zwei bis drei 
Mitarbeitern entlastet werden. Die im Gesetzent-
wurf enthaltenen Maßnahmen verringern den Er-
füllungsaufwand von Unternehmen jährlich um 
rund 360  Mio. € beziehungsweise knapp zehn Mil-
lionen Arbeitsstunden pro Jahr. Neben Änderungen 
im Bereich des Sozialversicherungsrechts und der 
Handwerksordnung sollen im Steuerrecht folgende 
Regelungen geändert werden (Stand: Januar 2017):

●● Änderung der Abgabenordnung: Verkürzung 
der steuerlichen Aufbewahrungsfrist von Lie-
ferscheinen.

●● Änderung des Einkommensteuergesetzes: 
Erhöhung der Grenzbeträge zur Abgabe der 
Lohnsteuer-Anmeldung.

●● Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs-
verordnung: Anhebung der Betragsgrenze für 
Rechnungen über Kleinbeträge.

Gesetz zum Erlass und zur Änderung markt
ordnungsrechtlicher Vorschriften sowie zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes

Mit dem Gesetz zum Erlass und zur Änderung 
marktordnungsrechtlicher Vorschriften sowie zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes soll u. a. 
im Einkommensteuerrecht durch die Tarifglättung 
für Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft nach 

§ 32c des Einkommensteuergesetzes eine ausgegli-
chene tarifliche Besteuerung aufeinanderfolgender 
guter und schlechter Wirtschaftsjahre gewährleis-
tet werden.

Gesetz zur Weiterentwicklung der 
steuerlichen Verlustverrechnung bei 
Körperschaften

Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der steuer-
lichen Verlustverrechnung bei Körperschaften sol-
len die steuerliche Verlustverrechnung bei Körper-
schaften weiterentwickelt und zugleich steuerliche 
Hemmnisse bei der Kapitalausstattung von solchen 
Unternehmen abgebaut werden, bei denen für die 
Unternehmensfinanzierung häufig die Neuauf-
nahme oder der Wechsel von Anteilseignern not-
wendig wird. Die Neuregelung ermöglicht es, auf 
Antrag Verluste, die nach der Grundregel des § 8c 
des Körperschaftsteuergesetzes nach einem sub-
stanziellen Anteilseignerwechsel wegfallen wür-
den, weiter zu nutzen, wenn der Geschäftsbetrieb 
der Körperschaft nach dem Anteilseignerwechsel 
erhalten bleibt und eine anderweitige Verlustnut-
zung ausgeschlossen ist.

BMF-Anwendungsschreiben zur Steuer
ermäßigung bei Aufwendungen für 
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen

Das BMF-Anwendungsschreiben vom 9.  Novem-
ber  2016 zu §  35a des Einkommensteuergesetzes 
(Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haus-
haltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die 
Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistun-
gen) wurde insbesondere aufgrund von verschie-
denen Urteilen des Bundesfinanzhofes umfassend 
überarbeitet. Es werden Themen wie z. B. Hausan-
schlusskosten an die Ver- und Entsorgungsnetze, 
Kosten im Zusammenhang mit der Prüfung der 
ordnungsgemäßen Funktion einer Anlage oder 
Kosten für die Versorgung und Betreuung eines 
Haustiers neu geregelt.



39

Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2017

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts im Jahr 2017

Darstellung der Ausgaben
struktur des Bundes nach 
Aufgabenbereichen

Gemäß § 14 der Bundeshaushaltsordnung ist dem 
Haushaltsplan als Anlage eine Funktionenüber-
sicht für Einnahmen und Ausgaben beizufügen. 
Die Zuordnung richtet sich nach dem Funktionen-
plan. Als Teil der Haushaltssystematik des Bundes 
enthält der Funktionenplan die Gliederungsmerk-
male für eine systematische Darstellung nach ein-
zelnen Aufgabenbereichen. Ermöglicht wird so 
eine Auskunft über die Erfüllung der öffentlichen 
Aufgaben unabhängig von der institutionellen 
(ressortorientierten) Darstellungsweise im Bundes-
haushalt. Die Funktionenübersicht zeigt also die 
Ausgabensumme aller Haushaltstitel für die jewei-
lige staatliche Aufgabe, ungeachtet der einzelplan- 
beziehungsweise ressortorientierten Veranschla-
gung im Bundeshaushaltsplan. Abweichungen der 

Zahlen gegenüber anderen Berichten mit ande-
rer Zuordnung beziehungsweise anderer Berech-
nungsmethode sind daher möglich.

Nachfolgend werden wesentliche Aufgabenberei-
che anhand des Funktionenplans dargestellt. Der 
vollständige Bundeshaushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2017 ist im Internetangebot des Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) verfügbar.5

Abbildung  1 zeigt einen Überblick der Ausgaben-
struktur im Bundeshaushalt  2017. Erkennbar ist, 
dass gut die Hälfte der Bundesausgaben (52 %) im 
Bereich „Soziale Sicherung“ getätigt werden. Die 
übrigen Bundesausgaben haben dementsprechend 
einen Anteil von 48 % der Ausgaben.

5  http://www.bundeshaushalt-info.de oder über den 
Suchbegriff „Bundeshaushaltsplan 2017“.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

 Ausgabenstruktur im Bundeshaushalt 2017

18 % Sonstige Bundesausgaben

6 % Verkehrs- und Nachrich-
tenwesen

7 % Bildungswesen, 
Wissenschaft, Forschung, 
kulturelle Angelegenheiten

6 % Zinsen

11 % Verteidigung

48 % Sonstige Ausgaben

34 % Sozialversicherung 
einschließlich Arbeitslosenver-
sicherung

11 % Arbeitsmarktpolitik

2 % Elterngeld, Erziehungs-
geld  und Mutterschutz

5 % Sonstige soziale Sicherung

52 % Soziale Sicherung

Abbildung 1
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Tabelle 3 zeigt auszugsweise die Ausgaben des Bun-
des nach Aufgabenbereichen und deren Anteil an 
den Gesamtausgaben. Die Nummerierung und 

Darstellung entspricht der Systematik des Funk
tionenplans und ist daher nicht mit der Darstel-
lung der Ausgaben nach Einzelplänen vergleichbar.

Aufgabenbereich
Soll 2017
in Mio. € Anteil in % der Ausgaben

Ausgaben zusammen1 329.100 100,0

0. Allgemeine Dienste 77.807 23,6

Politische Führung und zentrale Verwaltung 16.326 5,0

Politische Führung 4.406 1,3

Versorgung einschließlich Beihilfen 9.798 3,0

Auswärtige Angelegenheiten 13.949 4,2

Auslandsvertretungen 865 0,3

Beiträge an Internationale Organisationen 1.070 0,3

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 8.501 2,6

Verteidigung 36.620 11,1

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 5.730 1,7

Polizei 4.087 1,2

Finanzverwaltung 4.560 1,4

1. Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung 23.935 7,3

Hochschulen 5.735 1,7

Förderung für Schüler, Studierende, Weiterbildungsteilnehmende 3.977 1,2

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb der Hochschulen 12.729 3,9

Gemeinsame Forschungsförderung von Bund und Ländern 5.092 1,5

Zentren der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 2.958 0,9

Max-Planck-Gesellschaft 879 0,3

Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. 670 0,2

Fraunhofer-Gesellschaft 710 0,2

Forschung und experimentelle Entwicklung 7.022 2,1

2. Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarktpolitik 170.486 51,8

Sozialversicherung einschließlich Arbeitslosenversicherung 111.943 34,0

Leistungen an die Rentenversicherung (ohne Knappschaftliche Rentenversicherung) 82.275 25,0

Knappschaftliche Rentenversicherung 5.474 1,7

Unfallversicherung 346 0,1

Krankenversicherung 15.950 4,8

Alterssicherung der Landwirte 2.257 0,7

Sonstige Sozialversicherungen 5.641 1,7

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 8.275 2,5

Elterngeld 6.400 1,9

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und politischen Ereignissen 2.111 0,6

Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen Tabelle 3
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Allgemeine Dienste

Der Bundeshaushalt  2017 sieht Ausgaben für 
den Bereich Allgemeine Dienste in Höhe von 
77,8  Mrd. € vor. Dies entspricht einem Anteil 
von 23,6 % an den Gesamtausgaben des Bundes. Im 
Vergleich zum Soll des Jahres 2016 steigen die Aus-
gaben für allgemeine Dienste um 6,2 Mrd. € (8,7 %) 
an. Die Aufstockung der Ausgaben steht insbeson-
dere im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Er-
haltung der inneren und äußeren Sicherheit sowie 
der Fluchtursachenbekämpfung.

Etwa die Hälfte des Anstiegs ist auf die Zunahme 
der Ausgaben für Verteidigung zurückzufüh-
ren. Für den Bereich Verteidigung sind im Einzel-
plan 14 des Bundeshaushalts für das Jahr 2017 rund 
37  Mrd. € veranschlagt. Dabei entfallen auf mili-
tärische Beschaffungen, Anlagen, sonstige Inves-
titionen, Materialerhaltung und Wehrforschung 
11,2  Mrd. €, auf die Aktivitätsbezüge der Soldaten 
und des Zivilpersonals 12,1 Mrd. €, auf sonstige Be-
triebsausgaben 6,8  Mrd. € sowie auf Versorgungs-
ausgaben 5,8 Mrd. €.

Aufgabenbereich
Soll 2017
in Mio. € Anteil in % der Ausgaben

Arbeitsmarktpolitik 37.057 11,3

Arbeitslosengeld II nach dem SGB II 21.000 6,4

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II 6.500 2,0

Aktive Arbeitsmarktpolitik 5.120 1,6

Sonstige Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 4.436 1,3

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII (einschließlich 
Leistungen aufgrund rechtlicher Verpflichtungen des Bundes für Fürsorgezwecke)

7.131 2,2

3. Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 2.324 0,7

4. Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und kommunale Gemeinschaftsdienste 3.324 1,0

5. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.250 0,4

6. Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen 6.039 1,8

Kohlenbergbau 1.233 0,4

Gewährleistungen 1.485 0,5

Regionale Fördermaßnahmen 1.585 0,5

7. Verkehrs- und Nachrichtenwesen 20.818 6,3

Straßen und Kompensationszahlungen an die Länder 9.154 2,8

Bundesautobahnen 5.132 1,6

Bundesstraßen 2.522 0,8

Kompensationszahlungen an die Länder 1.336 0,4

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der Schifffahrt 1.679 0,5

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 6.420 2,0

Luftfahrt, Nachrichtenwesen, sonstiges Verkehrswesen 2.362 0,7

8. Finanzwirtschaft 23.117 7,0

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 5.779 1,8

Zinsen (ohne sächliche Verwaltungskosten) 18.471 5,6

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischer Verrechnung.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen noch Tabelle 3
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Auf den Bereich Auswärtige Angelegenheiten ent-
fallen 13,9 Mrd. €. Das entspricht einer deutlichen 
Steigerung gegenüber dem Soll 2016 um rund 13 % 
(1,6  Mrd. €). Den höchsten Anteil an den Ausga-
ben in diesem Bereich haben die Ausgaben für die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung. Sie belaufen sich im Einzelplan  23 (Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 
im Jahr  2017 voraussichtlich auf rund 8,5  Mrd. € 
und steigen gegenüber dem Soll  2016 kräftig um 
rund  15 % (1,1  Mrd. €). Bedeutsam sind hier Aus-
gaben für die bilaterale finanzielle Zusammenar-
beit (2,1 Mrd. €), die um rund 0,8 Mrd. € gegenüber 
dem Soll von  2016 aufgestockt wurden. Für un-
mittelbare humanitäre Hilfsmaßnahmen im Aus-
land sind 1,2  Mrd. € vorgesehen und damit rund 
500 Mio. € mehr als im Vorjahr. Die Beteiligung am 
Grundkapital der Asia Infrastructure Investment 
Bank beläuft sich auf rund 165 Mio. €.

Für die Öffentliche Sicherheit und Ordnung sind in 
diesem Jahr Ausgaben in Höhe von 5,7 Mrd. € vor-
gesehen. Das ist gut 0,6 Mrd. € mehr als im Soll 2016 
veranschlagt war. Der Anstieg ist hauptsächlich auf 
eine Zunahme der Aufwendungen der Polizeibe-
hörden des Bundes wie Bundeskriminalamt und 
Bundespolizei zurückzuführen. Die Ausgaben im 
Bereich Rechtsschutz sollen sich auf 0,6 Mrd. € be-
laufen.

Die Ausgaben für Politische Führung und zentrale 
Verwaltung sind im Soll 2017 mit 16,3 Mrd. € fest-
gesetzt. Das sind rund  8 % mehr als im Soll  2016 
vorgesehen waren. Darunter entfallen 4,4  Mrd. € 
auf Politische Führung. Auf den Bereich Versor-
gung einschließlich Beihilfen entfallen 9,8 Mrd. €. 
Hier werden die Ausgaben für Versorgung und 
Beihilfen für Versorgungsempfänger und deren 
Hinterbliebene erfasst; u.  a. der Zuschuss an die 
Postbeamtenversorgungskasse mit 8,1 Mrd. €. Ver-
sorgungsaufwendungen für Soldaten sind dem 
Verteidigungsbereich zugeordnet.

Im Bereich der Finanzverwaltung sind Ausga-
ben von 4,6  Mrd. € vorgesehen. Hiervon gehen 
3,5 Mrd. € an die Steuer- und Zollverwaltung.

Bildungswesen, Wissenschaft, 
Forschung, kulturelle 
Angelegenheiten

Die Zukunftsbereiche Bildungswesen, Wissen-
schaft, Forschung, kulturelle Angelegenheiten ge-
nießen weiterhin hohe Priorität. Hier sind Aufwen-
dungen in Höhe von 23,9  Mrd. € vorgesehen. Der 
Anteil an den Gesamtausgaben (2017: 7,3 %) ist da-
mit um 0,4  Prozentpunkte höher als im Plan für 
das Jahr 2016. Der Hochschulpakt und der Pakt für 
Forschung und Innovation werden fortgesetzt. Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung sind eine wich-
tige Basis für den Erhalt und die weitere Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands und 
damit zur Schaffung und Sicherung von Arbeits-
plätzen. Diese Bereiche sind somit eine entschei-
dende Grundlage für den Wohlstand in Deutsch-
land.

Im Aufgabenbereich Hochschulen sind Ausgaben 
von 5,7  Mrd. € vorgesehen. Sie werden damit vo-
raussichlich um rund  6 % höher sein als im Bun-
deshaushalt  2016 erwartet. Die Ausgaben für den 
Hochschulpakt  2020 von 2,8  Mrd. € nehmen da-
bei am kräftigsten zu (14 %). Mit dem Hochschul-
pakt  2020 wird u.  a. die Schaffung zusätzlicher 
Studienplätze für die stark gestiegene Zahl von Stu-
dienanfängern durch Bundesmittel unterstützt. Im 
Bereich Hochschulen sind darüber hinaus Kom-
pensationsmittel für die Abschaffung der Gemein-
schaftsaufgaben Bildungsplanung und Hoch-
schulbau von rund 0,7 Mrd. € sowie Mittel für die 
Exzellenzinitiative und die Deutsche Forschungs-
gemeinschaft von rund 1,6 Mrd. € enthalten.

Für die Förderung von Schülern, Studierenden und 
Weiterbildungsteilnehmenden sind 4,0 Mrd. € ver-
anschlagt. Der höchste Anteil entfällt auf die Förde-
rung für Studierende und wissenschaftlichen Nach-
wuchs mit 2,2 Mrd. € gefolgt von Ausgaben für die 
Förderung von Schülern mit 1,0 Mrd. €. Beide Aus-
gabepositionen steigen im Bundeshaushalt  2017 
gegenüber dem Jahr 2016 jeweils um rund 10 %.
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Im Bereich Wissenschaft, Forschung, Entwicklung 
außerhalb der Hochschulen werden Finanzmit-
tel des Bundes in Höhe von 12,7  Mrd. € bereitge-
stellt. Dabei werden 7,0 Mrd. € für Forschung und 
experimentelle Entwicklung veranschlagt. Das sind 
rund  11 % höhere Ausgaben als im Soll  2016 ein-
geplant. Diese Bundesmittel fließen in eine Viel-
zahl innovativer Forschungsprojekte, wobei das 
Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand mit 
0,5  Mrd. € oder der Beitrag beziehungsweise Leis-
tungen an die europäische Weltraumorganisation 
in Paris mit 0,8 Mrd. € größere Projekte darstellen. 
Höhere Ausgaben als im Soll 2016 vorgesehen wer-
den insbesondere in den Bereichen der regiona-
len Förderung (0,1 Mrd. €) und der Nachhaltigkeit, 
des Klimas und Energie (0,2 Mrd. €) eingeplant. Die 
Mittel im Bereich gemeinsame Forschungsförde-
rung von Bund und Ländern von 5,1 Mrd. € verteilen 
sich im Wesentlichen auf die großen Wissenschafts-
organisationen Hermann von Helmholtz-Ge-
meinschaft, Max-Planck-Gesellschaft, Wissen
schaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. 
und Fraunhofer-Gesellschaft.

Soziale Sicherung, Familie und 
Jugend, Arbeitsmarktpolitik

Der Bundeshaushalt  2017 sieht im Bereich Sozi-
ale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeitsmarkt-
politik Ausgaben in Höhe von 170,5 Mrd. € vor. Die 
Ausgaben in diesem Bereich erhöhen sich gegen-
über dem Soll 2016 um rund 6 % beziehungsweise 
9,0  Mrd. €. Sie stellen den mit Abstand größten 
Ausgabenblock des Bundeshaushalts dar. Die So
zialleistungsquote – der Anteil der Sozialausgaben 
an den Gesamtausgaben  – betrug rund  52 %. Das 
heißt jeder zweite vom Bund ausgegebene Euro 
fließt in den Sozialbereich.

In den Bereich der Sozialversicherung einschließ-
lich Arbeitslosenversicherung gehen Mittel in 
Höhe von 111,9 Mrd. € und damit rund 5 Mrd. € be-
ziehungsweise 5 % mehr als gemäß dem Soll 2016. 
Dies ist vor allem auf einen Anstieg der Ausgaben 
an die Rentenversicherung (ohne Knappschaftliche 

Rentenversicherung) um rund 4  Mrd. € bezie-
hungsweise  5 % zurückzuführen. Darüber hinaus 
nimmt der Zuschuss an die Krankenversicherung 
um gut 500 Mio. € zu im Vergleich zum Soll 2016.

Für den Bereich Familienhilfe und Wohlfahrts-
pflege sind 8,3  Mrd. € vorgesehen, wobei hier das 
Elterngeld mit rund 6,4 Mrd. € den größten Anteil 
hat. Für das Elterngeld sind rund 7 % höhere Aus-
gaben eingeplant als im Soll 2016. Im Bereich Kin-
der- und Jugendpolitik wurden insbesondere die 
Finanzhilfen an die Länder für den Kinderbetreu-
ungsausbau (0,2  Mrd. €) verstärkt, um durch die 
Schaffung zusätzlicher Plätze auf den insgesamt 
verstärkten Betreuungsbedarf reagieren zu kön-
nen.

Die Ausgaben für Soziale Leistungen für Folgen von 
Krieg und politischen Ereignissen sind im Bun-
deshaushalt  2017 auf 2,1  Mrd. € veranschlagt. Da-
rin enthalten sind u. a. Kriegsopferfürsorgeleistun-
gen von 0,3  Mrd. € sowie sonstige Leistungen für 
Folgen von Krieg und politischen Ereignissen von 
1,0 Mrd. €.

In den Bereich Arbeitsmarktpolitik sollen finan-
zielle Mittel in Höhe von 37,1  Mrd. € fließen. Der 
Anteil an den Bundesausgaben erhöht sich damit 
um 0,4  Prozentpunkte gegenüber dem Anteil im 
Soll 2016 auf 11,3 %. Damit erweist sich die Arbeits-
marktpolitik als ein weiterer Schwerpunkt im Bun-
deshaushalt. Den größten Ausgabeposten stellt das 
Arbeitslosengeld II mit 21,0 Mrd. € dar. Die höchste 
Ausgabensteigerung gegenüber dem Soll  2016 ist 
bei Leistungen für Unterkunft und Heizung (um 
rund  27 % beziehungsweise um 1,4  Mrd. € auf 
6,5 Mrd. €) vorgesehen. Darin sind die vereinbarten 
zusätzlichen Entlastungen der Kommunen berück-
sichtigt. Für Aktive Arbeitsmarktpolitik und Sons-
tige Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende nach SGB II sind im Bundeshaushalt 2017 
insgesamt 9,6  Mrd. € veranschlagt  – knapp 
500 Mio. € mehr als im Soll 2016. Darüber hinaus 
können Ausgabereste bis zur Höhe von 350 Mio. € 
bei den Eingliederungsleistungen zu Lasten aller 
Einzelpläne in Anspruch genommen werden.
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Seit dem Jahr 2014 übernimmt der Bund die Netto-
ausgaben der Kommunen für die Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung vollständig. 
Für die Erstattung sind im Jahr 2017 rund 7 Mrd. € 
eingeplant. Für das Jahr 2016 waren 6,5 Mrd. € vor-
gesehen. Der Bund trägt damit nachhaltig zu einer 
erheblichen Entlastung der Kommunen bei.

Gesundheit, Umwelt, Sport und 
Erholung

Für Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung sind 
für das laufende Jahr 2,3  Mrd. € veranschlagt. Da-
von entfallen auf das Gesundheitswesen 0,7 Mrd. €, 
auf Sport und Erholung 0,2 Mrd. € sowie für Maß-
nahmen der Reaktorsicherheit und des Strahlen-
schutzes 0,8 Mrd. € und für Ausgaben für den Um-
welt- und Naturschutz 0,7 Mrd. €.

Wohnungswesen, Städtebau, 
Raumordnung und kommunale 
Gemeinschaftsdienste

Im Bereich Wohnungswesen, Städtebau, Raum-
ordnung und kommunale Gemeinschaftsdienste 
sind Ausgaben in Höhe von 3,3 Mrd. € vorgesehen. 
Das sind rund 33 % beziehungsweise rund 1 Mrd. € 
mehr als im Soll 2016. Ein wesentlicher Posten sind 
die Kompensationszahlungen an die Länder wegen 
Beendigung der Finanzhilfen des Bundes zur So
zialen Wohnraumförderung in Höhe von 1,5 Mrd. € 
(Soll  2016: 1  Mrd. €). Seit  2007 hat der Bund zwar 
keine Zuständigkeiten mehr im Bereich der sozia-
len Wohnraumförderung. Mit den Kompensations-
zahlungen federt der Bund jedoch den Übergang der 
Zuständigkeiten auf die Länder und Kommunen ab. 
Im Rahmen der Beteiligung des Bundes an den Kos-
ten der Integration stellt der Bund den Ländern zu-
sätzlich 0,5  Mrd. € höhere Kompensationszahlun-
gen zur Verfügung als im Jahr 2016. Darüber hinaus 
fördert der Bund städtebauliche Maßnahmen der 
Länder mit 0,6 Mrd. € sowie Maßnahmen zur ener-
getischen Gebäudesanierung im „CO2-Gebäude
sanierungsprogramm“ der KfW-Bankengruppe mit 
rund 0,5 Mrd. €. Zuletzt genannte Fördermaßnahme 

wird durch weitere Mittel aus dem Energie- und Kli-
mafonds ergänzt (rund 0,7 Mrd. €).

Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten

Der Aufgabenbereich Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten ist auf rund 1,2  Mrd. € veranschlagt. 
Größter Ausgabeposten ist hier der Bundesanteil 
zur Finanzierung der Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ mit rund 0,6 Mrd. €.

Energie- und Wasserwirtschaft, 
Gewerbe, Dienstleistungen

Für den Aufgabenbereich Energie- und Wasser-
wirtschaft, Gewerbe, Dienstleistungen sind Mittel 
in Höhe von 6 Mrd. € vorgesehen. Ein bedeutender 
Teil davon geht in den Bereich Kohlenbergbau (Ab-
satz- und Stilllegungsbeihilfen im Steinkohlenbe-
reich) mit 1,2 Mrd. €. Der Bund fördert u. a. Maß-
nahmen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
mit 0,6  Mrd. € sowie Einzelmaßnahmen zur Nut-
zung erneuerbarer Energien mit 0,2  Mrd. €. Da
rüber hinaus soll der flächendeckende Breitband-
ausbau mit bis zu 0,7  Mrd. € unterstützt werden. 
Entschädigungen und Kosten aus der Inanspruch-
nahme von Gewährleistungen mit 1,5  Mrd. € bil-
den ebenfalls einen wesentlichen Ausgabenposten.

Verkehrs- und Nachrichtenwesen

Für den Bereich Verkehrs- und Nachrichtenwe-
sen sieht der Bundeshaushalt im Jahr 2017 Ausga-
ben von 20,8  Mrd. € vor. Das sind 2  Mrd. € bezie-
hungsweise 10 % höhere Ausgaben als im Jahr 2016 
geplant. Im Verkehrsbereich liegt der Ausgaben-
schwerpunkt auf den klassischen Verkehrsinves-
titionen. Zur Erhöhung der Flexibilität des Mit-
teleinsatzes sind die Mittel übertragbar und – ohne 
gegenläufige Einsparverpflichtung des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 



45

Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2017

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts im Jahr 2017

im Haushaltsvollzug – überjährig nutzbar. Im Rah-
men des „5-Milliarden-Euro-Verkehrsinvestitions
pakets“, das eine „prioritäre Maßnahme“ des Ko-
alitionsvertrags darstellt, sollen im Jahr  2017 
Verkehrsinvestitionen in Höhe von 2,1  Mrd. € fi-
nanziert werden.

Die Ausgaben für Straßen und Kompensationsleis-
tungen an die Länder belaufen sich voraussicht-
lich auf 9,2 Mrd. €. Dabei sind für Bundesautobah-
nen und für Bundesstraßen 7,6 Mrd. € vorgesehen. 
Von diesen Mitteln entfallen allein etwa 3,7 Mrd. € 
auf Erhaltung von und Investitionen in Bundes-
autobahnen und Bundesstraßen. Der Bund wird 
den Ländern 1,3 Mrd. € an Kompensationszahlun-
gen aufgrund der Beendigung der Finanzhilfen des 
Bundes für Investitionen zur Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse der Gemeinden geben.

Die Aufwendungen für Wasserstraßen, Häfen so-
wie die Förderung der Schifffahrt werden auf 
1,7  Mrd. € veranschlagt. Insbesondere für Ersatz-, 
Aus- und Neubaumaßnahmen an Bundeswasser-
straßen sind 0,6 Mrd. € vorgesehen.

Der Bundeshaushalt sieht für den Bereich Eisen-
bahnen und öffentlicher Personennahverkehr 
6,4  Mrd. € vor und damit rund 1  Mrd. € mehr als 
im Soll 2016. Der Anstieg ist vor allem auf die Ka-
pitalaufstockung bei der Deutschen Bahn (DB AG) 
zurückzuführen. Mit dieser Maßnahme soll die fi-
nanzielle Kraft der DB  AG gestärkt, sowie die 
Wachstums- und Qualitätsoffensive abgesichert 
werden. Darüber hinaus beinhaltet der Bereich 
Eisenbahnen und öffentlicher Personennahver-
kehr Baukostenzuschüsse für Investitionen in die 
Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes von 
1,3 Mrd. € sowie Baukostenzuschüsse für einen In-
frastrukturbeitrag zur Erhaltung der Schienenwege 
der Eisenbahnen des Bundes von 3,1 Mrd. €. Zudem 
gewährt der Bund Finanzhilfen an die Länder für 
die Schieneninfrastruktur des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs für Vorhaben über 50  Mio. € zu-
wendungsfähiger Kosten mit rund 0,2 Mrd. €.

In den Bereichen Luftfahrt, Nachrichtenwesen und 
Sonstiges Verkehrswesen sind insgesamt 2,4 Mrd. € 

veranschlagt. Das sind knapp 0,4 Mrd. € mehr als im 
Bundeshaushalt des Jahres 2016. Dies steht u. a. mit 
höheren Ausgaben im Rahmen der Vorbereitung 
der Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Bundes-
straßen im Zusammenhang. Diese Ausgaben und 
die Zuschüsse zur Förderung von Umwelt und Si-
cherheit in Unternehmen des mautpflichtigen Gü-
terkraftverkehrs (De-Minimis-Programm) in Höhe 
von 0,3 Mrd. € finanziert der Bund aus Mitteln der 
Lkw-Maut. Für die Luftfahrt sind 0,6 Mrd. € vorge-
sehen. Darüber hinaus gibt der Bund Zuschüsse an 
die Rundfunkanstalt „Deutsche Welle“ in Höhe von 
rund 0,3 Mrd. €.

Finanzwirtschaft

Der Bundeshaushalt  2017 sieht Ausgaben im Be-
reich Finanzwirtschaft in Höhe von 23,1  Mrd. € 
vor. Hier werden für den Gesamthaushalt relevante 
Ausgaben der Aufgabenbereiche Sondervermögen, 
Schulden, Beihilfen, Rücklagen und Globalposten 
erfasst. Rücklagen gehören jedoch zu den Finanzie-
rungsvorgängen und werden daher im bereinigten 
Haushalt nicht dargestellt.

Im Bereich Grund- und Kapitalvermögen, Sonder-
vermögen sind Aufwendungen von 5,8 Mrd. € vorge-
sehen. Sie liegen um 3,6 Mrd. € unter dem Soll 2016. 
Dieser Rückgang erklärt sich vor allem aus der im 
Soll 2016 enthaltenen Zuweisung zum Kommunal
investitionsförderungsfonds gemäß NHH  2016. Im 
Bereich Grund- und Kapitalvermögen, Sonderver-
mögen stellen im Jahr  2017 die Erstattungen von 
Verwaltungsausgaben des Bundeseisenbahnvermö-
gens mit 5,2 Mrd. € den Ausgabenschwerpunkt dar. 
Daneben gibt der Bund u.  a. Zuweisungen an den 
Entschädigungsfonds von 0,2 Mrd. €.

Der Bund erwartet im Jahr  2017 Zinsausga-
ben (ohne sächliche Verwaltungskosten) in Höhe 
von 18,5 Mrd. €. Das sind rund 1,8 Mrd. € weniger 
als im Soll  2016, einschließlich NHH  2016, veran-
schlagt. Die Zinsausgaben machen  5,6 % der Ge-
samtausgaben des Bundeshaushalts aus (Zinsaus-
gabenquote). In den vergangenen Jahren profitierte 
der Bund vom derzeitigen Niedrigzinsumfeld.



46

Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2017Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts im Jahr 2017

Darstellung der Einnahmen
struktur des Bundes

Tabelle  4 zeigt die Einnahmen des Bundes im 
Jahr  2017. Diese sind im Haushalt  2017 auf 
322,1  Mrd. € veranschlagt. Die Steuereinnahmen 

bilden mit 301,0 Mrd. € die größte Einnahmequelle 
des Bundes. Im Haushalt  2017 werden  91,5 % der 
Ausgaben über Steuereinnahmen gedeckt. Gegen-
über dem Jahr 2016 steigt die Steuerfinanzierungs-
quote um 0,6 Prozentpunkte.

Einnahmeart

Soll 20161 Soll 2017 Abweichung des Soll 2017 zum Soll 2016

in Mio. € in %

Einnahmen zusammen2

darunter:
310.515 322.051 +11.536 +3,7

Steuereinnahmen zusammen 288.083 301.029 +12.946 +4,5

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und Gewerbe-
steuerumlage

234.733 250.838 16.105 +6,9

Lohnsteuer 78.476 82.939 +4.463 +5,7

Veranlagte Einkommensteuer 21.144 23.163 +2.019 +9,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 8.508 9.610 +1.102 +13,0

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge 3.574 2.306 -1.268 -35,5

Körperschaftsteuer 9.495 13.375 +3.880 +40,9

Steuern vom Umsatz 112.689 118.399 +5.710 +5,1

Gewerbesteuerumlage 1.647 1.846 +199 +12,1

Bundessteuern 104.309 105.253 +944 +0,9

Energiesteuer 40.200 40.000 -200 -0,5

Tabaksteuer 14.360 14.700 +340 +2,4

Solidaritätszuschlag 16.000 17.450 +1.450 +9,1

Versicherungsteuer 12.700 13.050 +350 +2,8

Stromsteuer 6.600 6.530 -70 -1,1

Branntweinsteuer 2.057 2.051 -6 -0,3

Kraftfahrzeugsteuer 8.800 8.900 +100 +1,1

Kaffeesteuer 1.031 1.050 +19 +1,8

Schaumweinsteuer 419 414 -5 -1,2

Luftverkehrsteuer 1.024 1.101 +77 +7,5

Kernbrennstoffsteuer 1.100 0 -1.100 -100,0

Sonstige Bundessteuern 2 2 0 0,0

Einnahmen des Bundes Tabelle 4
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Steuereinnahmen

Basis der Einnahmenplanung des Bundes für das 
Jahr  2017 war die 149.  Sitzung des Arbeitskrei-
ses „Steuerschätzungen“ vom November  2016. 
Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die 
Jahre  2016 bis  2021. Die Schätzung ging vom gel-
tenden Steuerrecht aus.

Der Steuerschätzung lagen die gesamtwirtschaft
lichen Eckwerte der Herbstprojektion  2016 der 
Bundesregierung zugrunde.

Weitere Erläuterungen und Hintergrundinforma-
tionen zu dieser Steuerschätzung finden Sie im  
Monatsbericht November 2016 .

Über die Steuerschätzung hinaus wurden im Bun-
deshaushalt folgende Rechtsänderungen berück-
sichtigt, die deutliche Steuermindereinnahmen be-
inhalten (siehe Tabelle 4 Veränderungen aufgrund 
steuerlicher Maßnahmen -4.578 Mio. €):

●● Gesetz zur Beteiligung des Bundes an den 
Kosten der Integration und zur weiteren Ent-
lastung von Ländern und Kommunen vom 
1. Dezember 2016 BGBl. I Nr. 57, S. 2755 
(-3.163 Mio. €)

●● Anhebung Kinderfreibetrag, Kindergeld und 
Kinderzuschlag, Anhebung Grundfreibe-
trag, Tarifanpassung – im Rahmen des Ge-
setzes zur Umsetzung der Änderungen der 

Einnahmeart

Soll 20161 Soll 2017 Abweichung des Soll 2017 zum Soll 2016

in Mio. € in %

Veränderungen aufgrund steuerlicher Maßnahmen und 
Einnahmeentwicklung

-16 -4.578 -4.562 X

Abzugsbeträge -50.943 -50.484 -459 -0,9

Ergänzungszuweisungen an Länder -9.401 -9.228 -173 -1,8

Zuweisungen an Länder gemäß Gesetz zur Regionali-
sierung des ÖPNV aus dem Energiesteueraufkommen

-8.000 -8.144 +144 +1,8

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU -2.390 -2.440 +50 +2,1

BNE-Eigenmittel der EU -22.160 -21.680 -480 -2,2

Kompensationszahlungen an die Länder zum Ausgleich 
der weggefallenen Einnahmen aus Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

-8.992 -8.992 0 0,0

Konsolidierungshilfen an Länder -800 -800 0 0

Sonstige Einnahmen 22.432 21.021 -1.411 -6,3

darunter:

Abführung Bundesbank 2.500 2.500 0 0

Einnahmen aus der Inanspruchnahme von Gewährleis-
tungen, Darlehensrückflüssen sowie Privatisierungs-
erlösen

1.682 1.800 +118 +7,0

Abführung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 2.265 2.265 0 0

Einnahmen aus der streckenbezogenen Lkw‑Maut 4.629 4.661 +32 +0,7

Zuweisung aus dem Sondervermögen Aufbauhilfe 1.500 0 -1.500 X

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Einschließlich des vom Bundestag am 16. Februar 2017 beschlossenen Nachtragshaushaltsgesetzes 2016.
2  Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischer Verrechnung.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Einnahmen des Bundes noch Tabelle 4
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EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren Maß-
nahmen gegen Gewinnkürzungen und -ver-
lagerungen vom 20. Dezember 2016 BGBl. I 
Nr. 63, S. 3000 (-937 Mio. €)

●● Viertes Gesetz zur Änderung des Regionalisie-
rungsgesetzes vom 1. Dezember 2016 BGBl. I 
Nr. 57, S. 2765 (-204 Mio. €)

●● Gesetz zur steuerlichen Förderung von Elek-
tromobilität im Straßenverkehr vom 7. No-
vember 2016 BGBl. I Nr. 53, S. 2498 (-2 Mio. €)

●● Gesetz zur Weiterentwicklung der steuer
lichen Verlustverrechnung bei Körperschaften 
vom 20. Dezember 2016 BGBl. I Nr. 63, S. 2998 
(-126 Mio. €)

●● Verordnung zur Absenkung der Steuersätze im 
Jahr 2017 nach § 11 Absatz 2 des Luftverkehr-
steuergesetzes vom 24. Oktober 2016 BGBl. I 
Nr. 52, S. 2488 (-5 Mio. €)

●● Gesetz zum Erlass und zur Änderung marktord-
nungsrechtlicher Vorschriften sowie zur Ände-
rung des Einkommensteuergesetzes vom 23. De-
zember 2016 BGBl. I Nr. 63, S. 3045 (-37 Mio. €)

●● Anwendungsschreiben des BMF vom 9. No-
vember 2016 zu § 35a Einkommensteuergesetz 
(-100 Mio. €)

●● Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Entlastung 
insbesondere der mittelständischen Wirtschaft 
von Bürokratie (-4 Mio. €)

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und Ge-
werbesteuerumlage: Die Bundesanteile an den 
Gemeinschaftsteuern sind die Hauptfinanzie-
rungsquelle des Bundes. Die Gemeinschaftsteu-
ern umfassen die Lohn- und Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, die nicht veranlagten Steu-
ern vom Ertrag sowie die Steuern vom Umsatz und 
die Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungs-
erträge. Grundlage für die Aufteilung des Steuer-
aufkommens ist Artikel  106  GG. Die Erträge der 
Gemeinschaftsteuern werden auf Basis unter-
schiedlicher Vergabeschlüssel zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden aufgeteilt.

Tabelle  5 zeigt den rechnerischen Anteil der Ge-
bietskörperschaften am Aufkommen der Gemein-
schaftsteuern und Gewerbesteuernormalumlage 
im Jahr 2017 in %.

Bundessteuern: Das Steueraufkommen der Bun-
dessteuern steht allein dem Bund zu. Hierbei han-
delt es sich insbesondere um das Steueraufkommen 
aus den Verbrauchsteuern, der Versicherungsteuer 
und dem Solidaritätszuschlag. Dieser wird als Er-
gänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer in Höhe von 5,5 % erhoben.

Sonstige Einnahmen

Bundesbankgewinn: Gemäß §  27 Bundesbankge-
setz hat die Deutsche Bundesbank den vollen jähr-
lichen Reingewinn an den Bund abzuführen. Die 
Abführung erfolgt nach der Gewinnfeststellung im 
1. Quartal des dem Geschäftsjahr folgenden Jahres 

Gemeinschaftsteuer nach Artikel 106 GG Bund Länder Gemeinden

Lohn- und Einkommensteuer  42,5  42,5  15,0

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag  50,0  50,0 -

Steuern vom Umsatz  52,2  45,1  2,7

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge  44,0  44,0  12,0

Körperschaftsteuer  50,0  50,0 -

Gewerbesteuerumlage  41,4  58,6 -

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Anteil an den Gemeinschaftsteuern und der Gewerbesteuerumlage 
in %

Tabelle 5
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(Geschäftsjahr der Bank ist das Kalenderjahr). Im 
Bundeshaushalt sind für dieses Jahr 2,5 Mrd. € als 
Einnahmen aus dem Bundesbankgewinn veran-
schlagt. Liegt der Bundesbankgewinn über dem 
haushälterischen Ansatz, fließt die Differenz nach 
§ 6 Absatz 1 des Gesetzes zur Errichtung eines Son-
dervermögens „Investitions- und Tilgungsfonds“ 
(SV  ITF) vom 2.  März  2009 in der Fassung vom 
24. Mai 2016 (BGBl. I S. 1217) dem SV ITF zur Til-
gung der Verbindlichkeiten zu.

Abführung der Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben: Nach dem Gesetz zur Gründung einer Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben (BImA-Errich
tungsgesetz) ist mit Wirkung vom 1.  Januar  2005 
die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben er-
richtet worden. Die Bundesanstalt nimmt die bis 
Ende  2004 von der Bundesvermögensverwaltung 
wahrgenommenen und ihr durch das BImA-Er-
richtungsgesetz übertragenen liegenschaftsbezo-
genen sowie sonstigen Aufgaben eigenverantwort-
lich wahr. Die an den Bund zu leistende Abführung 
wird auf der Grundlage eines Wirtschaftsplans 

ermittelt, in dem die Erträge und Aufwendungen 
der Bundesanstalt dargestellt sind (Anlage  1 zum 
Kapitel 6004).

Streckenbezogene Lkw-Maut: Seit dem 1.  Ja-
nuar 2005 werden Einnahmen aus der streckenbe-
zogenen Gebühr für die Benutzung von Autobah-
nen durch schwere Lastkraftwagen (Lkw-Maut) 
erhoben. Die nach Abzug der Systemkosten und 
der Ausgaben für Harmonisierungsmaßnah-
men verbleibenden Mauteinnahmen werden seit 
dem Haushaltsjahr  2011 nur noch zur Finanzie-
rung von Bundesfernstraßenmaßnahmen verwen-
det. Die Anpassungen der Lkw-Mautsätze gemäß 
dem 2.  Gesetz zur Änderung des Bundesfernstra-
ßenmautgesetzes sowie die im 3. Gesetz zur Ände-
rung des Bundesfernstraßenmautgesetzes vorgese-
hene Ausweitung der Lkw-Maut auf weitere rund 
1.100  km Bundesstraßen (ab 1.  Juli  2015) und auf 
Lkw ab 7,5 t zulässiges Gesamtgewicht (ab 1. Okto-
ber 2015) sind seit dem Jahr 2015 im Bundeshaus-
halt berücksichtigt.
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Tragfähigkeit in der Gesundheitspolitik

●● Aufgrund von technologischem Fortschritt und demografischem Wandel werden die Herausfor-
derungen für eine tragfähige Finanzierung des Gesundheitssystems wachsen.

●● Um eine allgemein zugängliche Gesundheitsversorgung auf hohem Qualitätsniveau auch lang-
fristig zu sichern, muss die Tragfähigkeit der Gesundheitspolitik weiter gestärkt werden. Hierzu 
fordern Sachverständige u. a. den Wettbewerb in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
auszuweiten, beispielsweise indem mehr Freiraum zur Vertragsgestaltung zwischen Krankenkas-
sen und Leistungserbringern zugelassen wird. Ein Instrument stellen hierbei Selektivverträge dar.

Gesundheitsausgaben werden 
mittel- bis langfristig steigen

Am 20. September 2016 wurde im Bundesministe-
rium der Finanzen (BMF) in Berlin mit Unterstüt-
zung des Kieler Instituts für Weltwirtschaft und 
in Zusammenarbeit mit dem Bundesministerium 
für Gesundheit ein Workshop zum Thema „Aktu-
elle und mittelfristige Fragen der Finanzierung der 
Gesetzlichen Krankenversicherung“ durchgeführt. 
Die Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung lagen in den vergangenen zwei Dekaden, ins-
besondere aufgrund verschiedener Struktur- und 
Kostendämpfungsreformen, stabil zwischen  6 % 
und 7 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP); hingegen 
wuchs im genannten Zeitraum die durchschnittli-
che Beitragsbelastung von 13,2 % (1995) auf 15,5 % 
(2015). Während die Ausgaben in den vergange-
nen Jahren stärker gestiegen waren, zeichnet sich 
für das laufende und kommende Jahr wieder ein 
Rückgang in der Ausgabendynamik ab. Um soge-
nannte versicherungsfremde Leistungen zu finan-
zieren, wird jährlich aus Steuermitteln ein Bun-
deszuschuss gezahlt. Dieser ist ab 2017 auf jährlich 
14,5 Mrd. € festgeschrieben.

Projektionen zur Entwicklung der Gesundheits-
ausgaben weisen jedoch darauf hin, dass der Aus-
gabendruck im Gesundheitsbereich aufgrund des 
demografischen Wandels und des technologi-
schen Fortschritts mittel- bis langfristig wachsen 
wird: Die EU-Kommission sieht im Rahmen eines 

Risikoszenarios die Gefahr eines Anstiegs des An-
teils der öffentlichen Gesundheitsausgaben am BIP 
bis  2060 um  1,3  Prozentpunkte.1 Eine Modellrech-
nung im Rahmen des vierten Tragfähigkeitsberichts 
des BMF lässt, ausgehend von einem Wert von 7,0 % 
des BIP im Jahr  2015, einen Ausgabenanstieg zwi-
schen 0,3 Prozentpunkten und 0,8 Prozentpunkten 
bis zum Jahr 2060 erwarten (siehe Abbildung 1).

Tragfähigkeitsbericht	  
 Seit 2005 informiert das BMF über 

die langfristige Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen. Hierzu lässt das 
BMF Modellrechnungen von externen 
Wissenschaftlern erstellen.

Verbesserte Tragfähigkeit 
durch Neugestaltung des 
Ordnungsrahmens?

Um die Tragfähigkeit der Finanzierung des Ge-
sundheitssystems weiter zu verbessern, fordern 
Sachverständige eine Hebung von Effizienzre-
serven, beispielsweise durch einen verstärkten 
Wettbewerb im Gesundheitswesen. So stellte der 

1  European Commission (2016): Joint Report on Health Care and 
Long-term Care Systems and Fiscal Sustainability; European 
Commission (2015): The 2015 Ageing Report.
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Sachverständigenrat zur Begutachtung der Ent-
wicklung im Gesundheitswesen in seinem Sonder-
gutachten von 2012 fest, dass „in Form von Über-, 
Unter- und Fehlversorgung noch ein beachtliches 
Potenzial zur Erhöhung von Effizienz und Effek-
tivität der Gesundheitsversorgung“ vorhanden ist, 
dass es „aus normativer Sicht soweit wie möglich 
auszuschöpfen gilt“.2 Weiter wird ausgeführt, dass 
„die Schnittstellen zwischen den Leistungssekto-
ren und hier vor allem die mangelnde Integration 
zwischen der ambulanten und der stationären Ge-
sundheitsversorgung eine der zentralen Schwach-
stellen des deutschen Gesundheitssystems“ 

2  Sondergutachten 2012 des Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen – 
Wettbewerb an der Schnittstelle zwischen ambulanter und 
stationärer Gesundheitsversorgung, Bundestags-Drucksache 
Nr. 17/10323, Textziffer 5.

(ebenda) darstellen. Um Effizienz- und Effektivi-
tätsgewinne bei hoher Qualität der medizinischen 
Versorgung zu realisieren wird u. a. empfohlen, den 
Wettbewerb zwischen den Akteuren im Gesund-
heitssektor durch mehr Vertragsfreiheit zu intensi-
vieren. Ein mögliches Instrument stellen Selektiv
verträge dar, bei denen zwischen Krankenkassen 
und Leistungserbringern direkte und individuali-
sierte Vereinbarungen getroffen werden.3

Mit selektivvertraglichen Modellen verbindet sich 
auch die Hoffnung auf Versorgungsinnovatio-
nen sowie eine stärker integrierte Versorgung. Da-
mit stellt sich die Frage, wie die gewünschten Ziele 

3  Jahresgutachten 2012/13 des Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Bundestags-Drucksache Nr. 17/11440, Textziffer 23.

in %
Modellrechnung Ausgabenentwicklung der GKV als Anteil am BIP

Quellen: Vierter Bericht zur Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen, Februar 2016; Werding, Martin (2016) 
Modellrechnungen für den Vierten Tragfähigkeitsbericht, FiFo-Bericht Nr. 20, Finanzwissenschaftliches Forschungsinstitut: 
Universität zu Köln.
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Abbildung 1
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hinsichtlich Wirtschaftlichkeit und Qualität im Ge-
sundheitssektor durch eine Änderung des Ord-
nungs- und Wettbewerbsrahmens begünstigt wer-
den können.

Die Foren des Workshops orientierten sich an fol-
genden drei Leitfragen:

1.	 Wie kann der Wettbewerb auf Versicherungs- 
und Leistungsmärkten verknüpft und intensiviert 
werden?

2.	 Welche Reformen sind auf den Leistungs- und 
Behandlungsmärkten erforderlich, um Versor-
gungsinnovationen (Selektivverträge) zu begüns-
tigen und zur langfristigen Tragfähigkeit im Ge-
sundheitswesen beizutragen?

3.	 Kann der Wettbewerb auf den Versicherungs-
märkten zwischen den Krankenkassen weiter 
gestärkt werden, um die Tragfähigkeit zu verbes-
sern und welche Möglichkeiten von Preis- und 
Leistungswettbewerb gibt es ohne Risikoselektion?

Dimensionen des Wettbewerbs 
auf dem Gesundheitsmarkt

Auf dem Gesundheitsmarkt wird zwischen dem 
Versicherungsmarkt, auf dem die Krankenkas-
sen um Versicherte konkurrieren, dem Leistungs-
markt, auf dem Leistungserbringer im Wettbewerb 
um Verträge mit den Krankenkassen zueinander 
stehen und dem Behandlungsmarkt (Wettbewerb 
der Leistungserbringer um Versicherte) unterschie-
den.4 In den vergangenen Jahrzehnten wurde der 
Wettbewerb zwischen den Krankenkassen bereits 
schrittweise intensiviert. Meilensteine hierzu wa-
ren die Einführung der freien Krankenkassenwahl, 
die Einrichtung des Gesundheitsfonds mit einem 

4  Sondergutachten 2012 des Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen – 
Wettbewerb an der Schnittstelle zwischen ambulanter und 
stationärer Gesundheitsversorgung, Bundestags-Drucksache 
Nr. 17/10323, Textziffern 29 bis 31.

morbiditätsorientierten Risikostrukturausgleich 
und die Möglichkeit, von den Versicherten Zusatz-
beiträge zu erheben.

Weiterhin wurden Ende der  1990er Jahre soge-
nannte besondere Versorgungsformen geschaffen, 
um durch die geschaffene Möglichkeit selektiver 
Vereinbarungen die wettbewerbliche Differen-
zierung auszuweiten und die sektorenübergrei-
fende Versorgung zu verbessern. Hierunter fallen 
die hausarztzentrierte Versorgung, die besondere 
ambulante ärztliche Versorgung, die integrierten 
Versorgungsformen, die strukturierten Behand-
lungsprogramme (auch Disease-Management-Pro-
gramme genannt) und die Modellvorhaben.

Zur Förderung innovativer Versorgungsformen er-
weitern aktuelle Gesetzesmaßnahmen die Mög-
lichkeiten selektivvertraglicher Regelungen zwi-
schen Krankenkassen und Leistungserbringern. So 
werden beispielsweise im Gesetz zur Stärkung der 
Versorgung in der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV-Versorgungsstärkungsgesetz aus dem 
Jahr  2015) die Möglichkeiten der Krankenkassen, 
im Wettbewerb gute Verträge abzuschließen, durch 
mehr Gestaltungsmöglichkeiten und eine Entbüro-
kratisierung der Regelungen zu Selektivverträgen 
erweitert. Jede Ausweitung des Wettbewerbs zwi-
schen Leistungserbringern sollte aber im Ergebnis 
die Tragfähigkeit des Systems und die Versorgungs-
qualität stärken.

Eine Ausweitung von Selektivverträgen stellt Fra-
gen an die Bereinigung der Vergütung, die Einheit-
lichkeit von Wettbewerbschancen der Krankenkas-
sen und an die Aufsicht über die Krankenkassen. Es 
bleibt zu prüfen, inwiefern eine Ausweitung selek-
tivvertraglicher Möglichkeiten der Krankenkassen 
zum Wohle der Versicherten und zu mehr Wettbe-
werb beitragen kann, der auch mehr Unterschied-
lichkeit als heute zwischen Krankenkassen zulässt. 
Mehr Wettbewerb könnte dabei helfen, dass Ver-
sorgungsinnovationen stärker Ergebnis des Wett-
bewerbs der Leistungserbringer und der Kranken-
kassen werden.

Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
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Länderbezogener Bericht multinationaler Unter-
nehmensgruppen (Country-by-Country Report)

●● Die länderbezogene Berichterstattung soll insbesondere der Risikoeinschätzung hinsichtlich Ge-
winnverlagerungen und -verkürzungen bei grenzüberschreitenden Geschäftsbeziehungen dienen.

●● Durch die länderbezogene Berichterstattung werden sowohl der im Rahmen des G20/OECD- 
Projekts zum Thema „Base Erosion and Profit Shifting“ (BEPS) erarbeitete Abschlussbericht zu 
Aktionspunkt 13 als auch die Vorgaben der EU-Amtshilferichtlinie umgesetzt.

Einleitung

Durch das Gesetz zur Umsetzung der Änderun-
gen der EU-Amtshilferichtlinie und von weiteren 
Maßnahmen gegen Gewinnkürzungen und -ver-
lagerungen vom 20.  Dezember  2016 (BGBl.  2016  I 
S. 3000) wurde u. a. die Verpflichtung für multina-
tional tätige Konzerne zur Erstellung und Abgabe 
von „länderbezogenen Berichten“ in einem neu 
eingefügten §  138a der Abgabenordnung (AO) ge-
regelt. Hintergrund dieser Berichtspflicht ist das 
Ergebnis zu Aktionspunkt  13 (Verrechnungspreis-
dokumentation und länderbezogene Berichter-
stattung) des von G20 und OECD (Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung) initiierten Projekts zum Thema BEPS, wel-
ches sich u.  a. gegen aggressive Steuerplanungen 
international tätiger Konzerne richtet. In dem Ab-
schlussbericht zu BEPS Aktionspunkt  13 wird die 
länderbezogene Berichterstattung als Bestandteil 
einer dreigliedrigen Verrechnungspreisdokumen-
tation zur Verbesserung der Transparenz gesehen 
und gilt als verbindlicher Mindeststandard.

§ 138a der Abgabenordnung – 
Länderbezogener Bericht

Die mit den länderbezogenen 
Berichten verbundene Zielsetzung

Die länderbezogene Berichterstattung soll der Fi-
nanzbehörde insbesondere eine erste Einschätzung 
steuerlicher Risiken bezüglich grenzüberschreiten-
der Geschäftsbeziehungen sowie anderer steuer-
licher Risiken hinsichtlich Gewinnverlagerungen 
und -verkürzungen ermöglichen. Um eine solche 
Risikoeinschätzung vornehmen zu können, hat der 
multinational tätige Konzern u.  a. mitzuteilen, in 
welchen Steuerhoheitsgebieten der Konzern durch 
Unternehmen beziehungsweise Betriebsstätten tä-
tig ist.
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Verpflichtung zur Abgabe eines 
länderbezogenen Berichts

Nach § 138a AO hat ein Unternehmen mit Sitz oder 
Geschäftsleitung im Inland (inländisches Unter-
nehmen) für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. De-
zember  2015 beginnen, einen länderbezogenen 
Bericht zu erstellen und diesen dem Bundeszen
tralamt für Steuern (BZSt) spätestens ein Jahr nach 
Ablauf des Wirtschaftsjahres zu übermitteln. Die 
Nichtvorlage des länderbezogenen Berichts stellt 
eine Ordnungswidrigkeit dar, die mit einer Geld-
buße von bis zu 10.000 € geahndet werden kann.

Diese Verpflichtung greift grundsätzlich nur dann, 
wenn 

1.	 das inländische Unternehmen einen Konzern-
abschluss erstellt oder aufzustellen hat, 

2.	 dieser mindestens ein ausländisches Unterneh-
men oder eine ausländische Betriebstätte umfasst, 

3.	 im Konzernabschluss konsolidierte Umsatzer-
löse von mindestens 750 Mio. € im vorangegange-
nen Wirtschaftsjahr ausgewiesen werden und 

4.	 das Unternehmen selbst nicht in einen Kon-
zernabschluss einer übergeordneten (ausländi-
schen) Konzernobergesellschaft einbezogen wird.

Umfasst der Konzernabschluss eines ausländi-
schen Unternehmens, das zur Abgabe des länder-
bezogenen Berichts verpflichtet wäre, wenn es Sitz 
oder Geschäftsleitung im Inland hätte (ausländi-
sche Konzernobergesellschaft), ein inländisches 
Unternehmen (einbezogene inländische Konzern-
gesellschaft) und beauftragt die ausländische Kon-
zernobergesellschaft die einbezogene inländische 
Konzerngesellschaft damit, einen länderbezoge-
nen Bericht für den Konzern abzugeben (beauf-
tragte Gesellschaft), so hat die beauftragte Gesell-
schaft den länderbezogenen Bericht dem BZSt zu 
übermitteln.

Bundeszentralamt für Steuern als 
Schnittstelle

Das BZSt übermittelt den länderbezogenen Bericht 
anschließend im Rahmen eines automatischen In-
formationsaustauschs an Steuerverwaltungen in 
Staaten, in denen weitere Konzerngesellschaften 
des Konzerns ansässig sind und mit denen ein Aus-
tausch auf Basis völkerrechtlicher Verträge oder auf 
Basis der EU-Amtshilferichtlinie vorgesehen ist.

Umgekehrt erhält das BZSt im Rahmen des auto-
matischen Informationsaustauschs von ausländi-
schen Finanzbehörden länderbezogene Berichte 
ausländischer Konzernobergesellschaften. Die 
beim BZSt eingegangenen länderbezogenen Be-
richte werden anschließend an die zuständigen in-
ländischen Finanzbehörden übermittelt.

Sekundäre Berichtspflicht

In Ausnahmefällen, in denen das BZSt von einem 
multinational tätigen Konzern mit einer ausländi-
schen Konzernobergesellschaft keinen länderbezo-
genen Bericht erhält, ist jede einbezogene inländi-
sche Konzerngesellschaft für Wirtschaftsjahre, die 
nach dem 31.  Dezember  2016 beginnen, zur frist-
gerechten Übermittlung des länderbezogenen Be-
richts an das BZSt verpflichtet. Voraussetzung 
hierfür ist allerdings, dass die ausländische Konzern
obergesellschaft fiktiv einer primären Mitteilungs-
pflicht gemäß §  138a  AO unterliegen würde („se-
condary mechanism“). Diese Verpflichtung greift 
auch bei inländischen Betriebstätten, die von einer 
in einen Konzernabschluss einbezogenen ausländi-
schen Konzerngesellschaft gehalten werden.

Soweit die inländische Konzerngesellschaft nicht 
über die für die Erstellung des länderbezogenen 
Berichts notwendigen Informationen verfügt und 
diese auch nicht beschaffen kann, hat sie dies dem 
BZSt mitzuteilen. Sie hat zudem einen Bericht zu 
erstellen und zu übermitteln, der zumindest alle 
Informationen umfasst, über die die inländische 
Konzerngesellschaft verfügt.



55

Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Februar 2017

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Länderbezogener Bericht multinationaler Unternehmensgruppen (Country-by-Country Report)

Fazit

Die Einführung der länderbezogenen Berichter-
stattung ist ein Instrument auf dem Weg zu mehr 
Transparenz zwischen Steuerverwaltung und Steu-
erpflichtigen und gleichzeitig auch zwischen den 
einzelnen Steuerverwaltungen, die dazu beitra-
gen kann, steuerliche Risiken hinsichtlich Gewinn-
verlagerungen und -verkürzungen einschätzen zu 
können.

Hervorzuheben ist die international abgestimmte 
Vorgehensweise. Es wurde sich international auf 
einen einheitlichen Mindeststandard verständigt, 
der die Inhalte dieser Berichte vereinheitlicht und 
einen grenzüberschreitenden automatischen In-
formationsaustausch dieser Berichte vorsieht. 
Hierdurch kann dazu beigetragen werden, den zu-
sätzlichen Aufwand für die betroffenen Unterneh-
men möglichst gering zu halten.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

1 Bei inländischen Betriebstätten 	ndet die Übermittlung länderbezogener Berichte auch dann statt, wenn diese von einer 
(zwischengeschalteten) ausländischen Konzerngesellschaft gehalten wird.

Finanzbehörde

Ausländische 
Konzernobergesellschaft

Zuständige Finanzbehörde 
im Ausland

Zuständige Finanzbehörde 
im Ausland

Ausländische 
Tochtergesellschaft

Inländische 
Tochtergesellschaft oder 

Betriebstätte¹

Bundeszentralamt für 
Steuern

Inländische 
Konzernobergesellschaft

Übermittlung 
länderbezogener 

Bericht

Übermittlung 
länderbezogener 
Bericht

Übermittlung 
länderbezogener 

Bericht

Übermittlung 
länderbezogener 

Bericht

Übermittlung, wenn BZSt die 
länderbezogenen Berichte nicht 

bereits von der ausländischen 
Finanzbehörde erhalten hat

Länderbezogener Bericht multinationaler Unternehmensgruppen 
(Country-by-Country Report)

Abbildung 1
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Überblick zur aktuellen Lage

Wirtschaft

●● Die deutsche Konjunktur befindet sich auf solidem Wachstumskurs. Das Bruttoinlandsprodukt stieg im 
Schlussquartal 2016 um 0,4 % an. Im Gesamtjahr 2016 belief sich das Wachstum auf 1,9 %. Für 2017 signa-
lisieren die Wirtschaftsdaten eine fortgesetzte Aufwärtsentwicklung der deutschen Wirtschaft.

●● Im 4. Quartal kamen die Wachstumsimpulse hauptsächlich von der Inlandsnachfrage. Hierzu trug ein 
Anstieg der staatlichen und privaten Konsumausgaben bei. Auch in Bauten wurde deutlich mehr inves-
tiert als im Vorquartal.

●● Die Beschäftigungsexpansion setzte sich im Schlussquartal fort. Die saisonbereinigte Arbeitslosenzahl 
verringerte sich auch zu Beginn des neuen Jahres merklich.

●● Der Anstieg des Verbraucherpreisindex fiel mit 1,9 % im Januar 2017 insbesondere aufgrund steigender 
Energiepreise höher als im Dezember (+1,7 %).

Finanzen

●● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sind im Januar 2017 mit 4,0 % erneut robust 
gestiegen. Hierzu trug insbesondere der kräftige Aufkommensanstieg der gemeinschaftlichen Steuern 
mit 4,4 % gegenüber dem Vorjahresniveau bei. Das Aufkommen der Bundessteuern liegt im aktuellen  
Berichtsmonat nahezu exakt auf Vorjahresniveau. Bei den Ländersteuern war erneut ein deutlicher Zu-
wachs von 7,9 % zu verzeichnen.

●● Die Ausgaben beliefen sich im Januar 2017 auf 39,1 Mrd. € und waren damit um 0,4 Mrd. € beziehungs-
weise 0,9 % höher als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Die Einnahmen des Bundes betrugen im Ja-
nuar 2017 insgesamt 25,4 Mrd. €. Sie überschritten damit das entsprechende Vorjahresniveau um 14,8 % 
beziehungsweise um 3,3 Mrd. €.

●● Für den Monat Januar 2017 betrug der negative Finanzierungssaldo 13,7 Mrd. €. Um diesen Betrag waren 
die Ausgaben höher als die Einnahmen.

Europa

●● Der aktuelle Monatsbericht enthält einen Rückblick auf die Sitzungen der Eurogruppe am 26. Januar 2017 
und des ECOFIN-Rates am 27. Januar 2017 in Brüssel.

●● Schwerpunkte der Sitzungen waren die Lage in Griechenland, Litauen und Spanien, die finanz- und wirt-
schaftspolitische Koordinierung, die Mehrwertsteuer sowie die EU-Eigenmittel.
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Die deutsche Wirtschaft 
befindet sich auf einem soliden 
Wachstumskurs

Die gesamtwirtschaftliche Aktivität wurde im 
4.  Quartal  2016 gemäß Schnellmeldung des Sta-
tistischen Bundesamtes um preis-, kalender- und 
saisonbereinigt  +0,4 % gegenüber dem Vorquar-
tal ausgeweitet. Damit bestätigte sich auch das vor-
läufige Jahresergebnis von preisbereinigt +1,9 % im 
Jahr 2016.

Im 4.  Quartal kamen positive Wachstumsimpulse 
hauptsächlich von der Inlandsnachfrage. Dabei 
stieg der preisbereinigte staatliche Konsum deut-
lich an und die privaten Haushalte erhöhten ihre 
Konsumausgaben leicht. In Bauten wurde spürbar 
mehr investiert als im Vorquartal. Der Außenbei-
trag (Exporte minus Importe) bremste die gesamt-
wirtschaftliche Aufwärtsbewegung, da die preisbe-
reinigten Importe deutlich stärker zunahmen als 
die Exporte.

Den Konjunkturindikatoren zufolge dürfte sich 
die Ausweitung der gesamtwirtschaftlichen Akti-
vität im Verlaufe dieses Jahres fortsetzen. Der Kon-
sum bleibt voraussichtlich eine wichtige Triebfeder 
des Wirtschaftswachstums. Der anhaltende Be-
schäftigungsaufbau und zunehmende Lohn- und 
Gewinneinkommen sind dabei entscheidende Fak-
toren. Zudem begünstigen niedrige Zinsen und 
Wechselkurse sowie moderate, wenn auch stei-
gende Ölpreise die Binnennachfrage. Ferner wird 
der Staatskonsum angesichts der Aufgaben zur Be-
wältigung der Fluchtmigration voraussichtlich 
weiter expandieren.

Insgesamt Beschleunigung der 
Exporte im 4. Quartal

Die deutschen Warenexporte gingen zwar im De-
zember 2016 nach einem kräftigen Anstieg im Vor-
monat deutlich zurück (saisonbereinigt  -3,3 % ge-
genüber dem Vormonat). Das Niveau lag aber 
merklich über dem des Vorjahres. Insgesamt sind 

●● Die deutsche Konjunktur befindet sich auf solidem Wachstumskurs. Das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) stieg im Schlussquartal 2016 um 0,4 % an. Im Gesamtjahr 2016 belief sich das Wachs-
tum auf 1,9 %. Für 2017 signalisieren die Wirtschaftsdaten eine fortgesetzte Aufwärtsentwick-
lung der deutschen Wirtschaft.

●● Im 4. Quartal 2016 kamen die Wachstumsimpulse hauptsächlich von der Inlandsnachfrage. 
Hierzu trug ein Anstieg der staatlichen und privaten Konsumausgaben bei. Auch in Bauten 
wurde deutliche mehr investiert als im Vorquartal.

●● Die Beschäftigungsexpansion setzte sich im Schlussquartal fort. Die saisonbereinigte Arbeits
losenzahl verringerte sich auch zu Beginn des neuen Jahres merklich.

●● Der Anstieg des Verbraucherpreisindex fiel mit 1,9 % im Januar 2017 insbesondere aufgrund 
steigender Energiepreise höher aus als im Dezember (+1,7 %).
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2016 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index

gegenüber 
Vorjahr 

in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

2. Q 16 3. Q 16 4. Q 16 2. Q 16 3. Q 16 4. Q 16

Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 110,2 +1,9 +0,5 +0,1 +0,4 +3,2 +1,5 +1,2 

Jeweilige Preise 3.133 +3,3 +0,8 +0,3 +1,0 +4,7 +2,8 +2,5 

Einkommen1

Volkseinkommen 2.341 +3,4 +2,1 -1,5 . +5,3 +2,6 .

Arbeitnehmerentgelte 1.595 +3,6 +0,6 +0,9 . +3,4 +3,4 .

Unternehmens- und  
Vermögenseinkommen

746 +3,1 +5,4 -6,2 . +9,8 +1,1 .

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

1.812 +2,8 +1,4 -0,1 . +3,2 +2,1 .

Bruttolöhne und -gehälter 1.307 +3,7 +0,6 +0,9 . +3,5 +3,5 .

Sparen der privaten Haushalte 183 +4,4 +3,1 -1,6 . +4,3 +1,5 .

Außenhandel/Umsätze/ 
Produktion/Auftragseingänge

2016 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index

gegenüber 
Vorjahr 

in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Nov 16 Dez 16
Dreimonats-
durchschnitt Nov 16 Dez 16

Dreimonats-
durchschnitt

in jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.208 +1,2 +3,9 -3,3 +2,5 +5,7 +6,3 +2,4 

Waren-Importe 955 +0,6 +3,5 +0,0 +3,6 +4,4 +7,4 +3,0 

In konstanten Preisen von 2010

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2010 = 100)

109,5 +1,0 +0,5 -3,0 -0,1 +2,3 -0,7 +1,1 

Industrie³ 111,7 +1,3 +0,4 -3,4 -0,2 +2,7 -1,0 +1,3 

Bauhauptgewerbe 107,1 +1,0 +2,0 -1,7 +1,5 +1,7 +0,4 +1,0 

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2010 = 100)

Industrie³ 110,9 +1,5 +0,8 -3,0 +0,3 +2,9 -1,9 +0,5 

Inland 105,2 +0,1 +0,8 -1,3 +0,7 +1,4 -0,9 -0,2

Ausland 117,0 +1,0 +0,9 -4,7 -0,1 +4,4 -2,8 +1,2 

Auftragseingang  
(Index 2010 = 100)

Industrie³ 112,1 +1,8 -3,6 +5,2 +4,3 +2,0 +8,1 +5,4 

Inland 106,2 +0,9 -2,8 +6,7 +6,1 +0,2 +8,4 +4,1 

Ausland 116,9 +2,4 -4,2 +3,9 +2,9 +3,5 +7,8 +6,4 

Bauhauptgewerbe4 113,7 +4,0 -1,0 . +4,3 +6,3 . +11,2 

Umsätze im Handel  
(Index 2010 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

106,8 +1,6 -1,7 -0,9 +0,3 +3,5 -1,1 +0,5 

Handel mit Kfz 111,7 +7,5 +1,3 . +2,5 +5,7 . +3,6 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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die Exporte im Jahresverlauf von einer hohen Vo-
latilität geprägt. Im gesamten 4.  Quartal war eine 
Beschleunigung der nominalen Warenausfuh-
ren gegenüber dem Vorquartal zu verzeichnen 
(+2,5 %). Die gesamten Ausfuhren im Zeitraum Ja-
nuar bis Dezember nahmen im Vorjahresvergleich 
um 1,2 % zu. Nach Regionen betrachtet (Daten bis 
November) nahmen die Exporte in die Europäi-
sche Union (EU) um  1,9 % zu (Euroraum  +1,6 %; 
Nicht-Euroraum  +2,5 %). Dabei nahmen die Ex-
porte in das Vereinigte Königreich um  3,1 % ab, 
während die Exporte in den osteuropäischen 
Nicht-Euroraum um  5,2 % zunahmen. Exporte in 
Drittstaaten nahmen bis November um  0,9 % ab 
(USA:  -6,2 %; China:  +5,5 %). Die nominalen Wa-
renimporte zeigten im Dezember eine Seitwärts-
bewegung (saisonbereinigt  +0,0 % gegenüber dem 
Vormonat nach +3,5 % im November 2016). In der 
Dreimonats-Tendenz zeigt sich auch bei den Im-
porten eine Aufwärtsbewegung (+3,6 %). Auch in 

der Vorjahresbetrachtung überstiegen die Im-
porte das Niveau von Dezember  2015 deutlich 
(+7,4 %). Die gesamten Einfuhren im Zeitraum Ja-
nuar bis Dezember 2016 lagen leicht über dem Vor-
jahresniveau (+0,6 %). Importe stiegen vor allem 
aus EU-Ländern (Euroraum:  +0,4 %; Nicht-Euro-
raum: +2,7 %).

Der Leistungsbilanzüberschuss erhöhte sich im 
Zeitraum Januar bis Dezember um 13,4  Mrd. € 
auf 266 Mrd. €. Im Verhältnis zum nominalen BIP 
belief er sich damit nach den vorläufigen Ergebnis-
sen auf  8,5 % (nach  8,3 % im Jahr  2015). Der Leis-
tungsbilanzüberschuss ist weiterhin hauptsächlich 
auf den Überschuss beim Warenhandel zurückzu-
führen. Die Handelsbilanz (nach Ursprungswerten, 
mit Ergänzungen zum Außenhandel) überschritt 
mit 271,5  Mrd. € im Zeitraum Januar bis Dezem-
ber  2016 das entsprechende Vorjahresniveau 
um 11,9 Mrd. €.

Arbeitsmarkt

2016 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr 

in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Nov 16 Dez 16 Jan 17 Nov 16 Dez 16 Jan 17

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,7 -3,7 -8 -20 -26 -101 -113 -143

Erwerbstätige, Inland 43,5 +1,0 +26 +24 +264 +233 

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte   

31,4 +2,0 +22 +332 

Preisindizes 
2010 = 100

2016 Veränderung in % gegenüber

Index

gegenüber 
Vorjahr 

in %

Vorperiode Vorjahr 

Nov 16 Dez 16 Jan 17 Nov 16 Dez 16 Jan 17

Importpreise 97,8 -3,1 +0,7 +1,9 . +0,3 +3,5 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 102,1 -1,7 +0,3 +0,4 . +0,1 +1,0 .

Verbraucherpreise 107,4 +0,5 +0,1 +0,7 -0,6 +0,8 +1,7 +1,9 

ifo Geschäftsklima 
gewerbliche Wirtschaft

saisonbereinigte Salden

Jun 16 Jul 16 Aug 16 Sep 16 Okt 16 Nov 16 Dez 16 Jan 17

Klima +10,5 +9,7 +5,8 +11,9 +13,8 +13,7 +14,7 +12,5 

Geschäftslage +18,3 +18,5 +14,9 +18,3 +18,9 +19,9 +21,8 +22,2 

Geschäftserwartungen +3,0 +1,3 -2,8 +5,8 +8,9 +7,7 +7,9 +3,3 

1  Jahresdurchschnitt Stand: Januar 2017, Quartale Stand: November 2016.
2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereingt.
3  Ohne Energie.
4  Jahresdurchschnitt 2015.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

Noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Die aktuellen Konjunkturindikatoren sprechen für 
eine Fortsetzung des zu beobachtenden Aufwärts-
trends bei den Exporten. Die Auftragseingänge aus 
dem Ausland waren im Dezember stark angestie-
gen, insbesondere bei Investitionsgütern. Auch die 
ifo Exporterwartungen hellten sich im Januar das 
zweite Mal in Folge auf (insbesondere Autoherstel-
ler und Maschinenbau). Der Internationale Wäh-
rungsfonds prognostiziert in seinem aktualisierten 
World Economic Outlook ein moderates Weltwirt-
schaftswachstum. Die Unsicherheiten im außen-
wirtschaftlichen Umfeld bleiben allerdings hoch.

Die Bundesregierung erwartet in ihrer Jahrespro-
jektion eine verhaltene Belebung der Exporte im 
Jahr 2017 (+2,8 %). Aufgrund der dynamischen In-
landsnachfrage werden die Importe etwas stärker 
zunehmen (+3,8 %).

Industrieproduktion im 
4. Quartal 2016 stabil

Im 4. Quartal verlief die Produktion im Produzie-
renden Gewerbe insgesamt nur verhalten. Das ge-
naue Bild ist jedoch gemischt: Während die In-
dustrieproduktion stabil war, zeigte sich das 
Baugewerbe dynamischer und konnte seine Pro-
duktion gegenüber dem 3. Vierteljahr erneut spür-
bar erhöhen.

Die Industrieproduktion ging im Dezember spür-
bar um  3,4 % (saisonbereinigt gegenüber dem 
Vormonat) zurück. Unter Berücksichtigung der 
leichten Zuwächse aus den beiden Vormonaten 
(je +0,4 %) zeigt der Dreimonatsvergleich für die In-
dustrie eine annähernde Stagnation der Produk-
tion gegenüber dem Vorquartal. Dabei wurde im 
Dezember die Produktion von Investitionsgütern 
am deutlichsten zurückgefahren (-5,4 % gegenüber 
dem Vormonat). Aber auch Konsum- und Vorleis-
tungsgüter verzeichneten zum Jahresende Produk-
tionsrückgänge (-3,1 % und -1,1 %). Im Dreimonats-
vergleich sind nun lediglich die Vorleistungsgüter 
gegenüber der Vorperiode leicht aufwärtsgerichtet 
(+0,7 %).

Auch der Umsatz in der Industrie sank im Dezem-
ber spürbar (saisonbereinigt -3,0 % gegenüber dem 
Vormonat) nachdem er in den beiden Vormona-
ten leicht gestiegen war (November: +0,8 %; Okto-
ber:  0,2 %). Dabei nahmen zum Jahresende sowohl 
die Umsätze im Inland als auch im Ausland gegen-
über dem Vormonat ab (-1,3 %; -4,7 %). Der Drei-
monatsdurchschnitt für den Gesamtumsatz in der 
Industrie ist aber trotz des schwachen Dezembers 
weiterhin leicht aufwärtsgerichtet (saisonberei-
nigt +0,3 % gegenüber der Vorperiode).

Die ausgesprochen gute Auftragslage, die sich zum 
Jahresende  2016 sowohl in der Industrie als auch 
im Bauhauptgewerbe erneut verbessert hat, signa-
lisiert allerdings eine zu erwartende Belebung der 
Industriekonjunktur in diesem Jahr. Diese könnte 
schrittweise erfolgen, da nicht alle Neubestellun-
gen kurzfristig wirksam werden. Der Auftragsein-
gang im Verarbeitenden Gewerbe zeigte nach einer 
deutlichen Zunahme im Oktober (+5,0 % saisonbe-
reinigt gegenüber dem Vormonat) und darauf fol-
gender Abnahme im November (-3,6 %) nun erneut 
eine positive Gegenbewegung (+5,2 %). Die Zu-
nahme im Dezember resultiert dabei insbesondere 
aus Großaufträgen (Bestellungen ohne Großauf-
träge im Dezember:  +0,4 %). Sowohl die Inlands-, 
als auch die Auslandsaufträge nahmen zu (saison-
bereinigt  +6,7 % beziehungsweise  +3,9 %). Dabei 
gab es eine deutliche Zunahme der Aufträge aus 
dem Euroraum (+10,0 %), während die Nicht-Euro-
raum-Aufträge stagnierten. Auch die Dreimonats-
betrachtung der Aufträge gegenüber der Vorperi-
ode zeigt einen zunehmend aufwärtsgerichteten 
Trend (+4,2 %).

Die Bauproduktion verringerte sich im Dezember 
um saisonbereinigt  1,7 % im Vergleich zum Vor-
monat (November: +2,0 %; Oktober: +1,1 %). Rück-
gänge waren dabei in den Teilsektoren Hochbau 
(-3,4 %) und Tiefbau (-3,1 %) zu verzeichnen. Das 
Ausbaugewerbe stagnierte unterdessen nahezu 
(+0,2 %). Im Dreimonatsvergleich bleibt die ge-
samte Bauproduktion aber weiter aufwärtsgerich-
tet (+1,6 %).
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Gute Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt hält an

Die gute Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt hält 
an. Auch wenn die Dynamik des Beschäftigungs-
aufbaus seit Mitte vergangenen Jahres etwas nach-
gelassen hat, überschreiten Erwerbstätigkeit und 
insbesondere sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung weiter deutlich das Vorjahresniveau. 
Die Erwerbstätigenzahl lag nach Ursprungswer-
ten und dem Inlandskonzept im Dezember bei 
43,6  Millionen Personen (+233.000  Personen be-
ziehungsweise  +0,5 % gegenüber dem Vorjahr). 
Saisonbereinigt nahm die Erwerbstätigenzahl um 
24.000 Personen gegenüber dem Vormonat zu (No-
vember: +26.000  Personen). Die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung (nach Hochrech-
nung der Bundesagentur für Arbeit (BA)) lag im 
November bei 31,72 Millionen Personen. Der Vor-
jahresstand wurde damit um 332.000  Personen 
überschritten. Saisonbereinigt verzeichnete die so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung ein Plus 
von 22.000  Personen gegenüber dem Vormonat 
(nach +16.000  Personen im Oktober). Die größten 
Zuwächse zeigten sich im Vorjahresvergleich er-
neut in den Bereichen Pflege und Soziales sowie 
qualifizierte Unternehmensdienstleister.

Die Arbeitslosigkeit ist im Januar allein aus jah-
reszeitlichen Gründen gestiegen, saisonbereinigt 
nahm sie noch einmal spürbarer als im Vormo-
nat ab. Im Januar waren nach Ursprungswerten 
2,78  Millionen Personen als arbeitslos registriert. 
Das waren rund 209.000 Personen mehr als im Vor-
monat und 143.000  Personen weniger als vor ei-
nem Jahr. Die entsprechende Arbeitslosenquote 
lag bei  6,3 % (-0,4  Prozentpunkte gegenüber dem 
Vorjahr). Die saisonbereinigte Arbeitslosenzahl 
sank um 26.000  Personen. Die Arbeitslosenquote 
liegt saisonal bereinigt bei  5,9 %. Die Zahl der Er-
werbslosen (nach ILO-Konzept und Ursprungszah-
len) betrug im Dezember 1,54 Millionen Personen 
(Erwerbslosenquote:  3,5 %). Auch die Unterbe-
schäftigung, welche zusätzlich Teilnehmer in ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen erfasst, ist im 
Vergleich zum Vormonat gesunken.

Die Nachfrage nach Arbeitskräften in den Unter-
nehmen ist auch vor dem Hintergrund der robus-
ten Konjunktur weiterhin hoch. Der Stellenindex 
der BA (BA-X), ist im Januar gegenüber Dezember 
auf hohem Niveau um einen Zähler auf 228 Punkte 
gestiegen. Am stärksten fallen die Zuwächse zurzeit 
im Bereich der unternehmensnahen Dienstleistun-
gen, im Verarbeitenden Gewerbe, im Handel und 
im Baugewerbe aus.

Für den Rückgang der Beschäftigungsdynamik 
dürften zunehmend Angebotseffekte verantwort-
lich sein. Das Erwerbspersonenpotenzial nimmt 
demografisch bedingt ab, der Beschäftigungsauf-
bau speist sich vor allem aus der Aktivierung von 
Erwerbspersonen und der Zuwanderung insbeson-
dere aus osteuropäischen EU-Ländern.

Die Bundesregierung rechnet in ihrer Jahresprojek-
tion für das Jahr 2017 mit einem deutlichen, wenn 
auch etwas weniger dynamischen Anstieg der Er-
werbstätigen (+320.000  Personen auf 43,8  Millio-
nen Personen) und der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung (+340.000 Personen) als in den 
beiden Vorjahren. Die Arbeitslosigkeit dürfte im 
Jahresdurchschnitt noch einmal leicht zurückge-
hen.

Privater Konsum steigt leicht

Die privaten Haushalte haben ihre Konsumausga-
ben im Schlussquartal  2016 noch einmal leicht er-
höht. Im Jahr 2016 leisteten sie einen wesentlichen 
Wachstumsbeitrag. Auch für das laufende Jahr er-
wartet die Bundesregierung in ihrer Jahresprojek-
tion einen spürbaren Anstieg des privaten Konsums 
von real  +1,4 %. Die Rahmenbedingungen für eine 
weitere Entfaltung des privaten Konsums sind nach 
wie vor günstig. Die Konjunkturindikatoren am ak-
tuellen Rand zeigen dabei ein gemischtes Bild. So 
waren die Einzelhandelsumsätze ohne Kraftfahr-
zeuge zuletzt in saisonbereinigter Betrachtung seit-
wärtsgerichtet während der Kraftfahrzeughandel 
eine Aufwärtsbewegung zeigte. Neuzulassungen pri-
vater Pkw entwickelten sich hingegen verhalten. 
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Die Stimmung der Unternehmen im Einzelhandel 
ist weiterhin gut, entwickelte sich aber zuletzt et-
was verhaltener. Der ifo Geschäftsklimaindex für 
den Einzelhandel sank im Januar leicht. Die Händ-
ler beurteilten ihre aktuelle Lage etwas weniger gut, 
wenn auch weiterhin auf hohem Niveau. Der Aus-
blick auf die kommenden Monate bleibt weiterhin 
eingetrübt. Die Ergebnisse des GfK-Konsumindika-
tors sprechen jedoch für eine anhaltend gute Stim-
mung der Konsumenten. Sowohl die Teilkompo-
nenten Konjunktur- und Einkommensaussichten 
als auch die Anschaffungsneigung verbesserten sich 
im Januar  2017 auf hohem Niveau. Ein Grund für 
den ausgeprägten Einkommensoptimismus dürfte 
in der starken Beschäftigungsentwicklung liegen, 
die Spielraum für Einkommenszuwächse bietet. Die 
realen Einkommen könnten hingegen durch eine 
steigende Inflation geschmälert werden. Die Kon-
junkturaussichten steigen zum vierten Mal in Folge. 
Die Verbraucher zeigen sich demnach weder wegen 
der künftigen US-Handelspolitik noch wegen des 
Brexit verunsichert.

Inflation zum Jahresbeginn 
dynamisch

Das Verbraucherpreisniveau erhöhte sich im Ja-
nuar um 1,9 % deutlich gegenüber dem Vorjahr. Da-
mit liegt die Inflation auf dem höchsten Stand seit 
Juli  2013. Nach lang anhaltender Schwächephase 
war die Inflationsrate im Dezember vergangenen 
Jahres mit  +1,7 % gegenüber dem Vorjahr erstmals 
wieder auf einen Wert nicht weit entfernt vom Ziel 
der Europäischen Zentralbank von nahe, aber un-
ter  2,0 % gestiegen. Im Januar haben erneut stei-
gende Kosten für Energie und Lebensmittel die 
Verbraucherpreise in die Höhe getrieben. Die Ker-
ninflationsrate lag bei  1,2 % gegenüber dem Vor-
jahr. Die Energiepreise lagen im Januar  5,9 % über 

ihrem Vorjahresniveau, die Preise für Nahrungsmit-
tel stiegen ebenfalls spürbar um  3,2 %. Die Dienst-
leistungspreise erhöhten sich im Januar mit  1,2 % 
gegenüber dem Vorjahr etwas schwächer als im Vor-
monat, wobei die Mieten mit  1,6 % weiterhin eine 
Aufwärtsdynamik verzeichnen. Gegenüber Dezem-
ber 2016 sanken die Preise voraussichtlich um 0,6 %.

Insgesamt dürfte der Trend zu weiter steigenden In-
flationsraten im Vorjahresvergleich infolge höhe-
rer Ölpreise über das Jahr nachlassen. Zu Beginn des 
Jahres  2016 waren die Energiepreise noch einmal 
deutlich zurückgegangen. Die Bundesregierung geht 
in ihrer aktuellen Jahresprojektion von einer jahres-
durchschnittlichen Teuerungsrate der Verbraucher-
preise von 1,8 % im Jahr 2017 und 1,6 % im Jahr 2018 
aus.

Die Erzeugerpreise lagen im Dezember zum zweiten 
Mal in Folge über ihrem Vorjahresniveau (+1,0 %). 
Zuvor waren sie seit Sommer 2013 gesunken. Auch 
gegenüber dem Vormonat nahmen die Erzeuger-
preise zu (+0,4 %). Großen Einfluss hatten dabei nach 
wie vor die Preise für Energiegüter. Erstmals seit Fe-
bruar  2013 stiegen diese wieder an (+0,2 % gegen-
über dem Vorjahr nach -1,7 % im November). Ohne 
Berücksichtigung von Energie wurde das Vorjahres-
niveau im Dezember um 1,2 % überschritten.

Die Importpreise stiegen im Dezember zum zweiten 
Mal in Folge an; dieses Mal deutlich um 3,5 % gegen-
über dem Vorjahr (nach leichter Zunahme im No-
vember: +0,3 % gegenüber dem Vorjahr). Zuvor wa-
ren die Importpreise seit Ende 2012 nicht gestiegen. 
Auch gegenüber dem Vormonat nahmen die Ein-
fuhrpreise spürbar zu (+1,9 %). Haupttriebkraft war 
auch hier der deutliche Wiederanstieg der Einfuhr-
preise für Energiegüter im Dezember (+23,1 % ge-
genüber dem Vorjahr).
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima

BIP (Quartal), real, % zum Vorjahr
Geschäftslage gewerbliche Wirtschaft, saisonbereinigte Salden
Geschäftserwartungen gewerbliche Wirtschaft, saisonbereinigte Salden
Geschäftsklima gewerbliche Wirtschaft, saisonbereinigte Salden
BIP (Jahresdurchschnitt), real, % zum Vorjahr
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Steuereinnahmen im Januar 2017

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) sind im Januar 2017 mit 4,0 % erneut ro-
bust gestiegen. Hierzu trug insbesondere mit 4,4 % 
gegenüber Vorjahresniveau der kräftige Aufkom-
mensanstieg der gemeinschaftlichen Steuern bei. 
Grundlage dieser Entwicklung waren Einnahme-
steigerungen bei der Lohnsteuer, die allerdings 
überwiegend auf einem Basiseffekt beruhen, so-
wie ein kräftiger Anstieg der Steuern vom Umsatz. 
Auch konnten die nicht veranlagten Steuern vom 
Ertrag deutlich zulegen. Die Körperschaftsteuer 
verzeichnete ausgehend von einer hohen Vorjah-
resbasis einen hohen Rückgang. Das Aufkommen 
der Bundessteuern liegt im aktuellen Berichts-
monat nahezu exakt auf Vorjahresniveau. Bei den 
Ländersteuern war erneut ein deutlicher Zuwachs 
von 7,9 % zu verzeichnen.

EU-Eigenmittel

Im aktuellen Berichtsmonat wurden Rückzahlun-
gen von Bruttonationaleinkommen (BNE)-Eigen-
mitteln an den Bund in Höhe von rund 4,7 Mrd. € 
infolge des EU-Saldenausgleichs aus Vorjahren ver-
bucht. Rund 1,7  Mrd. € BNE-Zahlungen wurden 
vom Bund an die EU im Rahmen der Zahlungen 
für das Jahr 2017 überwiesen. Unter Berücksichti-
gung von Zöllen und Mehrwertsteuer-Eigenmit-
teln ergibt sich im Januar 2017 ein negativer Saldo 
bei den EU-Eigenmitteln, sprich Zahlungen der EU 
an den Bund in Höhe von 2,4 Mrd. €. Die Mittelab-
rufe durch die EU orientieren sich an dem für das 
Jahr  2017 vorgesehenen Finanzrahmen. Unterjäh-
rige Schwankungen ergeben sich aufgrund des je-
weiligen Finanzierungsbedarfs der EU.

Verteilung auf Bund, Länder und 
Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen stie-
gen im Januar 2017 rechnerisch um 17,0 % gegen-
über Januar 2016. Ursache des hohen Anstiegs beim 
Bund sind – wie oben dargestellt – einmalige Rück-
zahlungen aus dem EU-Saldenausgleich in Höhe 
von  4,7  Mrd. €. Zudem ergab sich eine Zunahme 
des Bundesanteils an den gemeinschaftlichen Steu-
ern von 3,0 %. 

Der Bund hat den Ländern im Rahmen des Ge-
setzes zur Beteiligung des Bundes an den Kos-
ten der Integration vom 1. Dezember 2016 ab dem 
Jahr  2016 einen beträchtlichen Teil seines Anteils 
am Aufkommen der Steuern vom Umsatz zur Ver-
fügung gestellt. Unter Berücksichtigung des vorge-
nannten Gesetzes ergibt sich im Jahr 2017 ein ge-
genüber dem Jahr  2016 leicht steigender Anteil 
des Bundes am Aufkommen der Steuern vom Um-
satz. Die Zahlung des Betrags für das Jahr 2016 er-
folgte allerdings erst im Dezember 2016. Der Anteil 
des Bundes ist daher im Januar 2017 rund 0,9 Pro-
zentpunkte niedriger als im Vorjahresmonat; der 
Anteil der Länder (+0,4  Prozentpunkte) und Ge-
meinden (+0,5  Prozentpunkte) ist hingegen höher 
als im Januar  2016. Dieser höhere Anteil der Län-
der, sowie das um  7,9 % angewachsene Länder-
steueraufkommen lassen die Steuereinnahmen der 
Länder im Berichtsmonat um 4,9 % gegenüber Ja-
nuar  2016 ansteigen. Bei den Gemeinden stiegen 
der Anteil am Aufkommen der Steuern vom Um-
satz um 27,0 % und der Gemeindeanteil an den ge-
meinschaftlichen Steuern insgesamt um 9,5 % ge-
genüber Januar 2016.

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
Februar 2017
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2017

Januar
Veränderung  
ggü. Vorjahr 

Januar bis 
Januar

Veränderung  
ggü. Vorjahr  

Schätzungen  
für 20174

Veränderung 
ggü. Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

Gemeinschaftliche Steuern

Lohnsteuer² 16.435 +8,7 16.435 +8,7 195.150 +5,6

Veranlagte Einkommensteuer 977  -5,0 977  -5,0 54.500 +1,2

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.481 +30,1 1.481 +30,1 19.220  -1,2

Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräuße-
rungserträge (einschließlich ehemaligen 
Zinsabschlags)

1.148  -9,5 1.148  -9,5 5.240  -11,8

Körperschaftsteuer 318  -76,2 318  -76,2 26.750  -2,5

Steuern vom Umsatz 18.771 +5,5 18.771 +5,5 226.650 +4,4

Gewerbesteuerumlage 63 X 63 X 4.456 +5,2

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 144 +514,5 144 +514,5 3.664 +1,9

Gemeinschaftliche Steuern insgesamt 39.337 +4,4 39.337 +4,4 535.630 +3,7

Bundessteuern

Energiesteuer 277 +14,8 277 +14,8 40.000  -0,2

Tabaksteuer 432  -22,3 432  -22,3 14.700 +3,6

Branntweinsteuer inklusive Alkopopsteuer 214 +9,9 214 +9,9 2.050  -1,0

Versicherungsteuer 1.361 +12,2 1.361 +12,2 13.050 +2,2

Stromsteuer 526  -10,6 526  -10,6 6.530  -0,6

Kraftfahrzeugsteuer 883  -4,1 883  -4,1 8.900  -0,6

Luftverkehrsteuer 40 +4,6 40 +4,6 1.106 +3,0

Kernbrennstoffsteuer 0 X 0 X 0 X

Solidaritätszuschlag 1.129 +2,2 1.129 +2,2 17.450 +3,5

Übrige Bundessteuern 123  -7,3 123  -7,3 1.467 +0,6

Bundessteuern insgesamt 4.984  -0,1 4.984  -0,1 105.253 +0,8

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 521 +12,6 521 +12,6 5.307  -24,3

Grunderwerbsteuer 1.106 +4,1 1.106 +4,1 12.958 +4,4

Rennwett- und Lotteriesteuer 192 +27,3 192 +27,3 1.850 +2,3

Biersteuer 54  -8,7 54  -8,7 667  -1,6

Sonstige Ländersteuern 20 +4,8 20 +4,8 453 +2,6

Ländersteuern insgesamt 1.892 +7,9 1.892 +7,9 21.235  -5,0

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr1
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2017

Januar
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

Januar bis 
Januar

Veränderung 
ggü. Vorjahr 

Schätzungen 
für 20174

Veränderung 
ggü. Vorjahr

in Mio. € in % in Mio. € in % in Mio. € in %

EU-Eigenmittel

Zölle 362  -6,2 362  -6,2 5.300 +3,7

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 197  -44,4 197  -44,4 2.440  -42,6

BNE-Eigenmittel -2.991 X -2.991 X 21.680 +8,9

EU-Eigenmittel insgesamt -2.431 X -2.431 X 29.420 +0,5

Bund³ 23.940 +17,0 23.940 +17,0 305.606 +5,7

Länder³ 21.813 +4,9 21.813 +4,9 288.292  -0,1

EU -2.431 X -2.431 X 29.420 +0,5

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

3.255 +9,5 3.255 +9,5 44.100 +6,7

Steueraufkommen insgesamt  
(ohne Gemeindesteuern)

46.576 +4,0 46.576 +4,0 667.418 +2,9

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im laufenden 
Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom November 2016.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr1

Gemeinschaftliche Steuern

Lohnsteuer

Das Lohnsteueraufkommen konnte im Berichtsmo­
nat erneut einen Zuwachs verbuchen. Das Brutto­
aufkommen der Lohnsteuer stieg im Januar  2017 
um 7,8 % gegenüber dem Vorjahresniveau. Die Zu­
wachsrate ist allerdings überzeichnet, weil der Ver­
gleichswert im Januar 2016 durch die Auswirkungen 
einer Rechtsänderung erheblich gemindert wurde: 
Die mit dem Gesetz zur Anhebung des Grund­
freibetrags, des Kinderfreibetrags, des Kindergel­
des und des Kinderzuschlags vom 16.  Juli  2015 
vorgenommene Tarifabsenkung für das gesamte 
Jahr  2015 wurde erst im Dezember  2015 umge­
setzt und somit im Januar 2016 aufkommenswirk­
sam. Ohne diesen Effekt hätte der Aufkommenszu­
wachs circa 3 % betragen. Die gute Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt hält weiter an. Insgesamt ist da­
her weiterhin mit einer Fortsetzung der positiven 
Entwicklung in den nächsten Monaten zu rechnen. 

Dies sollte insgesamt das Lohnsteueraufkommen 
begünstigen. Das aus dem Lohnsteueraufkommen 
gezahlte Kindergeld stieg gegenüber Januar  2016 
um  3,4 %. Per Saldo ergibt sich damit eine Erhö­
hung des kassenmäßigen Lohnsteueraufkommens 
gegenüber Januar 2016 um 8,7 %.

Körperschaftsteuer

Schwankungen im Rahmen der Veranlagung so­
wie erhebliche Einnahmen aufgrund von Betriebs­
prüfungsfällen hatten im Vorjahresmonat zu 
einem hohen Körperschaftsteueraufkommen ge­
führt. Im aktuellen Berichtsmonat Januar 2017 la­
gen die Einnahmen eher auf einem durchschnitt­
lichen Niveau, wodurch sich der hohe Rückgang 
von ‑  76,0  % im Vorjahresvergleich erklärt. Nach 
Abzug der sich betragsmäßig weiter verringern­
den Investitionszulage ergab sich ein kassenmäßi­
ges Körperschaftsteueraufkommen im Januar 2017 
von 0,3 Mrd. €. Für das Jahr 2017 werden allerdings 
weiterhin beträchtliche Erstattungen aufgrund von 
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höchstrichterlicher Rechtsprechung erwartet, die 
bisher noch nicht aufkommenswirksam geworden 
sind (BFH-Urteile zu STEKO und § 40 KAGG).

Veranlagte Einkommensteuer

Das Steueraufkommen der veranlagten Einkom­
mensteuer lag brutto im direkten Vorjahres­
vergleich um  5,2 % unter dem Ergebnis vom Ja­
nuar 2016. Trotz des leichten Rückgangs gegenüber 
dem Vorjahresmonat liegen die Einnahmen auch 
in diesem Monat auf recht hohem Niveau. Nach 
Abzug der Arbeitnehmererstattungen sowie der 
Investitions- und Eigenheimzulagen ergab sich per 
Saldo im aktuellen Berichtsmonat ein kassenmäßi­
ges Aufkommen von rund 1,0 Mrd. € (-5,0 % gegen­
über Januar 2016).

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Berichtsmonat ergab sich ein Zuwachs des 
Bruttoaufkommens von  20,1 % gegenüber dem 
Vorjahresmonat. Da zudem die aus dem Aufkom­
men geleisteten Erstattungen durch das Bundes­
zentralamt für Steuern um  20,3 % gesunken sind, 
beträgt der Zuwachs des Kassenaufkommens der 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag im Berichts­
monat 30,1 %.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Steueraufkommen aus der Abgeltungsteuer 
auf Zins- und Veräußerungsgewinne lag im aktuel­
len Berichtsmonat um 9,5 % unter dem Vorjahres­
niveau. Die Entwicklung der vergangenen Monate 
deutet auf eine gewisse Stabilisierung des Aufkom­
mens auf niedrigem Niveau hin. Über die Einnah­
men aus Veräußerungserträgen liegen mangels sta­
tistischer Daten keine gesicherten Erkenntnisse vor

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ver­
zeichnete im Januar 2017, nach einem schwachen 
Wachstum im Vormonat Dezember, wieder einen 
hohen Zuwachs von  5,5 %. Das Aufkommen der 
Binnenumsatzsteuer stieg um  4,3 %, das der Ein­
fuhrumsatzsteuer um  9,7 % gegenüber dem Vor­
jahresmonat.

Bundessteuern

Das Aufkommen der Bundessteuern lag im Ja­
nuar  2017 nahezu auf Vorjahresniveau (-0,1 % ge­
genüber Januar 2016). Bei der für den Bund wich­
tigen Energiesteuer war ein Zuwachs von  14,8 %, 
bei der Versicherungsteuer von 12,2 % zu beobach­
ten. Weitere Zuwächse verzeichneten u. a. auch die 
Branntweinsteuer (+9,9 %), die Luftverkehrsteuer 
(+4,6 %) sowie der Solidaritätszuschlag (+2,2 %). 
Rückgänge gegenüber Januar  2016 waren bei der 
Tabaksteuer (-22,3 %), bei der Kaffeesteuer (-11,0 %) 
sowie der Stromsteuer (-10,6 %) zu beobachten. Die 
Veränderungen bei den übrigen Steuerarten hat­
ten betragsmäßig nur geringen Einfluss auf das 
Gesamtergebnis der Bundessteuern.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern steigerte sich 
im Januar  2017 im Vorjahresvergleich um  7,9 %. 
Die Einnahmen aus der Erbschaftsteuer lagen 
um 12,6 % über Vorjahresniveau. Bei der Grunder­
werbsteuer war ein Zuwachs von 4,1 % zu verzeich­
nen. Das Rennwett- und Lotteriesteueraufkommen 
stieg um  27,3 % gegenüber dem Vorjahresmo­
nat. Die Biersteuereinnahmen verringerten sich 
um 8,7 %.
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Entwicklung des Bundeshaushalts 
bis einschließlich Januar 2017

Einnahmeentwicklung

Die Einnahmen des Bundes betrugen im Ja-
nuar  2017 insgesamt 25,4  Mrd. €. Sie überschrit-
ten damit das entsprechende Vorjahresniveau 
um  14,8 % beziehungsweise um  3,3  Mrd. €. Da-
bei nahmen die Steuereinnahmen, die den größ-
ten Anteil an den Gesamteinnahmen ausmachen, 
um  16,5 % zu. Die sonstigen Einnahmen lagen 
mit  1,8  Mrd. € nur knapp unter dem Vorjahres
niveau.

Ausgabenentwicklung

Die Ausgaben beliefen sich im Januar  2017 auf 
39,1  Mrd. € und waren damit um 0,4  Mrd. € be-
ziehungsweise 0,9 % höher als im entsprechenden 
Vorjahreszeitraum.

Nach ökonomischen Arten werden die Ausgaben 
des Bundeshaushalts in konsumtive und inves-
tive Ausgaben gegliedert. Im Januar 2017 nahmen 
die konsumtiven Ausgaben gegenüber dem Vor-
jahr um  1,2 % zu. Hierzu trug vor allem der An-
stieg der Personalausgaben bei. Geringere Zinsaus-
gaben dämpften die Zunahme der konsumtiven 

Ausgaben deutlich. Sie unterschritten das Vor-
jahresergebnis um  12,0 %. Die investiven Ausga-
ben unterschritten das Niveau des entsprechen-
den Vorjahreszeitraums um  2,1 %. Dabei stiegen 
die Sachinvestitionen jedoch überdurchschnittlich 
stark um 20,5 % an.

Finanzierungssaldo

Für den Monat Januar  2017 war ein negativer Fi-
nanzierungssaldo von 13,7 Mrd. € zu verzeichnen. 
Um diesen Betrag waren die Ausgaben höher als die 
Einnahmen.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Ist 2016¹ Soll 2017
Ist-Entwicklung² 

Januar 2017

Ausgaben (Mrd. €)³ 306,7 329,1 39,1

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +0,9

Einnahmen (Mrd. €)³ 316,8 322,1 25,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +14,8

Steuereinnahmen (Mrd. €) 289,0 301,0 23,6

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in % +16,5

Finanzierungssaldo (Mrd. €) 10,1¹ -7,0 -13,7

Finanzierung/Verwendung: -44,5 7,0 13,7

Kassenmittel (Mrd. €) - - 17,1

Münzeinnahmen (Mrd. €) 0,3 0,3 -0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen - 4 6,7 0,0

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. €) 0,0 0,0 -3,3

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Einnahmen, Ausgaben und Finanzierungssaldo des Bundes ergeben sich aus dem aktuellen Buchungsstand. Sie sind daher vorläufig 

und beinhalten u. a. nicht das Ergebnis des NHH 2016. Unter Berücksichtigung der höheren Ausgaben für Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung (+0,8 Mrd. €) und der Zuführung zum SV KInvF (+3,5 Mrd. €) sowie zuzüglich Münzeinnahmen (+0,3 Mrd. €) 
beträgt der Überschuss rund 6,2 Mrd. €.

2  Buchungsergebnisse.
3  Ohne Einnahmen und Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Rücklagenbewegung kann erst nach dem endgültigen Haushaltsabschluss festgestellt werden.
5  (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung des Bundeshaushalts
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Ist1 2016 Soll 2017

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr

Januar 
2016

Januar 
2017

in Mio. € Anteil in % in Mio. € Anteil in % in Mio. € in %

Allgemeine Dienste 72.181  23,5 77.807  23,6 6.970 7.147 +2,5

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung

7.732  2,5 8.501  2,6 1.122 1.181 +5,3

Verteidigung 34.613  11,3 36.620  11,1 3.365 3.279  -2,6

Politische Führung, zentrale Verwaltung 14.580  4,8 16.326  5,0 1.499 1.591 +6,1

Finanzverwaltung 4.507  1,5 4.560  1,4 318 348 +9,2

Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Kulturelle Angelegenheiten

21.472  7,0 23.935  7,3 1.427 1.526 +7,0

Förderung für Schüler, Studierende, 
Weiterbildungsteilnehmende

3.516  1,1 3.977  1,2 437 527 +20,5

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung 
außerhalb der Hochschulen

11.406  3,7 12.729  3,9 508 530 +4,4

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

160.251  52,2 170.486  51,8 19.237 20.270 +5,4

Sozialversicherung einschließlich  
Arbeitslosenversicherung

106.939  34,9 111.943  34,0 15.170 15.905 +4,8

Arbeitsmarktpolitik 34.566  11,3 37.057  11,3 2.715 2.961 +9,0

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.349  6,6 21.000  6,4 1.887 2.006 +6,3

Leistungen des Bundes für Unterkunft 
und Heizung nach dem SGB II

5.384  1,8 6.500  2,0 335 419 +25,1

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 8.065  2,6 8.275  2,5 732 756 +3,3

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg 
und politischen Ereignissen

2.026  0,7 2.111  0,6 228 215  -5,6

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 2.074  0,7 2.324  0,7 130 178 +37,4

Wohnungswesen, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.427  0,8 3.324  1,0 255 345 +35,6

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.866  0,6 2.378  0,7 256 343 +33,7

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 900  0,3 1.250  0,4 40 20  -48,5

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

4.252  1,4 6.039  1,8 1.386 1.173  -15,4

Regionale Förderungsmaßnahmen 719  0,2 1.585  0,5 -7 2 X

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und 
Baugewerbe

1.705  0,6 1.546  0,5 1.308 1.011  -22,7

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 18.313  6,0 20.818  6,3 1.154 1.387 +20,3

Straßen 8.660  2,8 9.154  2,8 554 615 +10,9

Eisenbahnen und öffentlicher Personen-
nahverkehr

5.623  1,8 6.420  2,0 281 287 +2,4

Allgemeine Finanzwirtschaft 25.185  8,2 23.117  7,0 8.156 7.073  -13,3

Zinsausgaben und Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Schulden
aufnahme

17.501  5,7 18.471  5,6 7.646 6.727  -12,0

Ausgaben insgesamt² 306.739  100,0 329.100  100,0 38.739 39.100 +0,9

1  Ausgaben ergeben sich aus dem aktuellen Buchungsstand. Sie sind daher vorläufig.
2  Ohne Ausgaben durch haushaltstechnische Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
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Ist1 2016 Soll 2017

Ist-Entwicklung
Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr 

Januar 
2016

Januar 
2017

in Mio. € Anteil in % in Mio. € Anteil in % in Mio. € in %

Konsumtive Ausgaben 277.056 90,3 295.969 89,9 35.558 35.986 +1,2

Personalausgaben 30.665 10,0 31.988 9,7 2.981 3.404 +14,2

Aktivbezüge 22.269 7,3 23.433 7,1 1.986 2.367 +19,2

Versorgung 8.396 2,7 8.555 2,6 995 1.037 +4,2

Laufender Sachaufwand 26.132 8,5 28.957 8,8 1.760 1.673  -4,9

Sächliche Verwaltungsaufgaben 1.506 0,5 1.542 0,5 78 85 +9,0

Militärische Beschaffungen 9.963 3,2 11.258 3,4 763 512  -32,9

Sonstiger laufender Sachaufwand 14.662 4,8 16.157 4,9 918 1.076 +17,2

Zinsausgaben 17.498 5,7 18.462 5,6 7.646 6.727  -12,0

Laufende Zuweisungen und 
Zuschüsse

201.997 65,9 215.728 65,6 23.046 24.078 +4,5

an Verwaltungen 23.306 7,6 26.824 8,2 1.159 1.061  -8,5

an andere Bereiche 178.691 58,3 188.904 57,4 21.887 23.018 +5,2

darunter:

Unternehmen 26.878 8,8 30.044 9,1 3.084 2.930  -5,0

Renten, Unterstützungen u. a. 28.957 9,4 29.893 9,1 2.761 2.896 +4,9

Sozialversicherungen 112.577 36,7 116.878 35,5 15.489 16.213 +4,7

Sonstige Vermögensübertragungen 764 0,2 834 0,3 126 104  -17,5

Investive Ausgaben 29.683 9,7 36.071 11,0 3.181 3.114  -2,1

Finanzierungshilfen 20.858 6,8 26.035 7,9 2.877 2.749  -4,4

Zuweisungen und Zuschüsse 19.287 6,3 22.639 6,9 2.562 2.566 +0,2

Darlehensgewährungen,  
Gewährleistungen

1.069 0,3 1.927 0,6 38 70 +84,2

Erwerb von Beteiligungen,  
Kapitaleinlagen

501 0,2 1.469 0,4 278 113  -59,4

Sachinvestitionen 8.825 2,9 10.037 3,0 303 365 +20,5

Baumaßnahmen 6.846 2,2 7.533 2,3 182 234 +28,6

Erwerb von beweglichen Sachen 1.480 0,5 1.846 0,6 97 106 +9,3

Grunderwerb 499 0,2 658 0,2 25 26 +4,0

Globalansätze 0 0,0 -2.940 -0,9 0 0 X

Ausgaben insgesamt2 306.739 100,0 329.100 100,0 38.739 39.100 +0,9

1  Ausgaben ergeben sich aus dem aktuellen Buchungsstand. Sie sind daher vorläufig.
2  Ohne Ausgaben durch haushaltstechnische Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten
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Ist 2016 Soll 2017

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 

gegenüber 
Vorjahr

Januar 
2016

Januar 
2017

in Mio. € Anteil in % in Mio. € Anteil in % in Mio. € in %

I. Steuern 288.991 91,2 301.029 93,5 20.281 23.625 +16,5

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 235.747 74,4 246.469 76,5 16.096 16.543 +2,8

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf 
Zins- und Veräußerungserträge)

127.463 40,2 130.187 40,4 6.951 7.036 +1,2

davon:

Lohnsteuer 78.519 24,8 82.939 25,8 4.752 5.262 +10,7

Veranlagte Einkommensteuer 22.879 7,2 23.026 7,1 436 414  -5,0

Nicht veranlagte Steuer vom 
Ertrag

9.731 3,1 9.610 3,0 538 695 +29,2

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

2.613 0,8 2.306 0,7 558 505  -9,5

Körperschaftsteuer 13.721 4,3 13.249 4,1 668 159  -76,2

Steuern vom Umsatz 106.529 33,6 114.436 35,5 9.141 9.459 +3,5

Gewerbesteuerumlage 1.755 0,6 1.846 0,6 5 48 +860,0

Energiesteuer 40.091 12,7 39.796 12,4 241 277 +14,9

Tabaksteuer 14.186 4,5 14.700 4,6 556 432  -22,3

Solidaritätszuschlag 16.855 5,3 17.450 5,4 1.105 1.129 +2,2

Versicherungsteuer 12.763 4,0 13.050 4,1 1.213 1.361 +12,2

Stromsteuer 6.569 2,1 6.530 2,0 588 526  -10,5

Kraftfahrzeugsteuer 8.952 2,8 8.900 2,8 921 883  -4,1

Kernbrennstoffsteuer 422 0,1 0 0,0 0 0 X

Branntweinabgaben 2.072 0,7 2.051 0,6 195 214 +9,7

Kaffeesteuer 1.040 0,3 1.050 0,3 108 96  -11,1

Luftverkehrsteuer 1.074 0,3 1.101 0,3 38 40 +5,3

Ergänzungszuweisungen an Länder -9.845 -3,1 -9.228 -2,9 0 0 X

BNE-Eigenmittel der EU -19.911 -6,3 -21.680 -6,7 167 2.991 +1.691,0

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU -4.250 -1,3 -2.440 -0,8 -354 -197  -44,4

Zuweisungen an Länder für ÖPNV -8.200 -2,6 -8.144 -2,5 -617 -696 +12,8

Zuweisung an die Länder für 
Kfz-Steuer und Lkw-Maut

-8.992 -2,8 -8.992 -2,8 0 0 X

II. Sonstige Einnahmen 27.839 8,8 21.021 6,5 1.868 1.802  -3,5

Einnahmen aus wirtschaftlicher 
Tätigkeit

6.847 2,2 5.468 1,7 32 29  -9,4

Zinseinnahmen 302 0,1 300 0,1 18 15  -16,7

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Privatisierungserlöse

2.890 0,9 1.800 0,6 40 27  -32,5

Einnahmen insgesamt¹ 316.829 100,0 322.051 100,0 22.149 25.427 +14,8

1  Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Einnahmen des Bundes
bis Dezember 2016 (vorläufiges Ergebnis)



Entwicklung der Länderhaushalte bis 
Dezember 2016 (vorläufiges Ergebnis)

Die Ländergesamtheit erzielte bis einschließlich 
Dezember 2016 einen Haushaltsüberschuss von ins-
gesamt 8,8  Mrd. €. Gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum bedeutet dies eine Verbesserung um 6 Mrd. €. 
Die Planungen der Ländergesamtheit für 2016 sa-
hen noch ein Gesamtdefizit von 10,6  Mrd. € vor. 
Die Ausgaben der Länder stiegen um  4,5 % und 
entsprachen damit den Haushaltsansätzen. Bei den 

Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2016, Länder insgesamt
Veränderung im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Einnahmen ist ein Anstieg von  6,2 % zu verzeich-
nen und übertraf die Planungen um  5  Prozent-
punkte. Die Steuereinnahmen erhöhten sich bei 
der Ländergesamtheit um 8,5 %.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis No-
vember  2016 sind in den nachfolgenden Grafiken 
sowie in den Tabellen im Statistikteil aufgeführt.

A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

75

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
Februar 2017



76

Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2016, Flächenländer (West)
Veränderung im Vergleich zum Vorjahr in %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2016, Flächenländer (Ost)
Veränderung im Vergleich zum Vorjahr in %
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2016, Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in %
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Finanzmärkte und Kreditaufnahme des Bundes

Entwicklung von Schulden, 
Kreditaufnahme, Tilgungen 
und Zinsen 

Im Januar wurden für den Bundeshaushalt und 
seine Sondervermögen insgesamt 20,8 Mrd. € Kre-
dite aufgenommen und 23,1  Mrd. € an fälligen 
Krediten getilgt, sodass sich der Schuldenstand 
im Januar um 2,3  Mrd. € auf 1.086,9  Mrd. € per 
31.  Januar  2017 verringert hat. Von den Schul-
den entfielen auf der Grundlage einer vorläufigen 
Berechnung gemäß Regierungsentwurf zum Nach-
tragshaushaltsgesetz  2016 auf die Finanzierung 
des Bundeshaushalts 1.045,9  Mrd. €, des Finanz-
marktstabilisierungsfonds 22,2 Mrd. € und des In-
vestitions- und Tilgungsfonds  18,8  Mrd. €. Diese 
Angaben sind vorläufig, weil zum Zeitpunkt der Be-
richterstattung die endgültigen Jahresabschlussbu-
chungen zum Bundeshaushalt und den Sonderver-
mögen noch nicht vollzogen waren.

Im Januar betrug der Schuldendienst, der neben den 
Tilgungen auch die Zinszahlungen von 6,5 Mrd. € 
umfasst, 29,6 Mrd. €. Der Schwerpunkt der Kredit-
aufnahme lag auf den Emissionen einer 10-jährigen 
Bundesanleihe und einer 2-jährigen Bundesschatz
anweisung mit einem Nominalvolumen von je-
weils 5  Mrd. € sowie einer 30-jährigen Bundesan-
leihe und einer inflationsindexierten Anleihe mit 
einem Nominalvolumen von jeweils 1 Mrd. €. Die 
übrige Kreditaufnahme erfolgte über Verkäufe von 
Bundeswertpapieren aus dem Eigenbestand von 
saldiert 8,7  Mrd. €; dadurch sanken die Eigenbe-
stände an Bundeswertpapieren bis Ende Januar auf 
ein Volumen von  43,6  Mrd. €. Weitere Einzelhei-
ten zu den Schuldenständen sowie ihrer Verände-
rung infolge von Kreditaufnahme und Tilgungen 
zeigt die Tabelle „Entwicklung der Verschuldung 
des Bundes und seiner Sondervermögen“.

Eine detaillierte Aufstellung der Januarergebnisse 
der Kreditaufnahme, der Tilgungs- und Zinszah-
lungen sowie der Schuldenstände des Bundes und 
seiner Sondervermögen ist im statistischen Anhang 

des Monatsberichts enthalten (online verfügbar 
unter www.bmf-monatsbericht.de). Darüber hin-
aus enthält der statistische Anhang für den interes-
sierten Leser auch eine längere Datenreihe der Ver-
schuldung gruppiert nach Restlaufzeitklassen.

Die Tabelle „Entwicklung des Umlaufvolumens an 
Bundeswertpapieren“ zeigt das Umlaufvolumen 
der emittierten Bundeswertpapiere einschließlich 
der zusätzlich als Kassenkredit emittierten und ver-
buchten Bundeswertpapiere.

Die Abbildung „Struktur der Verschuldung des Bun-
des nach Instrumentenarten per 31.  Januar  2017“ 
zeigt die Verteilung der vom Bund und seinen Son-
dervermögen eingegangenen Gesamtschulden nach 
Instrumentenarten. Danach entfällt der überwie-
gende Anteil auf nominalverzinsliche Bundesanlei-
hen (43,2 % auf 10-jährige und 17,9 % auf 30-jährige 
Bundesanleihen), gefolgt von Bundesobligationen 
(20,5 %) und Bundesschatzanweisungen (9,2 %). Der 
Anteil der inflationsindexierten Bundeswertpapiere 
beträgt 6,2 % des gesamten Schuldenstands.

Von den Schulden des Bundes sind 98,5 % in Form 
von Inhaberschuldverschreibungen verbrieft, bei 
denen der konkrete Gläubiger dem Emittenten 
Bund nicht bekannt ist. 1,3 % der Schulden entfal-
len auf Kreditaufnahmen wie Schuldscheindarle-
hen und sonstige Kredite.

Eine detaillierte Übersicht über die im Jahr  2016 
durchgeführten Auktionen von Bundeswertpapie-
ren wird von der Bundesrepublik Deutschland  – 
Finanzagentur GmbH veröffentlicht.1 Am 19.  De-
zember  2016 wurde zudem die Emissionsplanung 
des Bundes im Jahr  2017 veröffentlicht.2 In dieser 
Pressemitteilung werden Details zu den geplan-
ten Auktionen von Bundeswertpapieren im Hin-
blick auf nominal verzinsliche 30- und 10-jährige 
Bundesanleihen, 5-jährige Bundesobligationen, 

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017011

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017012

http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017011
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017012
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Schuldenstand: 
31. Dezember 

2016
Kreditaufnahme  

(Zunahme)
Tilgungen 
(Abnahme)

Schuldenstand: 
31. Januar 2017

Schuldenstands
änderung 

(Saldo)

Haushaltskredite 1.089.151 20.789 -23.065 1.086.875 -2.276

nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.048.151 20.792 -23.065 1.045.878 -2.273

Finanzmarktstabilisierungsfonds 22.231 -3 - 22.228 -3

Investitions- und Tilgungsfonds 18.770 -0 - 18.770 -0

nach Instrumentenarten

Bundeswertpapiere 1.074.825 20.789 -23.065 1.072.548 -2.276

Bundesanleihen 669.840 14.532 -20.000 664.372 -5.468

30-jährige Bundesanleihen 193.792 739 - 194.531 739

10-jährige Bundesanleihen 476.048 13.793 -20.000 469.841 -6.207

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 66.464 903 - 67.367 903

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

4.769 15 - 4.784 15

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

47.110 858 - 47.969 858

Inflationsindexierte Obligationen des 
Bundes

14.585 30 - 14.615 30

Bundesobligationen 221.551 817 - 222.368 817

Bundesschatzanweisungen 95.727 4.536 - 100.263 4.536

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

19.091 - -3.010 16.081 -3.010

Sonstige Bundeswertpapiere 2.152 0 -55 2.097 -55

Schuldscheindarlehen 9.785 - - 9.785 -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.542 - - 4.542 -

nach Restlaufzeiten

Bis 1 Jahr 152.081 151.992 -89

Über 1 Jahr bis 4 Jahre 345.989 355.794 9.805

Über 4 Jahre 591.081 579.088 -11.992

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapital
indexierung inflationsindexierter Bundes-
wertpapiere

3.602 3.553 -50

Rücklagen gemäß Schlussfinanzierungs-
gesetz

2.317 2.317 -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Verschuldung des Bundes und seiner Sondervermögen
in Mio. €

2-jährige Bundesschatzanweisungen, inflationsin-
dexierte Bundeswertpapiere und Unverzinsliche 
Schatzanweisungen des Bundes genannt. Darüber 

hinaus enthält die Pressemitteilung die Vorschau 
der Tilgungszahlungen für das Jahr 2017 unterteilt 
nach Quartalen.
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Schuldenstand: 
31. Dezember 

2016
Kreditaufnahme  

(Zunahme)
Tilgungen 
(Abnahme)

Schuldenstand: 
31. Januar 2017

Schuldenstands
änderung 

(Saldo)

Gliederung nach Instrumentenarten

Emissionen - Haushaltskredite - 1.074.825 20.789 -23.065 1.072.548 -2.276

Umlaufvolumen 1.127.240 12.000 -23.065 1.116.174 -11.065

30-jährige Bundesanleihen 199.500 1.000 - 200.500 1.000

10-jährige Bundesanleihen 509.000 5.000 -20.000 494.000 -15.000

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

5.000 - - 5.000 -

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

48.500 1.000 - 49.500 1.000

Inflationsindexierte Obligationen des 
Bundes

15.000 - - 15.000 -

Bundesobligationen 228.000 - - 228.000 -

Bundesschatzanweisungen 101.000 5.000 - 106.000 5.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

19.088 - -3.010 16.077 -3.010

Sonstige Bundeswertpapiere 2.152 0 -55 2.097 -55

Eigenbestände -52.415 8.789 - -43.626 8.789

Emissionen - Kassenkredite - 
Umlaufvolumen 
Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

4.522 - -1.507 3.015 -1.507

Bundeswertpapiere insgesamt 1.131.761 12.000 -24.572 1.119.190 -3.783

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung des Umlaufvolumens an Bundeswertpapieren
in Mio. €
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43,2 %

17,9 %

20,5 %

9,2 %

6,2 %

1,5 %
1,3 %

10-jährige Bundesanleihen

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes
Schuldscheindarlehen und sonstige Kredite

Sonstige Bundeswertpapiere
0,2 %

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Bundesobligationen

30-jährige Bundesanleihen

In�ationsindexierte Bundeswertpapiere

Bundesschatzanweisungen

Struktur der Verschuldung des Bundes nach Instrumentenarten per 31. Januar 2017 
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner Sondervermögen bis Januar 2017
in Mio. €

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

739

13.793

903

817

4.536

30-jährige Bundesanleihen

10-jährige Bundesanleihen

In�ationsindexierte 
Bundeswertpapiere

Bundesobligationen

Bundesschatzanweisungen
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Kreditart

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez

in Mrd. €

30-jährige Bundesanleihen 194,5 - - - - - - - - - - -

10-jährige Bundesanleihen 469,8 - - - - - - - - - - -

Inflationsindexierte Bundes-
wertpapiere

67,4 - - - - - - - - - - -

Bundesobligationen 222,4 - - - - - - - - - - -

Bundesschatzanweisungen 100,3 - - - - - - - - - - -

Unverzinsliche Schatz
anweisungen des Bundes

16,1 - - - - - - - - - - -

Sonstige Bundeswertpapiere 2,1 - - - - - - - - - - -

Schuldscheindarlehen 9,8 - - - - - - - - - - -

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

4,5 - - - - - - - - - - -

Insgesamt 1.086,9 - - - - - - - - - - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Schuldenstand des Bundes und seiner Sondervermögen 2017

Kreditart

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insg.

in Mrd. €

30-jährige 
Bundesanleihen

0,7 - - - - - - - - - - - 0,7

10-jährige 
Bundesanleihen

13,8 - - - - - - - - - - - 13,8

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

0,9 - - - - - - - - - - - 0,9

Bundesobligationen 0,8 - - - - - - - - - - - 0,8

Bundesschatz
anweisungen

4,5 - - - - - - - - - - - 4,5

Unverzinsliche Schatz
anweisungen des 
Bundes

- - - - - - - - - - - - -

Sonstige Bundeswert-
papiere

0,0 - - - - - - - - - - - 0,0

Schuldscheindarlehen - - - - - - - - - - - - -

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

- - - - - - - - - - - - -

Insgesamt 20,8 - - - - - - - - - - - 20,8

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Bruttokreditbedarf des Bundes und seiner Sondervermögen 2017
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Kreditart

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insg.

in Mrd. €

30-jährige 
Bundesanleihen

- - - - - - - - - - - - -

10-jährige 
Bundesanleihen

20,0 - - - - - - - - - - - 20,0

Inflationsindexierte 
Bundeswertpapiere

- - - - - - - - - - - - -

Bundesobligationen - - - - - - - - - - - - -

Bundesschatz
anweisungen

- - - - - - - - - - - - -

Unverzinsliche Schatz
anweisungen des 
Bundes

3,0 - - - - - - - - - - - 3,0

Sonstige Bundeswert-
papiere

0,1 - - - - - - - - - - - 0,1

Schuldscheindarlehen - - - - - - - - - - - - -

Sonstige Kredite und 
Buchschulden

- - - - - - - - - - - - -

Insgesamt 23,1 - - - - - - - - - - - 23,1

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tilgungen des Bundes und seiner Sondervermögen 2017

Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez
Summe 

insg.

in Mrd. €

Insgesamt 6,5 - - - - - - - - - - - 6,5

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Zinszahlungen des Bundes und seiner Sondervermögen 2017
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 26. Januar 2017 
und des ECOFIN-Rates 
am 27. Januar 2017 in Brüssel

Eurogruppe 

In der Eurogruppe am 26. Januar 2017 standen die 
Lage in Griechenland, die Nachprogrammüberwa-
chung in Irland und Portugal, die Artikel-IV-Kon-
sultationen des Internationalen Währungsfonds 
(IWF) mit dem Euroraum, die Empfehlungen an 
den Euroraum im Rahmen des Europäischen Se-
mesters, die Haushaltsplanungen von Spanien 
und Litauen, die Umsetzung des Fiskalvertrags in 
den Mitgliedstaaten sowie der Bericht des Euro-
päischen Rechnungshofs zum Einheitlichen Auf-
sichtsmechanismus (SSM) auf der Tagesordnung.

Zu Griechenland diskutierte die Eurogruppe den 
Stand der zweiten Programmüberprüfung. Laut 
den Institutionen entwickelt sich die Wirtschaft 
aktuell besser als erwartet, auch die Haushalts-
ziele für  2016 wurden übertroffen. Trotzdem be-
steht bezüglich der für den Abschluss der zweiten 
Überprüfung notwendigen Maßnahmen weiterhin 
Handlungsbedarf. Die Eurogruppe forderte die In-
stitutionen und Griechenland daher auf, die Ver-
handlungen zu beschleunigen. Ziel müsse sein, dass 
die Verhandlungsteams möglichst bald nach Athen 
zurückkehren können. Abschließend berichtete 
der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM) 
über die Umsetzung der kurzfristigen Schulden-
maßnahmen, die die Direktorien der Europäischen 
Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF) und des ESM 
am 23. Januar 2017 im Nachgang zur Entscheidung 
des ESM-Gouverneursrats vom 20. Januar 2017 for-
mell beschlossen hatten.

Zu Irland berichteten die Europäische Kommission 
und die Europäische Zentralbank (EZB) über ihre in 
Koordination mit dem IWF und unter Teilnahme 

des ESM durchgeführte 6.  Mission zur Nachpro-
grammüberwachung. Die Europäische Mission 
fand Ende November/Anfang Dezember 2016 statt. 
Die Institutionen betonten die positive Entwick-
lung der irischen Wirtschaft, trotz der möglichen 
Risiken in Bezug auf den Austritt des Vereinigten 
Königreichs aus der Europäischen Union (EU).

Auch zu Portugal berichteten die Institutionen über 
die Ergebnisse der 5. Mission im Rahmen der Nach-
programmüberprüfung. Diese fand Ende Novem-
ber/Anfang Dezember 2016 statt. Die Institutionen 
betonten den weiterhin bestehenden Handlungs-
bedarf in Portugal, u. a. mit Blick auf die Risiken im 
Bankensektor. Entsprechend rief die Eurogruppe 
Portugal auf, den eingeschlagenen Reformkurs 
konsequent fortzuführen. Portugal bestätigte, sich 
der Herausforderungen bewusst zu sein und not-
wendige Maßnahmen ergreifen zu wollen.

Der IWF hat die Ergebnisse seiner Interim-Über-
prüfung des Euroraums im Rahmen der Ar-
tikel-IV-Konsultationen vorgestellt. Der Auf-
schwung im Euroraum verfestigt sich aus Sicht 
des IWF weiter. Gleichzeitig bestünden neue Ri-
siken vor dem Hintergrund des Regierungswech-
sels in den USA sowie durch den Austritt des Ver-
einigten Königreichs aus der EU. Die Eurogruppe 
bekräftigte vor diesem Hintergrund ihr Bekennt-
nis zu offenen Märkten und freiem Handel. Der Re-
formkurs müsse fortgesetzt werden, um den Auf-
schwung weiter zu verstetigen.

Die Eurogruppe hat die Empfehlungen an den 
Euroraum im Rahmen des Europäischen Semes-
ters 2017 konsentiert. Der Entwurf, zu dem bereits 
die Eurogruppen-Arbeitsgruppe (EAG) im Vorfeld 
Einvernehmen erzielen konnte, wurde ohne Aus-
sprache verabschiedet. Die Empfehlung bildet nun 
für die Euroraummitglieder den Rahmen für den 
länderspezifischen Teil des Europäischen Semes-
ters im Frühjahr 2017.
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Spanien und Litauen haben aufgrund von Wahlen 
und der darauf folgenden Regierungsbildung ak-
tualisierte Haushaltsplanungen für 2017 vorgelegt. 
Hierzu hat die Eurogruppe eine Stellungnahme 
angenommen. Bei Spanien sieht die Europäische 
Kommission die europäischen Vorgaben als größ-
tenteils eingehalten an, bei Litauen sieht sie das Ri-
siko der Nichteinhaltung. Ein Antrag Litauens auf 
zusätzliche Flexibilität vor dem Hintergrund von 
Reformen im Bereich der Sozial- und Rentenpoli-
tik ist in der Bewertung der Europäischen Kommis-
sion noch nicht berücksichtigt.

Der Bericht der Europäischen Kommission über die 
rechtliche Umsetzung des Fiskalvertrags in den teil-
nehmenden Mitgliedstaaten entsprechend Artikel 8 
Absatz 1 des Fiskalvertrags steht weiterhin aus. Die 
Europäische Kommission kündigte an, den Bericht 
in den kommenden Wochen vorzulegen, wollte sich 
aber auf keinen konkreten Termin festlegen. Die 
Eurogruppe bekräftigte noch einmal ihre Erwar-
tung, dass der Bericht zeitnah vorgelegt werde.

Die Eurogruppe diskutierte den Sonder-Prüfbe-
richt des Europäischen Rechnungshofs (ERH) zur 
Effizienz der Verwaltung des SSM. Im Zentrum der 
Diskussion stand die Frage des Dokumentenzu-
gangs des ERH. Dieser hatte sich hierzu in seinem 
Bericht kritisch geäußert. Die EZB-Bankenaufsicht 
wies darauf hin, dass eine primärrechtliche Be-
schränkung der Prüfkompetenz des ERH auf die 
Verwaltungseffizienz des SSM bestehe. Die Europä-
ische Kommission kündigte an, sich der Frage im 
Rahmen ihres in den kommenden Monaten anste-
henden Berichts zur Arbeit des SSM anzunehmen.

ECOFIN-Rat 

Im ECOFIN-Rat am 27.  Januar  2017 standen Fra-
gen der Mehrwertsteuer, das Arbeitsprogramm der 
maltesischen Ratspräsidentschaft, das Europäische 
Semester 2017, die Verhandlungen im Basler Aus-
schuss zur Bankenaufsicht, die EU-Eigenmittel so-
wie die Resilienz-Initiative der Europäischen Inves-
titionsbank (EIB) auf der Tagesordnung.

Beim ECOFIN-Frühstück gab es den üblichen Aus-
tausch über die europäische und globale Wirt-
schaftslage. Deutschland regte an, protektionis-
tischen Tendenzen frühzeitig zu begegnen und 
hierzu die noch offenen Handelsvereinbarungen 
der EU insbesondere mit Asien zu beschleunigen. 
Das Vereinigte Königreich unterrichtete über die 
aktuellen Entwicklungen im Zusammenhang mit 
dem geplanten Austritt aus der EU.

Zur Mehrwertsteuer hat die Europäische Kom-
mission ihren Vorschlag zur Ermöglichung eines 
zeitlich begrenzten Pilotprojekts zur generellen 
Umkehr der Steuerschuld auf nationale Umsätze 
vorgestellt. Damit hat sie eine Forderung insbe-
sondere von Tschechien und Österreich aufge-
griffen, die bereit sind, das aus ihrer Sicht zur Be-
kämpfung des Mehrwertsteuerkarussellbetrugs 
sehr effektive Instrument zu testen. Die Europä-
ische Kommission betonte, dass im Interesse des 
Binnenmarktes ein solches Pilotprojekt an Voraus-
setzungen geknüpft und zeitlich begrenzt werden 
müsse. Der ECOFIN-Rat führte hierzu einen ers-
ten Meinungsaustausch. Es bestanden Zweifel, ob 
die Voraussetzungen der Europäischen Kommis-
sion den interessierten Mitgliedstaaten die Teil-
nahme erlauben würden. Die Bundesregierung be-
tonte, der Vorschlag dürfte den Mitgliedstaaten, die 
an der Durchführung des Pilotprojekts interessiert 
seien, keine unüberwindbaren Hürden in den Weg 
stellen. Am Ende müsse ein Text stehen, der Tsche-
chien und Österreich die Durchführung des Pilot-
projekts ermögliche.

Der neue maltesische Ratsvorsitz stellte sein Ar-
beitsprogramm im ECOFIN-Bereich vor. Schwer-
punkte liegen im Bereich der Bankenunion, der 
Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion, 
der wirtschafts- und finanzpolitischen Koordinie-
rung sowie des EU-Haushalts.

Der ECOFIN-Rat verständigte sich auf die Grund-
lagen des Europäischen Semesters  2017. Hierzu 
nahm er Schlussfolgerungen zum Jahreswachs-
tumsbericht der Europäischen Kommission, zum 
Frühwarnbericht im Rahmen des Verfahrens zum 
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Abbau makroökonomischer Ungleichgewichte so-
wie die Empfehlungen an den Euroraum an.

Der ECOFIN-Rat diskutierte den Stand der Verhand-
lungen im Basler Ausschuss zur Bankenaufsicht zu 
den zukünftigen Eigenkapitalanforderungen für die 
Institute. Die Europäische Kommission legte dar, 
dass weiterhin Uneinigkeit zwischen den Vertre-
tern Europas und der USA über die Kalibrierung der 
Kapitaluntergrenze für die nach internen Modellen 
berechneten Kapitalanforderungen bestünde. Die 
aktuellen Forderungen der USA würden vor dem 
Hintergrund der unterschiedlichen Geschäftsmo-
delle zu erheblichen Mehrbelastungen der europä
ischen Institute führen. Es sei wichtig, sich wei-
terhin auf Grundlage der Schlussfolgerungen des  
ECOFIN-Rats vom 12. Juli 2016 für eine Lösung ein-
zusetzen, die keine signifikant höheren Anforderun-
gen für europäische Banken nach sich zieht.

Der Vorsitzende der Hochrangigen Arbeitsgruppe 
zur Zukunft der EU-Eigenmittel, Mario Monti, 
stellte den Abschlussbericht der Gruppe vor. Die 
Gruppe wurde  2014 vom Europäischen Parla-
ment, dem Rat und der Europäischen Kommis-
sion eingesetzt. Sie sollte die Funktionsfähigkeit 
des Finanzierungssystems der EU überprüfen und 
Möglichkeiten für dessen Reform vorschlagen. 

Die Europäische Kommission begrüßte den Be-
richt und kündigte an, die Mitgliedstaaten bilateral 
zu ihrer Position zu den enthaltenen Vorschlägen 
zu konsultieren. Die Bundesregierung dankte der 
Gruppe für ihre Arbeit und betonte, dass die Ein-
nahmen- und Ausgabenseite des EU-Haushalts zu-
sammen diskutiert werden müssten. Das bisherige 
Eigenmittelsystem funktioniere gut, es bestünde 
jedoch Bedarf zur Vereinfachung. Auf der Ausga-
benseite reflektiere der Haushalt nicht die wirk-
lichen politischen Prioritäten der EU und müsse 
stärker auf den europäischen Mehrwert ausgerich-
tet werden. Er müsse die länderspezifischen Emp-
fehlungen besser flankieren und die nötige Flexi-
bilität bieten, um auf aktuelle Herausforderungen 
reagieren zu können (siehe hierzu auch den Artikel 
zur „Hochrangigen Arbeitsgruppe für Eigenmittel“ 
in dieser Ausgabe).

Unter Sonstiges unterrichtete die EIB über den ak-
tuellen Stand ihrer Resilienz-Initiative, die Investi-
tionsstrategien im Westbalkan und in den Ländern 
der südlichen Nachbarschaft zur Bewältigung der 
Flüchtlingskrise beinhaltet. Die EIB wies auf erste 
genehmigte Projekte hin und warb bei den Mit-
gliedstaaten um weitere Gebermittel. Eine Diskus-
sion fand nicht statt.
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9./10. März 2017 Europäischer Rat in Brüssel

17./18. März 2017 Treffen der G20-Finanzminister und -Notenbankgouverneure in 
Baden-Baden

20./21. März 2017 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel

7./8. April 2017 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Malta

20./21. April 2017 Treffen der G20-Finanzminister und -Notenbankgouverneure in 
Washington D.C.

21. bis 23. April 2017 Frühjahrstagung von IWF und Weltbank in Washington D.C.

22./23. Mai 2017 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel

15./16. Juni 2017 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

15. März 2017 Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2018 und 
Finanzplan bis 2021

9. bis 11. Mai 2017 Steuerschätzung in Bad Muskau

22. Juni 2017 Stabilitätsratssitzung

28. Juni 2017 Kabinettsbeschluss zum Entwurf Bundeshaushalt 2018 und Finanzplan bis 
2021

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2018 und des Finanzplans bis 2021
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Termine



Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

März 2017 Februar 2017 23. März 2017

April 2017 März 2017 21. April 2017

Mai 2017 April 2017 22. Mai 2017

Juni 2017 Mai 2017 22. Juni 2017

Juli 2017 Juni 2017 20. Juli 2017

August 2017 Juli 2017 21. August 2017

September 2017 August 2017 21. September 2017

Oktober 2017 September 2017 20. Oktober 2017

November 2017 Oktober 2017 23. November 2017

Dezember 2017 November 2017 21. Dezember 2017

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des Bundesministerium für Finanzen

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

broschueren@bmf.bund.de

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de/publikationen

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stellenausschreibungen (Terminhinweis)

Stellenausschreibungen für Volljuristinnen/Volljuristen und 
Wirtschaftswissenschaftlerinnen/Wirtschaftswissenschaftler

Das Bundesministerium der Finanzen veröffentlicht voraussichtlich Ende Februar 2017 die nächsten 
Stellenausschreibungen für Volljuristinnen/Volljuristen und Wirtschaftswissenschaftlerinnen/
Wirtschaftswissenschaftler. Bei Fragen hierzu können Sie sich gerne mit Frau Almstedt (03018 682-1325) 
oder Herrn Seehöfer (03018 682-1220) in Verbindung setzen (bewerbung@bmf.bund.de).
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

Statistiken und Dokumentationen Monatsbericht des BMF 
Februar 2017

Entwicklung der Verschuldung des Bundes und seiner Sondervermögen

Gewährleistungen

Kennziffern SDDS - Central Government Operations - Haushalt Bund

Kennziffern SDDS - Central Government Debt - Schulden Bund

Bundeshaushalt 2012 bis 2017

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten in den Haushaltsjahren 2012 bis 2017

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen, 
Regierungsentwurf 2017

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2017

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Schulden der öffentlichen Haushalte - neue Systematik

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquoten im internationalen Vergleich

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im 
BMF-Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht 
als eMagazin bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, unter anderem 
interaktive Grafiken.

http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-verschuldung-bund.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-gewaehrleistungen.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-bundeshaushalt-2012-2017.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-ausgaben-des-bundes.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-haushaltsquerschnitt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-der-staatsquote.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-internationaler-vergleich.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-staatsschuldenquoten.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotential 
und Konjunkturkomponenten des Bundes
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Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2016 bis 2017

Vergleich der Finanzierungsdefizite je Einwohner 2015/2016

Entwicklung der Länderhaushalte bis Dezember 2016 im Vergleich zum Jahressoll 2016

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kassenlage des Bundes und der Länder 
bis Dezember 2016

Die Einnahmen und Ausgaben und Kassenlage der Länder bis Dezember 2016

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-entwicklung-der-eu-haushalte-2016-bis-2017.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-laender.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreise 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

Statistiken und Dokumentationen Monatsbericht des BMF 
Februar 2017

http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2017/02/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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Zeichenerklärung für Tabellen

Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

· Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

Formulierungshinweis
Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird auf geschlechtsspezifischdifferenzierende Formulierungen -  
z. B. der/die Bürger/in - verzichtet. Die in dieser Veröffentlichung verwendete männliche Form gilt im Sinne 
der Gleichbehandlung grundsätzlich für Frauen wie Männer gleichermaßen.

Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfügbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die 
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv 
bearbeitbar, eine einfache Menüführung sorgt für schnelle Übersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu 
einem umfangreichen Statistikbereich.
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